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3. Zvvelte Beratung des Landesgesetzes zur Oberführung von Unternehmungen 1715 
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In dritter Beratung einstimmig angenommen 1724 

Antrag der Fraktion der KPD betr. Vorlage des Gesetzes über Arbeits- 1722 
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5. Erste Beratung eines Urantrages der Fraktion der KPD betr. Landesgesetz 1724 
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23. Zweite und dritte Beratung eines Lan(Wsgesetzes über die Bekanntmachung 
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{Drucksache U /1168) 
l,1 dritter Beratung eiustfmmig a11gerwmmen 

24. Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über die Heilung von 
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(Drucksache II/1169i l 171) 

[11 dritter Beratu11g eirtStimmig angenommen 

25. Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über die Aufhebung der 
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Be r i c h t er s t a t t er: Abg. Dr. Dr. Christoffel 

Verstaatlidiu11g der Gymnasien in Simmern und Montabaur für 1950 vorgesehen 
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Landgerichts in Bad Kreuznach 

(Drucks.ichP f!, llßl) 

Bericht.erstatte r: Abg. Dr. Liclltl!nberger 
fn dritt r;r lif'1'1rl!l11.f! hri 4 Stimnwnthal.tun~en der Kfl) ,m~e1w1w1ttfl1 

1745 

1744 

1745 

17'\5 

l74f 
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Am Regi(>rungst:sch: 
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65. Sitzung, 24. August 1949 1713 

65. Plenarsttzun1 des Landtags Rheinland-Pfalz 
am %4. Aupst 1949 

Beginn 14. 20 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die 65. Sitzung des 
Landtags Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer 
zur heutigen Sitzung sind die Abgeordneten Drahten 
und Gänger. Die Rednerliste führt der Abgeordnete 
Gänger. 

Die Tagesordnung der 65. Sitzung wurde heule vor­
mittag mit dem Ältestenrat besprochen und be­
schlossen. Sie liegt Ihnen gedruckt vor. Zur Tages­
ordnung hat das Wort der Abgeordnete Dewald 
(CDU). 

A b g. D e w a l d : 

Der Hauptausschuß beantragt beim Punkt 33 der 
Tagesordnung zweite und dritte Beratung des Ge­
~etzes. 

Präsident: 

Es ist der Antrag gestellt worden, beim Punkt 33 
der Tagesordnung auch die dritte Beratung heute 
durchzuführen. Widerspruch dagegen erhebt sich 
nicht. Die Tagesordnung ist mit dieser Änderung 
beschlossen. 

Mein Damen und Herren! Vor Eintritt in die Ta­
gesordnung hab~ ich Ihnen Kenntnis von folgendem 
Bericht zu geben, der gestern abend um 11 Uhr 
dureh den Deutschlandsender verbreitet wurde. Die­
ser Bericht spricht für sich selbst, so daß ein weiterer 
Kornmentar dazu vollständig überflüssig ist: 

.,In der gestrigen Landtagssitzung von Rhein­
land-Pfalz wurden auf Veranlassung des dei;- CDU 
angehörenden Präsidenten die demokratischen 
Grundrechte verletzt, In der Debatte über die 
Katastrophe von Prüm kam es zu einer scharfen 
Diskussion, in der der CDU-Landtagspräsident 
Wolters versuchte, der KPD die Schuld für die 
Prümer Explosion In die Schuhe zu schieben und 
die Kommunisten als Attentäter bezeichnete. Er 
wurde hierin von einem SPD-Redner unter­
stützt. 

Als der KPD-Abgeordnete Ernst Buschmann 
hiergegen protestierte, versuchte ihm der Präsi­
dent des Landtages zunächst das Wort zu ver­
bieten und rief inzwischen die Polizei herbei, um 
den Abgeordneten Buschmann gefesselt abzu­
führen. 

(Unruhe und Heiterkeit im Saal.) 

Auch gegen andere Abgeordnete der Kommu­
nistischen Partei versuchte man mit Polizeiterror 
vorzugehen. Dies scheiterte jedoch an dem ent­
schlossenen Widerstand der Kommunistischen 
;Fraktion. Diese wird heute den Bruch der Immu­
nität aur die Tagesordnung bringen." 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt; .Kom­
mentar überflüssig dazu. Ich darf Ihnen aber eines 
sagen: Ich weiß nicht, wer diesen Bericht weiter­
gegeben hat. Ich werde versuchen festzustellen, wer 
diesen Bericht weitergegeben hat. Ob es der Vertreter 
des ostzonalen Rundfunks gewesen ist, der gestern 
erstmalig auf der Presse-Tribüne Platz genommen 
hat, weiß ich nicht. Ich darf Ihnen aber sagen, wenn 
ich fest6telle, wer diesen Bericht gegeben hat, dem 
werde ich zukünftig das Betreten des Landtags-

gebäud~s verbieten (Zuru!e: Sehr richtig!) Ich sehe 
nicht ein, daß derartige tendenziös entstellte und un­
wahre Berichte in die Welt geschleudert werden, um 
die politische Atrqosphäre zu vergiften. 

Wir können nunmehr in die Tagesordnung ein­
lreten. Ich rufe auf den Punkt 1 der Tagesordnung: 
Antrag des Reclttsausschusses betr. Aufhebung der 
Immunität des Abg. Dr. Lichtenberger (Drucksac•he 
Il,'1189). 

Berichterstatter -ist der Abgeordnete Dr. Ritteri:.­
pachel'. Ich erteile ihm da~ Wort. 

A b g. D r . R i t t e r s p a c h e r : 
Meine Damen und Herren! Im Frühjahr 1938 be­

warb sich der Kollege Rechtsanwalt Dr. Lichtenber­
ger - jetzt Notar - um die Übertragung des Notariats 
in Idar-Oberstein, nachdem der frühere Landesteil 
von Oldenburg dem Land Preußen einverleibt und 
dem linksrheinischen Recht entsprechend das Nur­
Notariat in Idar-Oberstein eingeführt worden war. 
Rechtsanwalt Dr. Lichtenberger wurdl.! vun dem da­
maligen Reichsjustizminister zum Notar für Idar-Ober­
stein vorgeschlagen. Vorher hatte sich ein andeJ·er 
Rechtsanwalt um das Notariat beworben, kam aber 
nicht zum Zuge, weil er an die Verleihung des Am­
tes besondere Bedingungen geknüpft hatte. 

Im letzten Augenblick, als der Kollege Dr. Lich­
tenberger schon damit rechnete, daß er zum Notar 
ernannt wurde, tauchte plötzlich wie ein Licht aus 
dem Dunkeln, ein Notar, ein Herr Dr. Wolpcrs her­
vor. Dieser Dr. Wolpers - das muß ich besonders 
anführen für die Beleuchtung des gegenwärtigen 
Falles - war der Sohn des damaligen Reichsgrup­
penwalters „Notare des NSRB" und Präsidenten der 
Reichsnotarkammer, der seit 1932 Mitglied der NS­
DAP und Ehrenführer der SS seit dem 30. Januar 
1940 im Range eines Standartenführers war. Wolpf'rs 
,,,,,·urde dann auch tatsächlich unter Hintansetzung 
des Kollegen Lichtenberger zum Notar ernannt. 

Diese Ernennung war deshalb auffällig, weil Dr. 
Wolpers in Idar-Oberstein überhaupt nicht behei­
matet und auch somt mit dem Bezirk bishe1· ;n 
keiner Weise verbunden war. Dr. Lichtenberger so­
wie die anderen Rechtsanwälte in Idar-Obcr~tein 
waren der Überzeugung, daß die endgültige Ableh­
nung als Notar in Idar-Oberstein darauf zurückzu­
führen war, daß er den seinerzeitigen Parteist~•:en 
nicht genehm war, daß dagegen die Ernennung Dr. 
Wolpers' darau! zurückzuführen war, daß er als Sohn 
eines so außerordentlich einflußreichen national­
sozialistischen .Juristen protegiert worden war. 

Nach dem Zusammenbruch bewarb sich sowohl 
sowohl Dr. Wolpers wie auch wiederum Dr. Lichten­
berger um die Stelle eines Notars in Idar-Oberstein. 
Es wurden Verhandlungen darübe r geführt, und vor 
allen Dingen wurde Dr. Wolpers in ein polifüches 
Säuberungsverfahren einbe7.0gen. In diesem Verfah­
ren hat Dr. Lichtenberger sich äußern müssen. Er 
wurde dazu aufgefordert, und hat nun in seiner 
Äußerung den Kollegen Dr. Wolpers als national­
sozialistischen Nutznießer bezeichnet Wegen dieser 
Äußerung erstatteten Dr. Wolpers und sein Vater, 
der Justizrat Wolpers, der merkwürdigerweise - ob­
wohl er SS-Standartenführer· war - heute wieder 
Dienst tut trotz seiner 76 Jahre als Notar in Lennep, 
Strafanzeige gegen den Ko!Iegen Dr. Lichtenberger 
wegen Vergehens nach § 57 der Säuberungsverord­
nung, Beleidigung, Verleumdung und falsche An­
schuldigung. 

.L· • .......t 
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Ich will über·gehen, welche Gründe seinerzeit da­
[ür maßgebend waren, daß Dr. Wolpers tatsächlich 
zum Not,11· ernannt worden war. Ich will auch da­
von absehen. auf zwei Zeugnisse einzugehen, auf die 
sich Dr. Wolpers jetzt nachträglich berufen hat. Das 
sind beides Herren. die im Reichsjustizministerium 

der eine ein Oberlandesgerichtsrat und der andere 
ein Inspektor früher beim Oberlandesgericht Köln -
früher Dienst gemacht haben. Jedenfalls steht fol­
gende5 fest - und das ist juristisch von Wert. her­
vorgehoben zu werden -, daß nämlich Dr. Llchten­
bergc1· ein berechtigtes Interesse an der Feststellung 
hatte. daß er als Gegner der nationalsozialistischen 
Welta nschauung von der Besetzung der Notariats­
:<telle in Idar-Oberstein ausgeschlossen worden war. 

Auf die Anzeige, die gegen Dr. Lichtenberger er­
s tattet wurde. mußte die Staatsanwaltschaft Koblenz, 
die 7.Uständig wat', nun den Antrag stellen. der Land­
tag möge darüber befinden, ob hier die Immunität 
aufzuheben ist oder nicht. Der Rechtsausschuß war 
gestern abend in seiner Einmütigkeit der Auf­
fas~nng. da ß hier der Antrag auf Aufhebung der Im­
munität ohne weiteres abzulehnen ist. Wir haben 
kurz noch die grundsätzliche Frage behandelt. ob es 
überhaupt notwendig ist. sonnennklare Fälle wie den 
vodiegenden Fall zu behandeln, und ob hier eine 
aus denunziatol'ischem ,Motiv erstattete Anzeige 
überhaupt überprüft werden muß. Die Staatsanwall­
,chaft hätte ohne weiteres das Verfahren gegen Dr. 
Lichtenberger eingestellt. wenn sie sich nicht ge­
bunden gefühlt hätte an die Bestimmung des Ar­
t ikels 94 unserer Verfassung, 

Ich bitte das Hohe Haus. dem Antrag des Rechts­
aus~chusses auf Ablehnung der Aufhebung der Im­
rnunitäl zuzuFtinunen. 

Präsid e nt: 

Sie haben den Antrag des Rechtsauss~husses ge­
hört. der Ihnen in der Drucksache Il/1189 zugestellt 
wurde. Wer dem Antrag des Rechtsausscllusses 
seine Zustimmung geben will. den bitte ich um He­
bung der rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

·wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: Wahl 
der Mitglieder zur Bundesversammlung gemäß Ar­
tikel 54 Abs, 3 des Grundgesetzes rür die Bundes­
republik Deutschland (Drucksache II '1190). 

Abg. Dr. Zimmer (CDU): 

Ich bitte ums Wort. 

PräsiclPnt: 

Herr Abgeordneter Dr. Zimmer. 

Ab g. Dr. Zimmer: 

Ich bitte, die Sitzung für eine kurze Zeit zu unter-
1.,rechen, damit die Fraktionen Gelegenheit haben, 
miteinander eine Verhandlung zu führen. 

Präsident: 

E;,; ist der Wunsch einer großen Fraktion von 
Herrn Dr. Zimmer ausgesprochen worden, die Sit­
zung für 10 Minuten Zll unterbrechen. Ich bitte Sie, 
aber pünktlich wieder zu beginnen. 

(Die Sitzung wird bis 14.50 Uhr unterbrochen.) 

Präsident: 

Meine Damen und HetTen! Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. Wir befinden uns bei 

Punkt 2 der Tagesol'dnung: Wahl der Milglieder 
zur Bundesversammlung gemäß Artikel 54 Abs. 3 
des Grundgesetzes flir die Bundesrepublik Deutsch­
land (Drucksaclte Il'1190). 

Meine Damen und Herren , ich habe zunächst ei­
nen Antrag der FDP vo1· mir liegen, der folgenden 
Wortlaut hat: 

,,Der Landtag w0lle beschließen·. 
Der Fi·aktion der FDP steht gemäß Artikel 54 
Abs. 3 des Grundgesetzes das Recht zu, viet· Mit­
glieder in die Bundesversammlung zu entsenden. 
Als sokhe werden vorgeschhtgen · 
1. Dr. Josef Dohr, Facharzt, Trier, 
2. Alfred Steger, MdL., Weinhändler. Oppen­

heim, 
3. Anton Eberhard, Wirtschafts- und Steuer­

berater. Bad Dürkheim, 
4. Heinz Andres, Asseswr, Gutleuthof bei Kreuz-

nach. 
Begründung: 
Nach Art ikel 54 Abs. 3 sind die Mitglieder der 
Bundesversammlung von den Volksvertretungen 
der Länder nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl zu wählen. Die FDP vet'lrilt den S tand­
punkt. daß für diese Verhält niswahl ctie Z:1hl 
der Abgeordneten maß~ebcnd ist, die nach den 
Wahlen vom 14. August in den Bundestag ge­
wählt worden sind. Die Zahl der Bundes­
versammlung ist weder in der Verfassung noch. in 
der Geschäftsordnung des Landtages, die beide weit 
~~,ri1~.1iJi~f:!~!:1: ..... ~:er.~\c~sichtigt . In folJ?;edessen klinmm 
etwa entgegt>nstehE>nde Be~timmungen der Ge­
schäft.~,:,rdr..tmg hiPr keine Anwt'ndung finden. Viel­
mehr müssen, da es sich hier um ein ausgesprn­
chenes Bundesorgan hande'.t, die Wahlen zum Bun­
destag und nicht die weit zurückliegenden Land­
tagswahlen der Berechnunl;( der Zahl der zu ent­
sendenden Mitglieder allein zugrunde gelegt wer­
den." 

A b g . D r. Z i m m e r : 
Ich bit !P. ums Wort. 

Präsident : 
Herr Abgeordneter Dr. Zimmet· von de1· CDU. 

A b g. D r . Z i m m er : 
Der Antrag der FDP geht von einer Auslegung des 

Artikels 54 des Grundgesetzes aus, der wir nicht 
:zustimmen können. Der Sinn dieses Absatzes 3 in 
Artikel 54 ist es gerade. die Stä rkeverhältnisse der 
Landtage zu berücksichtigen so. wie sie sich jetzt 
darstellen. Wenn es so wäre. wie der Antrag der 
FDP es voraussetzt, daß die Stärkeverhältnisse, \l,,'[e 
sie sil'h anläßlich der Bundeswahl in unserem Lande 
herausgestellt haben, maßgebend sein müßten. dann 
hätte ..der Bundesgeset'.1'.geber eine ganz andere Mög­
lichkeit und sicherlich auch Anlaß gehabt, eine ganz 
andere Methode ;,;u finden und dann hätte e r nicht 
nötig gehabt. auf die La ndtage als Wahlkorporation 
zurfü.:kzugr~ifen. Dann hätte er die Möglichkeit ge­
habt, entsprechend den Stärkeverhiciltnissen, wie sie 
sich jetzt herausgestellt haben, die Wahlmänner zu 
verdoppeln. Gerade dadurch. daß er die Landtage 
eingesetzt hat, wollte er. daß die Landtage in ihr('r 
jetzigen Zui;ammensetzung maßgebend sein sollten . 
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Die Ausdrucksweise „nach den Grundsätzen der Ver­
hältniswahl" bedeutet in erster Linie und vorwiegend 
Ablehnung der Mehrheitswahl in den Landtagen. Es 
i.oll also unmögl!ch sein, daß eine Mehrheit Minder­
heiten benachteiligen kann oder gar ausschließen 
kann. Das ist der Sinn des Ausdrucks „Verhältnis­
wahl". Sie aber verwechseln Verhältniswahl mit 
Stärkeverhältnissen im Lande. Das ist etwas ganz 
anderes. Ich betone ausdrücklich, daß die CDU die 
Frage seht· exakt geprüft hat unter rein verfas­
sungsmäßigen Gesichtspunkten und die Frage nicht 
beantwortet nach politischer Zweckmäßigkeit oder 
nach Gesichtspunkten der polltischen Taktik, sondern 
!ür uns ist es ausschließlich eine Frage des Rechts, 
wobei wir uns dessen bewußt sein müssen, daß wir 
em Anfang der Verfassungspraxis und des Verfas­
sungslebens in Deutschland stehen und wir uns 
hüten müssen, Präzedenzfälle zu schaffen, deren Ent­
scheidung nicht au! das Recht gestellt ist, sondern 
auf die zufälllge politische Macht. Aus diesen Grün­
den können wir uns dem Antrag der FDP nicht an­
schließen. 

Präsident: 

Das' Wort hat der Abgeordqete Neumayer von der 
F'PD. 

A b g. Neu m a y e r : 

Meine sehl' verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Dr. Zimmer stellt seinen Standpunkt vor 
allem unter den Gesichtspunkt des Rechts. Meine 
sehr geehrten Herrschaften, das tun wir a_uch. Es 
ist selbstverständlich, daß alles, was der Landtag be­
schließt, von diesem Rechtsgedanken getragen sein 
muß. Wir können uns aber nicht auf den Standpunkt 
stellen, daß. dut·ch unseren Antrag irgendwie das 
Recht als solches verletzt wird, denn das Grundgesetz 
spricht in Artikel 54 nur davon, daß die Landtage 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl abstim­
men sollen. Hierbei bleibt es offen, ob das . Verhält­
llis, wie es zur Zeit' in den Landtagen noch besteht, 
oder ob das Verhältnis, das die Parteien bei der 
Wahl :1:um Bundestag sich erstritten haben, zugrunde 
zu legen Ist. Das hat ja auch schon eine längere 
Zeitungskampagne ausgelöst, es sind schon viele Ar­
tikel dafür und dagegen geschrieben worden und ich 
habe aus dem eigenen Munde von Herren, die im 

.Parlamentarischen Rat gewesen sind, gehört, daß sie 
dem Standpunkt, den wir vertreten, unbedingt bei -­
pflichten. Also, meine Herren, es ist nicht so, als ob 
hier versucht würde, irgendwie eine Rechtsbeugung 
vorzunehmen, dagegen müssen wir uns entschieden 
verwahren. Wir steb.en nur auf dem Standpunkt, 
daß die Verfassung und die Geschäftsordnung, auf 
die man hier ja gerade mit Rücksicht auf die Wah­
rung des Rechts Be:1:ug nimmt, den Fall der Bun­
desversammlung noch gar nicht berücksichtigen 
konnten, weil ja damals die Bundesversamm­
lung noch gar nicht existent war und man noch 
nicht wußte, ob eine solche jemals in Erschei­
nung treten werde. Hier handelt es sich um ein 
vollkommenes Novum, das geschaffen ist durch das 
Grundgesetz, in dem eine Bundesversammlung fest­

.gelegt wurde, :1:u der nunmehr 'die wsätzlichen Mit­
glieder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
durch die Landtage zu wählen sind. Und da stehen 
wird auf dem Standpunkt, nachdem es sich nun 
durch diese Wahl gezeigt hat, wie heute die Ver­
hältnisse sind, daß dann auch der heutige Prozent-

; ' , 1' .. ' 

satz zugrunde gelegt werden muß, der sich aus den 
Bundestagswahlen ergeben hat. Das ist unser Stand­
punkt und ich bitte, über den Antrag abstimmen 
:1:u lassen. 

Präsident: 

Sie haben die Ausführungen gehört. Ich lasse über 
den Antrag der FDP, den ich eben verlesen habe, 
abstimmen. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe? Abgelehnt gegen die Stimmen aller 
anderen Parteien. 

Wir kommen nunmehr zur Drucksache II 1190. Ich 
bitte den Druckfehler zu berichtigen, es heißt nicht 
II/1193, sondern II/1190. Dann bitte ich ferner zu 
berichtigen in der Drucksache unter dem Vorschlag 
der FDP, es heißt nicht „Steger, Alfons", sondern 
,,Steger, Alfred". Auch das ist ein Druckfehler. Dann 
hat die Kommunistische Partei ihren Vorschlag 
Buschmann zurückgezogen und dafür den Vorschlag 
Betz , Adolf, gemacht. Ich bitte, das auch auf der 
Drucksache zu berichtigen-

Meine sehr verehrten Anwesenden, wir kommen 
zur Abstimmung über diesen Vorschlag. Wer dem 
Vorsd:\Iag seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Gegenprobe? Der Vor­
schlag ist damit einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Punkt 3 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung des Landesgesetzes zur Oberfllh­
rung von Unternehmungen in Gemeineigentum 
(Drucll:sache II/959). Berichterstattung der Wirt­
schafts- und Verkehrsausschuß. 

Der Abgeordnete Kuhn als Berichterstatter hat das 
Wort. 

A bg. Kuh n: 

Mein Damen und Herren! Der Wirtsdlaftspolitische 
Ausschuß hat neben anderen Ausschüssen des Land­
tages sich mit dieser Materie der Überführung von 
l.'nternehmungen in Gemeineigentum befaßt. Die 
Beratungen :1:iehen sich über einige Monate dahin. 
Erstmalig beriet der Rechtsausschuß am 19. Mai 1949 
diesen Gesetzentwurf der Landesregierung. Dort kam 
zum Ausdruck., daß man die Zuständigkeitsfrage zu­
erst untersuchen müsse. Es tauchte der Gedanke auf, 
daß Sozialisierungsgesetze :1:ur konkurrierenden Ge­
set:1:gebung des Bundes gehörten, daß mithin der 
Bund dieses Geset:1: in seine Eigenzuständigkeit an­
ziehen könnte. Außerdem wurde dort im Rechtsaus­
~chuß eingewandt, daß es sich vornehmlich um ein 
Gesetz politischen Charakters handeln würde. Daher 
hat der Rechtsausschuß seine Beratungen einge­
schränkt. Aber es wurde klar, daß man mit diesem 
Geset:i: ernst machen. müßte, weil die Verfassung 
vorsah, daß innerhalb zwei Jahren das Gesetz durch­
geführt werden müßte. Die Fraktionen sollten be­
stimmen, ob angesichts des Grundgesetzes e~ne Be­
ratung des Gesetzentwurfes noch zweckmäßig ist. In 
den darauffolgenden Beratungen haben die Fraktio­
nen ihre Stellungnahme bekundet. Die Fraktionen 
sahen es für zweckmäßig an, sich mit dieser Gesetzes­
materie zu beschäftigen. Die vorbereitende Arbeit 
wäre geboten. In solcher Weise kam das Geset:1: zum 
Wirtschaftspolitischen Ausschuß erstmalig am 22. 
Juni 1949. Dem Wirtschaftspaliti~chen Ausschuß lagen 
verschiedene Entwürfe vor. 
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l. der Regierung~1:nlw1,:rf, den !'iie alle kenn•.in, 

2. ein Entwurf eines Gesetze:. über Sozialisierung 
des Allgemeinen Gewerkschattsbundes von 15. 
Juni 1948, und 

3. de!' Entwurf des Sozialpolitischen Ausschusses 
der CDU. 

Der Wirt.~eh11flspolilische Ausschuß nahm in erster 
Linie den Regierungsentwuf'! vor, und es erfolgten 
die grundsätzlkhen SteHun~nahmen der einzelnen 
Vertreter. Man befaßte sich zuerst mit dem Soziali­
sierungsaus;;chuß, ein Ausschuß, der eben die Be­
triebe und Unternehmungen untersuchen soUte, in­
wieweit c1uf sie die Merkmale des Artikels 61 zu­
treffen soliten. Im Ausschuß kam zum Ausdruck, daß 
durch die dann beginnende Arbeit eines solchen 
Ausschusse;; eine unnötige und zu vermeidende Un­
ruhe in die Wirtschaft getragen wüi·de. Die Diskus­
sion über die eventuelle Einbeziehung eines Unter-
11!:,hmens in die Kategorie der zu überführenden 
Betrieb<> würde innerhalb der Betrit:be, sei es Ge­
schäft~fühnmg, sei es Arbeitnehmerschaft und dar­
über hinaus in sämtliche Organe der Wirtschaft eine 
gewi~se Beunruhigung hineintragen. Insbesondere 
würde man die Unruhe dadurch vermerken1 daß 
man nicht wüßte, wie ein derartiger gemejnwirt­
Rchaftlicher Betrieb aussehe. Die Vel"treter wandten 
gegen den Regierungsentwur! ein, daß der Teil II 
des Entwurfes unvollkommen sei. Er müsse ergänzl 
und durchsetzt werden durch Grundsätze, wie sie in 
den Entwürfen des Allgemeinen Gewerksch<1ftsbun­
cies und des Entwurfes des Sozialpolitischen Aus­
schusses der CDU enthalten seien. Demgegenüber 
wurde geltend gemad1i .. daß der Regierungsentwurf 
immerhin nach der Verfassung vorgehen würde. Er 
wäre eine befriedigende Lösung, denn man müßte 
vom elnzelnt'n Betrieb ausgehen. und genau beob­
achten, ob alle Merkmale des Arl 61 auf ihn zuträ­
fen. Dann könnte man zum Allgemeinen fortschrei­
ten. Die Bestimmungen der Oberführung hätten 
nicht notwendig zur Folge, daß man allgemeine Maß­
nahmen gesetzlich festlegen sollte, d. h. Maßnahmen, 
wie sie auf alle Betriebe zuträfen. Man müßte indivi­
duell, je nach Betrieb verfahren. Es wären jeweils 
andere betriebliche Vu!'a11ssetzungen, die auch je­
weils andere Reclllsfol'men und andere Rechtsbestim­
mungen nach sich zögen. In der Diskussion wurde 
empfohlen , den Versuch zu machen, eine Synthese 
herbei,:uführen zwischen Regierungsentwurf und dem 
Entwurf der Gewerkschaften. Der Ausschuß kam 
nicht zu abschließender Betrachtung und vertagte 
sich. Indes sollte auch die Stellungnahme der 
Hauptwirtschaftskammer herangezogen werden. In 
einer zweiten Sitzung des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses am 12. .Juli 1949 waren Vertreter der 
Gewerkschaften herangezogen, die die Grundsätze 
ihres Entwurfes darlegten. Sie stellten dar, daß sie 
keineswegs dafür eintreten würden, daß gemeinwirt­
;:;chaftliche Betriebe in einer Hand zusammengeballt 
werden sollten . Sie verlangten nachdrücklich, daß 
verschiedene Träger da sein sollten, die die gemein­
wirtschaftlichen Betriebe übernehmen sollten. Denn 
die Verantwortlichkeit sollte verteilt werden, und 
zwar verteilt, daß auch die jeweiligen Träger das 
Risiko mit übernehmen sollten, je nach Kapitalein­
lage. Die privatwirtschaftlichen Grundsätze sollten 
nicht ganz ausgeschaltet werden. Insbesondere sollte 
man erfahrene Unternehmer hinzuziehen, so daß also 
die Mitbeteiligung der Privathand geboten wäre. 
Im Mittelpunkt der Betrachtungen des Gewerk-

schaflsentwurfes stand die Vermögensverwaltungs­
gesellschaft. Die Gewerkschaftsvertreter erklärten, 
sie dächten nicht da1·an, daß mit dieser Vermögens­
verwaltung eine Kon,:ernspitze entstehen sollte, 
sondern lediglich ein Selbstverwaltungsorgan. Sie 
wären selbst für die Begrenzung der bürokrati!-chen 
Selbstherrlichkeit und insbesondere gegen den Miß­
brauch der staatlichen Macht. In ihrem Entwurf 
hätten sie · insbesondere die Zuständigkeitse1·weite­
rung der Betriebsräte belonl. Man könnte nicht den 
Weg gehen vom speziellen Betrieb zum allgemeinen, 
denn wenn man einen Weg gehen wollte, müßte man 
ein Ziel sehen. Sie empfahlen also zuerst den Ge­
i,icht.;punkt herauszustellen, wie eigentlich ein ge­
meinwirtscha!tlichet Betrieb aussehen müß~. Nun, 
dem wurde entgegnet, daß man bei einem solchen 
Verfahren gegen die Verfassung vt'rstieße, denn die 
Verfassung sehe den Weg vor, vom speziellen Unter­
nehmen zum allgemeinen vorzudringen. Man wandte 
sich auch gegen die Vermögensverwaltung, sie sei 
eine Zusammenballung der öffentlichen Hand und 
wäre dann das gleiche wie Konzerne, oder Trusts in 
der privaten Hand. Sie seien staats- und gewerk­
schafts~eitig beeinflußt und man müsse dieses Vor­
herrschen der Staatshand und der Beeinflussung 
äurch eine große Körperschaft ablehnen. Auch die 
VVG., vefzeihen Sie, die Vermögensverwaltungs­
gesellschaft, wäre nichts anderes als eine staatliche 
Organisation. Der Wirtschaftsausschuß faßte alsdann 
den Beschluß, eine Anfrage an die Landesregierung 
zu stellen. Darin sollte gefragt werden, ob sie · auf 
Grund der Vorschläge der Hauptwirtschaftskammer 
und auf Grund des \'orliegenden Entwurfs der Ge­
werkschaften noch ÄnderungsvorS<:hläge für die Aus­
schußberatungen zu machen hätte. Ein Bescheid der 
Landesregierung ist bis heute noch nicht einge­
trnff,m 

Alsdann trat die Hauptwirtschaftkammer zu einer· 
Beratung mit t>inem Unterausschuß dl:'S wirt~chafts­
polit.ischen Ausschusses zusammen. Es war am 
16. August 1949. Hier behandelte man insbesondere 
den Begriff des gemeinwirtschaftlichen Eigentums. 
Es wurde vorgebracht, daß diese Betriebe die größt­
mögliche Publizität besitzen müßten, daß sie den 
gleichen Start haben müßten und die gleichen Wett­
bewerbsbestimmungen wie Private, denn So:dali~ie­
rung bedeute nicht Verstaatlichung. Man empfiehlt 
seitens der Hauptwirtschaftskammer, zwei Gesetze zu 
schaJkn, einmal ein Gesetz, das die Grundsätze der 
gemeinwirtschaftlichen Betriebe enthalten würde, und 
2. ein GeSEttz, das die technische Durehführung an­
führt. In demselben Gremium wurde der CDU-Ent­
wurf eingehend besprochen, der sich in vielen Punk­
ten dem Entwurf des Allgemeinen Gewerkschafts­
bundes nähert. Die Vertreter der Gewerkschaften 
legten klar, daß sie nicht unbedingt auf einer Ver­
mögensverwaltungsgesellschaft beständen. Indes 
wäre es notw~ndig, daß ein gewisses Aufsichtsrecht 
des Staatei. im Gesetz verankert würde. Um dieses 
Aufsichtsrecht des Staates wurde lebhaft diskutiert. 
Man bn1chte vor, daß damit der vorherrschende Ein­
fluß des Staates gegeben sei, was unter allen Um­
~tänden zu vermeiden wäre. Man einigte sich auf 
den Begriff eines modifizierten Aufsichtsrechtes. 
Schließlich kam man zu dem Ergebnis der Beratun­
gen, die wie folgt .zusammengefaßt wurden: Die ge­
meinwirtschaftlichen Betriebe sollen wie Privat­
betriebe behandelt werden und die gleichen Start­
und Wettbewerbsbedingungen erhalten. Die Ein­
flußnahme der staatlichen, kommunalen und gemein-
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nützigen Organe auf die sozialisierten Betriebe wird 
an die Kapitalbeteiligung der einzelnen Organe ge­
knüpft: Die Privatwirtschaft soll mitbeteiligt, aller­
dings ihr Kapitalanteil begrenzt werden. Keine der 
beteiligten Gruppen darf das Übergewicht erhalten. 
Subventionen an gemeinwirtschaftliche Betriebe 
sollen unter den gleichen Bedingungen gegeben 
werden wie an Privatbetriebe. Das war das Resume 
der Verhandlungen des Unterausschusses. 

Der Wirtschafts- und Verkehrsausschuß war zu 
Rate gegangen, wie man die Diskussion über die 
Beratung des Gesetzentwurfes fortsetzen sollte. Man 
kam zu dem Entschluß, daß man nunmehr die Be­
ratungen im Plenum weiterführen müßte. Man faßte 
In der vorletzten Sitzung des Wirtschafts- und Ver­
kehrsausschusses den Beschl\lß: 

Der Wirtschafts- 'und Verkehrsausschuß sieht in 
der Druckache II/959 eine Diskussionsgrundlage, die 
durch die Abänderungsanträge unter Berücksichti­
gung der Vorschläge · der Hauptwirtschaftskammer 
vervollkommnet werden kann und überweist die Vor­
lage dem Plenum zur zweiten Beratung. 

Meine Damen und Herren! Sie haben nunmehr 
Gelegenheit, in die zweite Beratung einzutreten. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Ludwig von der 
SPD. - Ich mache darauf aufmerksam, daß der Äl­
testenrat für die Besprechung eine Redezeit von 10 
Minuten festgesetzt hat für die einzelnen Parteien. 
Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, es ist so be­
schlossen. Der Abgeordnete Ludwig hat das Wort. 

A b g . L u d w i g : 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende Ent­

wurf soll der Ausführung des Art. 61 der Verfassung 
dienen. Wir konnten bei den damaligen Verfassungs­
beratungen diese Formulierung nicht akzeptieren, 
weil wir das Gefühl h'l.tten, es handele sich. um den 
Versuch, einer starken Stimmung mit verwirr~nden 
Worten Rechnung zu tragen i~ der Absicht, die Über­
!Uhrung der angedeuteten Betriebe in Gemeineigen­
tum zu verhindern, Ich würde mich freuen, wenn es 
nicht so gewesen wäre, aber das war jedenfalls 
unser Gefühl. Der Wirtschaftspolitische Ausschuß hat 
nun die Vorlage als Diskussionsgrundlage bezeichnet. 
Diskutieren kann man über alles, also auch darüber. · 
Nach unserer Auffassung müßte aber mindestens ein 
dem Sinne der Verfassung entsprechendes Gesetz 
vorgelegt werden, daß man dann dem Willen der 
Mehrheit entsprechend ändern könnte. Der vorlie­
gende Entwurf lädt uns ein, einen ermüdenden und 
nie ans Ziel führenden Weg zu gehen. Ein außer­
parlamentarischer Ausschuß aus Beamten, et"'as ver­
süßt durch die Hinzuziehung von Unternehmer- und 
Gewerkschaftsvertretern, soll damit beginnen, zu­
nächst einmal die in Frage kommenden Betriebe 
auszusuchen. Der Staat hat durch Gesetz die Betriebe 
in Gemeineigentum zu überführen, so heißt es wört­
lich in der Verfassung. Das Gesetz muß also der 
Ausgangspunkt für · die Auswahl der Betriebe sein. 
Der umgekehrte Weg bedeutet die Verhinderung des 
Gesetzes. Wie stellen Sie sich, meine Herren, die 
Mitarbeit von Abgeordneten vor bei der Ausarbei­
tung eines Gesetzes, das vielleicht Sie selbst oder 
Freunde, Bekannte und Verwandte berührt, wenn 
schon vorher die Betriebe bekannt s'ind, die unter 
dieses Gesetz fallen soUen? Der vorliegende En'twur! 

wurde auch von der Hauptwirtschaftskammer als 
ungeeignet bezeichnet. Ein Entwurf der Gewerkschaf­
ten und ein von den Sachverständigen, wie Sie 
vielleicht gehöi-t haben, der CDU abgeänderter Ent­
wurf, wurde von der Mehrheit des Wirtschaftsaus­
schusses nicht als empfehlenswert anerkannt. Eine 
kleine Kommission hat nun einige Richtlinien und 
Grundsätze aufgestellt, die als Voraussetzung der 
Abänderungsanträge für die zweite und dritte Lesung 
dienen sollen. Im Verlaufe der Beratungen wurde 
auch darauf hingewiesen, daß man diese Angelegen­
heit dem Bundesparlament zur Regelung überlassen 
könne. Vorerst sind wir aber durch die Verfassung 
gebunden, diese Aufgabe unverzüglich, so heißt es 
in der Verfassung, in Angriff zu nehmen. Das Bun­
desparlament ist sicher den Landesparlamenten für 
jede geleistete Arbeit dankbar, weil es darin den 
Willen der Länder· in dieser Frage erkennen kann. 
Beim vergangenen Wahlkampf und bei den ersten 
Fühlungnahmen nach der Wahl ist allerdings sehr 
klar zum Ausdruck gekommen, daß die Partei­
freunde unserer Verfasser des Sozialisierungsartikels 
tatsächlich gar nicht wollen, und die Haltung der 
SPD in dieser Frage sogar als das entscheidende 
Hindernis gegen eine Koalition mit der SPD bezeich­
nen. Das Zukunftsideal soll die freie Wirtschaft oder 
soziale Marktwirtschaft sein. Diese Wirtschaftsord­
nung soll sich angeblich so glänzend bewährt haben. 
Stimmt dies wirklich? Wir verkennen durchaus nicht 
die Fortschritte, die unter der kapitalistischen Wirt­
schaft erzielt wurden. Aber wir bitten folgendes nicht 
zu vergessen: 

Unter dieser Wirtschaftsform litten wir zunächst 
einmal unter drei furchtbaren Kriegen, 1870, 1914, 
1939, ferner unter häu!igen, schweren Wirtschafts­
krisen mit bis zu 6 Millionen Arbeitslosen mit all 
den Folgen, unter natürlichen und falschen Ban­
krotten, Währungszerrüttungen, wiederholter Ent­
eignung ehrlicher Sparer, unter Korruptionsskanda­
len, ungerechter Besitzverteilung mit sozialem Elend, 
Verhinderung von Fortschritten durch Aufkauf von 
Patenten, durch Zollschranken, Verkehrsbehinderun­
gen infolge Eigentumsfanatismus, Unterdrückung 
von Begabungen und schließlich unter dem Faschis­
mus mit seinen schändlichen Verbrechen. Ich kann 
in den 10 Minuten das alles nur andeuten. War nun 
die Wirtschaft wirklich frei? Ich erinnere nur an die 
Konzerne und Kartelle, an ihre Preispolitik, an die 
Niederkonkurrierung dei; kleinen und mittleren Be­
triebe, eine sehr problematische Freiheit. Ich habe 
das Wirtschaftsprogramm der CDU während des 
Wahlkampfes studiert und ich muß sagen. es gibt 
zwar manche Abweichungen von unseren Auffassun­
gen, über die sich zum Teil sogar reden läßt, aber 
es gibt vor allem viel Planung und Lenkung unter 
Hinweis auf die erforderlichen Gesetze. Wir haben 
jetzt ein Handwerkergesetz verabschiedet, wir beob­
achten die Forderungen der. freien Berufe auf Ein­
schränkung der Freizügigkeit, die Gutachten der 
Kammern gegen das Vorliegen eines Bedürfnisses 
usw. Ja, wir haben schon wieder Beweise von Preis­
diktaten, von Unternehmern und Händlern gegen die 
Kleinverkäufer und sind deshalb sehr skeptisch 
gegenüber den Lockrufen nach freier Wirtschaft, wo­
bei leider oft mehr an die Freiheit unbeschränkten 
Verdienens gedacht wird. (Zurufe: Sehr · richtig!) 
Sollten wir wirklich nich.ts gelernt haben aus der 
Vergangenheit, aus den grauenhaften Katastrophen, 
soll wieder alles unverändert weitergehen, wie es 
mit der Katastrophe des Hitlerregimes geendet hat? 
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Man hat die aus der Nazihenschalt übernommene 
Zwangswirtschaft mit Planwirtschaft un-d Sozialisie­
rung verglichen. Ich nehme an, daß dies nur al!\ 
Wahlpropaganda zu dienen hatte, denn ich kann 
nicht unterstellen, daß ernst zu nehmende Merni<'hen 
glaubten, uns schwebe ein solcher Kriegszustand 
aus dem Nazireich als Wirtschaftsideal vor. Was wir 
untff Planung verstehen. Lenkung oder Sozialisie­
rung, hat mit dieser Zwangswirti;C'haft traurigen 
Angedenkf>ns aber auch nicht das geringste :zu tun. 
!Bravorufe.) Solange wir Bewirtschaftungsmaßnah­
i;1en befürworteten, konnte es sich nur darum han­
deln. den Mangel zu irationieren. rJamit nicht nur die 
S<'hi?ber und die finanziell Bevorzugten leben kmm­
t~n. während die Massen hungern und entbehren 
mußten. Planung und Lenkung als Wirtschaftsform 
geht auf WPite Sicht aus dem Normalzustand der 
Vollbeschäftigung hervur. Das Mindeste. was man 
verlangen muß, ist doch zunächst eine vemünfti~e 
r Rnkung rlPr Kredi!P, um na<'h eini>r gewissen Rang­
ordmmg <las BauE'n, wichtige Exportindustrien usw. 
fürdern zu können. Auch Import und Export erfor­
dern eine Üb<:·l'W-'cl1'hung und Lenkung. Das kann mit 
einem sehr geringen Aufwand an Bürokratie ge­
s1.,'hehen. w€'nn die wirtf:chaftlichen Selbstverwal­
tungsorgane mithelfen. Bodenschätze und Schwer­
in<lu~t ri<-' WPrden nicht von denen verv,.raltet. die als 
die Besitzer gelten, Direktoren, Ingeni€'t1re. Werk­
meister leiten tatsächlich die Betriebe. Diese werd~n 
bestimmt nicht schlechter geleitet, wenn sie in Ge­
meineigentum überführt sind. Die Klöster, mit ihren 
Gemeinschaftseinriehlungen. Landwirtschaft.. Hand­
werk. Bni.uereien, caritativen Anstalten aller Art. 
oder die kirchlichen Einrichtungen diese:r Art. sind. 
berlibmt durch ihre hervorragenden Leistungen. Un­
sere Staats- und Kommunalbetriebe können sich 
auch durchaus sehen lassen. Unsere Bau-. Produktiv­
und Kom:umgenos!Z<'nsrhafkn haben Hervorragf>n­
des für da.s Gemeinwohl geleistet. Wir haben nie 
daran g<'dacht, Bauern. Handwerker oder Fabrik­
betriebe zu sozialisieren. die auf eigener Arbeit oder 
Mitarbeit basieren. vVir schätzen dai; durch eigene 
Arbeit erworbene Eigentum und denken nicht 
daran. eli anzutasten. Bauern. Handwerker, Handel 
und Gewerbe haben uns schon gezeigt, wie man mit 
genossenschaf!lichen Methoden die Kraft des Schwa­
chen steigern kann. Winzergenossensct,aften, oder 
solche der Gemüsebauern, Molkereien, Maschinen­
genossenschaften, Gemeindeverbände. Flurbereini­
gung. Handwerker- und Einkaufsgenossenschaften 
haben durchaus ihre Bewährungsprobe abgelegt. Dns 
Eigentum bleibt, aber alle genießen den Vortell ge­
meinnützigen Wirkens. Dieses Genossenschaftswesen 
ve1·dient unsere ganze Unterstützung. Kapitalistische 
Kreise b ernühen sich. die englischen Ver.such~ einer 
Gemeinwirtschaft auf dem Gebiete deR Verkehrs 
und der Bodenschätze verächtlich zu machen. Dieses 
Land hat sehwer gelitten durch den Krieg, durch die 
Unterbrechung eines gewaltigen Handelsverkehrs und 
der Versenkung von 20 Millionen Tonnen Schiffsraum. 

Ohne die Sozialisierungsmaßnahmen wäre m . E . 
die Lage viel schlimmer. Der Lebensstandard der 
Bevölkening i~t ~ehr hoch. ich habe mich persönlich 
davon übet"Zeugen können. Die Kohlenproduktion oe­
trägt heute in England 150 v . H . der Vorkriegszeit. 
Der Reingewinn für das erste Quartal 1949 betrug 
7.3 Millionen Pfund Sterling. Im letzten Quartal 
waren es netto 4.5 Millionen Pfund. 3.3 -Millionen 
wurden an das Brennstoffministeri.um abgeliefert. 
Was sehr wh:hlig ist: In England gibt es keine Ar-

beitslosigkeit. Die Konservativen haben bereits er­
klärt, daß sie im Falle einer Regierungsübernahme 
nichts an diesen Maßnahmen ändern würden. {Zu­
rufe: Hört, hört!) Auch das kapitalistische Land 
Amerika ko.mrnt nirnt ohne gemeinwirtschaftliche 
Maßnahmen aus. Da der Wohnungsbau kapilalistisch 
nicht geföirt wel.'den konnte, infolge der geringen 
Profitrate, bauen jetzt Staat, Gemeinden und Genos­
senschatten. Das Problem der Flußregulierung. 
Schiffbarmachung und Wasserkraftausnutzung wird 
heute In Amerika durch den Staat gelöst Die staat­
Hche Sozialversicherung entwicl<:elt sich rasch, die 
carltatlven Hilfseinrichtungen sind enorm. Die Ce­
werkschaften stehen an zweiter Stelle in der Sta­
tistik der Vermögen, und verfügen über beträcht­
liche Beteiligungen· an Gemeinschaftswerken. Ange­
sichts unserer furchtbaren El'fahrungen und der an­
gefti,hrten Tatsachen. sollten doch alle verantwor­
tungsbewußten und fortschrittlich gesinnten M<:!n­
schen überlela(en. ob es möglich ist. beharrlich an 
ütw>rkommenPn,, kon!!Prvativen Formen -festzuhalten . 
Alles Gute aus der Vergangenheit Roll 11uch nach un­
serer Auffassung erhalten und gepflegt werden. Alle 
Änderungen sollen, wo irgend möglich, mit dem or­
ganisch Gewachsenen verbunden bleiben. Für die 
Gemeinschaftsbetriebe soll jeweils die passendste 
Form in Anwendung kommen. Aber die Be­
relts<:haft, aus den Erfahrungen iu lernen, den 
Bankrott des Kapilali!;mui; anzuerkennen und dar­
aus d1e erforderlichen Schlußfol~erungen zu ziehen. 
muß im Vordergrund stehen. Der Mißbrauch wirt­
schaft.li<"her Macht hAt un~ in die Katastrophe ge­
führt. (Zurufe: Hört. hört!) Elne solche MaC'ht in 
privater Hand sollte sich nicht mehr entwickeln 
dürfen. Auch in der Übernahme dieser Macht durch 
den Staat können wir nicht die Lö~\rng l"l'blicken. 
Deshalb sind wir für die Förderung aller und der 
verschiedensten Formen der Gemein,wlrtschaft. Da­
bei i;:oll soviel Fr1?ih1>it ~ein . wie möglkh . und, :<oviel 
Planung, Lenkung und SO'Zialisierung, wie zweck­
miH3i.<;l un<i notwendig. Wir sind bereit, die ange­
kündigten Grund-sätze zu prüfen und an der Schaf­
fung einer neuen, besseren Vortage mitzuwirken. 
Der vorliefl!ende Entwu:rt entspricht in keiner Weise 
den Vorstellungen. die wir bei den bescheidenen 
Erwartungen angesichts der verklausulierten Verfas­
sungsbestimmungen hatten. (Beifall bi:>i dPr SPD.1 

Pl'iisidenl; 
Da!i Wo1·t hat der Abgeordnete Schieder von der 

Kommunistischen Pattei. 

A b g, S c h i e de r : 
!\-'!ein!! Damen und Herren! k h glaube, es ist schon 

sehr viel Papier bes C'hrieben worden. ,-e\l 1945 auch 
in Rheinland-Pfalz. um die Frage der Sozialisierung 
zu klären. Man könnte fast sagen, so wie es in einer 
Oper heißt: ,,Wie sich die Bilder _gleichen··. und 
zw::t:r die Bilder nach 1918 und nat:h 1945. 

Ich möchte auf ein Stichwort eingehen. das der 
Abgeordnete Kuhn hi.;,r gesagt hat: das Ziel sehen. 
lch i,;:laube, wer sich ernsthaft mit der Frage der 
Überführung von Unternehmen in Gemeineigentum 
beschäftigen wiil, der kann um die entscheidende 
Frage nicht herumkommen : Wie soll in der Praxis 
diese Geschichte gelöst werden? 

Wenn sich in den Ausschüs~en heute schon wieder 
die Frage erhebt nach der Zustiindigkeit. ob e~ de ,· 
Bund sein soll oder sonst irgendeine neue Organi­
sation, dann müssen wir doch in den Vordergrund 
die Frage .stellen: Wo bleibt endlich die Ausfühl'Ung 



65. Sitzung, 24: August 1949 1719 

der eigenen Landesverfassung? Dabei sind wir der 
Meinung, daß die Debatte, ob eine mehr staatseigene 
oder mehr privatwirtschaftliche Form durchgeführt 
werden soll, doch im Grunde genommen fruchtlos 
ist; denn hier könnte man die Frage stellen: Wer 
ist denn eigentlich der Staat? Wenn man sich dar­
über unterhält, ob der Staat, der so stark abgelehnt 
wird von bestimmten Gruppierungen, nun wirklich 
auch diese Organisation ist, die das Volk wünscht. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit eine Bemerkung 
machen, und zwar auf Grund der Ausführungen des 
Berichterstatters, der sagte, daß sich der Ausschuß 
bzw. ein Teil des Ausschusses mit den Vertretern 
der Hauptwirtschaftskammer getroffen hat, um die 
Frage der Sozialisierung zu besprechen. Bekanntlich 
hat der Wirtscl1aftsausschuß beschlossen, daß an 
diesem Ausschuß je ein Vertreter aller Parteien teil­
nehmen soll. Soviel mir bekannt ist, ist eine Ein­
ladung an den kommunistischen Vertreter nicht er­
folgt. Es_ ist daher für mich im Grunde genommen 
nicht verwunderlich, in welcher Form nun die Er­
gebnisse dieses Ausschusses letzten Endes zustande 
gekommen sind. (Abg. Kuhn: Sie sind eingeladen 
worden!} Bis jetzt ist noch keine Einladung einge­
troffen, Herr Abgeordneter Kuhn. Es ist der zweite 
Fall, der in dieser Hinsicht schort... (Abg. Kuhn: 
Ihr Vertretfr Herbert Müller hat am 9. August eine 
Einladung bekommen!} Soviel mir bekannt ist, bin 
ich selbst benannt worden im Ausschuß als Vertreter, 
und ich habe bis heute keine Einladung bekommen. 
Nun, das nebenbei. 

Meine Damen und Herren! In der verhältnismäßig 
kurzen Zeit, in der wir gezwungen sind, zu dieser 
Frage Stellung zu nehmen, ist es nicht möglich, auf 
alle Probleme einzugehen. Aber ich muß eines sagen. 
Die ,Ausführungen, die bis jetzt gemacht worden 
sind, können uns in keiner Weise be!riediien. Vor 
allen Dingen muß ich mit Recht eines bemängeln, 
und zwar d-ie völlig unklare Haltung, die der Wirt­
~chafts- und Verkehrsausschuß in seiner Sitzung vom 
12. Jul! zu diesem Problem eingenommen hat. Man 
braucht sich nur das Protokoll anzusehen, um davon 
überzeugt zu sein, wie gewunden man sich um das 
Problem herum bewegt hat. 

Werum, so möchte ich !ragen, hat man nicht den 
Mut gehabt, zu der Regierungsvorlage eine klare 
Antwort zu geben, so wie wir es vorgeschlagen 
haben? Denn wir sind der Meinung, daß der Regie­
rungsvorschlag in der Praxis wirklich keine Unter­
lage für diese Beratungen abgeben kann. Der Abgeord­
nete Ludwig hat eben den Ausdruck. gebraucht, man 
könnte die Fortschritte, die unter der kapitalistischen 
Wirtschafts!orm erzielt wurden, nicht verkennen. Ich 
komme damit zu dem Gegenwartsproblem und 
möchte sagen: Für wen sind denn diese Fortschritte 
in erster Linie eingetreten? Sind sie für die heutigen 
rund 2 Millionen Arbeitslose etwa eingetreten? Ich 
glaube, ein Blick in die Verhältnisse des eigenen 
Landes zeigt uns, welche Aufgabe vor allen Dingen 
im Vordergrund zu stehen hätte. Das ist die Auf­
gabe, der Sie sich alle nicht entziehen können; denn 
Tatsache 1st, daß bereits in dem von allen vier Be-
1.<atzungsmächten beschlossenen Potsdamer Abkom­
men zunächst einmal die primäre Frage der Au!­
lösung der alten Wirtschaftsformen gestellt wurde. 

Wir stellen fest, daß auch im Lande Rheinland­
P!alz alle alten Formen noch erhalten sind. Es exi­
stieren noch die Konzerne, angefangen von der IG.­
Fat·ben-Industrie über Krupp, Otto Wolf, Vereinigte 

Stahlwerke und wie sie alle heißen. Hier wäre vor 
allen Dingen der Hebel anzusetzen und zunächst ein­
mal die erste Lösung zu treffen. 

Ich kann sehr gut verstehen, warum man sich 
heute so sehr an dieser Frage vorbeidrück.t. Ich 
brauche nur den Entwurf der CDU anzusehen, der 
zu der Sozialisierungsfrage verteilt worden ist. Ein ein­
ziger Passus sagt es so klar: ,,Betriebe, die infolge Ent­
nazifizierung, Sequestrierung oder dergl. führerlos 
werden, können sozialisiert werden." Nun, meine Da­
men und Herren, wie sieht es denn in Wirklichkeit 
aus? Alle diese Betriebe, die ich eben in Form der 
Konzernbenennung aufgeführt habe, sind heute wie­
der unter der alten Leitung. Erwarten Sie etwa, daß 
von dieser Seite aus der geringste Versuch gemacht 
wird, eine freiwillige Überführung zu treffen? Ich 
glaube, darüber können wir uns alle klar sein, daß 
m dieser Hinsicht nur dann etwas erzielt werden 
kann, wenn wir uns über die Folgen klar sind, die 
entstehen werden, wenn nicht eine Änderung herbei­
geführt wird. 

Man hat eben gesagt, mit Anführung bestimmter 
Beispiele aus der Entwicklung nach 1945 in anderen 
Ländern. Der Kollege Ludwig sagte, daß die Konser­
vativen selbst in England erklärt hätten, daß bei 
einem Regierungswechsel nichts gegen die bisherigen 
Maßnahmen unternommen würde. Nun, ich stelle die 
Frage: Warum? Wenn man sich aus der Nähe diese 
Maßnahmen besieht, die in England getroffen wur­
den, so kann man schon verstehen, daß das konser­
vative Element in England allen Grund hat, mit den 
bisherigen Methoden der Labour Party zufrieden zu 
sein; denn allein das „Meisterstück" der Verstaat­
lichung der Bank von England ist letzten Endes ein 
Beweis dafür, in welcher Form diese Lösung dort 
gemacht wurde. 

Wenn es ebenso hier bei uns der Fall sein soll, 
nun, das kann ich Ihnen heute s.chon sagen. dann 
ist es schade für jede Minute, die man sich über­
haupt noch über diese Frage aufhält. lch möchte 
zum Schluß sagen, täuschen Sie sich nicht darüber, 
daß auch bei uns die kommende Entwicklung mit 
einer zwingenden Notwendigkeit von uns Maßnah­
men erfordert, die Sie vielleicht heute noch krampf­
haft abstellen wollen oder verhindern möchten. Ich 
habe schon einmal erklärt, daß ein alter Sozialist 
- vielleicht der bedeutendste, über den die deutsche 
Arbeiterbewegung verfügt hat -, August Bebe!, ein­
mal sagte: ,.Den Sozialismus ln seinem Lauf hält 
weder Ochs noch Esel auf". Diese Vorausset~ung 
trifft auch zu für die heutige Beratung. Meine Frak­
tion ist der Meinung, daß bei einer richtigen Über­
legung, bei einem tatkräftigen Handeln schon längst 
eine Lösung hätte herbeigeführt werden können: 
denn wir haben nicht umsonst erklärt. daß man 
endlich einmal dort den Anfang machen muß, wo 
es gilt. 

Wir· haben hie~ in Rheinland-Pfalz verdammt Ge­
legenheit genug gehabt, das zu tun. Wenn Sie in 
Zukunft wirklich bestehen wollen, meine Damen und 
Herren, dann werden Sie ni~t darüber hinwegkom­
men, diese Regierungsvorlage abzulehnen und sich 
ernsthaft bemühen müssen, eine Grundlage zu fin­
den, zu der wir Ihnen bereits den Weg gewiesen 
haben. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Steger von der 

Freien Demokratischen Partei. 
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A b g. S t e g e r : 
Meine Damen und Herren! Das was heute mittag 

hier vot·getragen worden isl, ist wahrscheinlich in 
den Ausschußberatungen alles bereits gesagt worden. 
Jedenfalls sind die Gesichtspunkte, die herausgestellt 
wur·den, uns allen bekannt. Wir haben gelesen und g~­
hört. was dafür spricht - abo das. was der Herr Kol­
lege Ludwig gesagt hat -. und wir hauen auch gelesen 
und gehört. was dagegen spricht. kh glaube nicht, daß 
es viel Zweck hat. sich hier über die Dinge an sich 
zu unterhalten. Das hat zu geschehen im Ausschuß. 
W irtschafl ssystem~ stehen jedenfalls für uns jen:,eits 
von Gut und Böse. (Unruhe und Heiterkeit!) Weiter 
steht für mich fest. daß die freie Wirtschaft d.en ;;vzia­
len fü>fnrmen die glefrhen Ansatzpunkte biett>t. ich vet-·· . 
mi:,,;e bei diesem ganzen Thema eins, das hier nicht 
herausgestellt worden ist, nämlich wie es dem Ar­
beitet', also demjenigen, der unmittelbar am Unter­
n('hmen 'l'eil hat. dadurch besser gehen soll. Ich 
weiß nur: dieses Thema ist im Wahlkampf aui­
genommen worden. Ich will nicht noch einmal sagen, 
e,; ist eine Wahlparole gewesen. lc.:h weiß aber auch, 
daß die .Sreiheit", das Organ der SPD, in ihrel' 
Ausgabe vom R. Juli eine Gewinnbeteiligung der 
Arbeiter rundweg abgelehnt hat. Ich habe demgegen­
über i>chon in der Beratenden Landesversammlung 
herausgestellt, daß für uns dies das Wesentlichste 
~ei. Über diese Dinge habe ich bis jetzt nichts gehört. 
Also. ich beschl'änke mich darauf, folgendes zu sa.gen: 
Der § 61 der Verfassung schreibt den Erlaß eines 
Geset;,:es vur. Die Re~ierung ist verpflichtet, e · n•.-n 
Entwurf vorzulegen. Dieser Entwurf hat nach seinem 
gegenwärtigen Charakter - und diesen Charr.ktel' hat. 
er ja von Anfang an gehabt - das Ziel, einen Ausschuß 
711 bilden, dessen Aufgaben festzulegen und da"! V>;!r­
fahren zu regeln. Das alles dient der Vorbereitung 
der Sor.ialisierung. 

Da wir die Sozialisierung selbst ablehnen, lehnen 
wir auch diese Vorbereitung ab. Diesen Standpunkl 
kennen Sie, und diese Haltung ii;t nur konsequent. 
Das braucht nicht zu bedeuten. daß wir uns einer 
weiteren Mitarbeit in den Ausschüssen verschließen. 
Es bleibt vorbehalten. dort entsprechende Anträge zu 
stellen, beispielswei:-e auch den Antrag, daß nicht 
die Industrie- und Han<lelskammem die Vtl.'Lreter 
der Unt<"rnehmPr nennen sollen, sondern die Un­
terne-hrnt:·rverbände. Da,<- nur als Ileispiel ! Wi1 
werden um; auch bei der Beratung der Ent­
wü1·fe beteiligen, die von dem Ausschuß über 
die RegiE>rung an den Landtag kommen. Aber 
unser Standpunkt ist an sich klar. Er ist ablehnend. 
Er wird deato ablehnender sein, je schlechter die 
Erfahrungen sind, die man im allgemeinen mit der 
Sozialisierung in anderen Ländern gemacht hat. (Abg. 
Crnnenbold: Siehe England!) Darüber ließe sich Ver­
schiedene~ sagen, aber daw fehlt die Zeit, und es 
hat au~:h keinen Zweck. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Wuermeling 
(CDU). 

Ab g. Dr. W u er m e 1 in g; 

Meine sehr verehrten Damen tund Herren. Ich 
habe zunächst das Bedürfnis, dem Herrn Bericht­
erstatter besonders zu danken für die ausführliche 
und sehr objektive Berichterstattung über die Ver­
handlungen des Ausschusses, die es ermöglicht, sich 
in den Ausführungen jetzt so kurz zu fassen, wie es 
die knappe Redezeit vorschreibt. 

Ich habe eigentlich bedauert. Herr Kollege Ludwig, 
daß wir in der Debatte jetzt nach lhrel' Rede we­
sentlich weiter auseinandergekommen sind. als wir 
in den Ausschußberatungen waren. Man muß doch 
immer wieder feststellen, daß, sobald Reden vor der 
Öffentlichkeit gehalten werden, es etwas schwieriger 
ist, der Wirklichkeit in die Augen zu sehen, als wenn 
man in den geschlossenen Räumt>n eine, Ausschusses 
sich µnterhält. Ich war des Glaubens, wir wären so 
nahe beieinander gewesen - wie auch schon bei der 
Verfassungsberatung -, daß wir in der dritten Le­
sung .ohne weiteres z.u einer gemeinsamen positiven 
Behandlung des Gesetzentwul'fs kommen würden. 

Zur Sache selbst z,unächst einmal folgendes: Es 
handelt sich bei diesem Gesetzentwurf um eine 
Regien.mgsvorlage der beiden Koalitiom::parteien. Es 
ist mir kürzlith von einem Kabinettsmitglied, das 
nicht meiner Partei angehört, gesagt worden, es ginge 
doch nicht an, daß die Parteien im Landtag aus den 
Gesetzentwürfen der Regierung mi'tunter das Gegen­
teil machten, was das Kabinett vorher beschlossen 
habe. Ich darf an die Herren der SPD die Frage 
richten, ob sie skh diese Mahnung im Falle dieses 
Gesetzes nfcht auch ein wenig zu Herzen nehmen 
wollen. (Widerspruch bei der SPD.) Ich zitiere ledig­
lich die Äußerung eines Ihrer Kollegen. Wenn wir 
dat'I Gesetz sachlich behandeln, müssen wir aus­
gehen von dem Artikel 61 unserer Verfassung, der 
fünf Punkte Hil' die Sozialisienmg festlegt: 

1. F,,; muß sich um Schlüsselunternehmungen han­
deln, 

2. es muß ·· mit der derzeitigen Regelung ei-ne so 
große wirtschaftliche Macht verknüpft sein, daß 
sie···· ohne · Gefährdung des Gemeinwohls der 
Pl'ivathand nicht ii?w.rantwortet bleiben kann. 

3. können monopol3rtige Unternehmungen über­
führt werden in Gemeineigentum, wenn die 
Nutzung dem Gemeinwohl w_iderstreitet und 

4. muß bei der Überführung in Gemeineigentum 
eine übermäßige Zusammenballung wirtschaft­
licher Macht in einer Hand vermieden werden. 

AlK>, e.s i!l.t das machtvertellende Prinzip auch zu 
Lasten des Staates in unserem Vedai;sungsgrund­
satz ausdrücklich festgelegt mit dem Hinzufügen, 
daß dlese Machtverteilung erfolgen soll durch Betei­
ligung der Arbeitnehmer, der ~meinden, der Ge­
meindeverbände und von Privatpersonen und selbst­
verständt ich auch des Staates. Und letztlich 

l>. il"t gel!agt worden, daß die UnternE>hmen in pri­
vatwlrtschaftlicht>r Form geführt werden sollen. 

Mei"le Damen 1md Herren! Wenn wir von diesen 
fünf Grundsätzen am.gehen, dann habe ich eigent­
lich }(~In VerstJlndnls dafür ~habt. daß der soge-: 
nannte Gewei·kschaftsenlwurf, der meines Erachtens 
ein Entwurf eihiger del' SI'D nahestehender Poli­
tikei· ·war, diesen Gesichtspunkten nicht Rechnung 
tri\~t, insbesondere .,nicht dem Gesichtspunkt des 
machtverteilenden Prinzips, weil dort ja diese Ver­
mögensvenvaltungsgesellschaft vorgesehen war, die 
eine Zentralisierung, eine Konzernierung der gesam­
ten in Gemeinwit'tschaft zu überführenden Betriebe 
in sich barg. 

Ell ist uns gelung.en. in den Ausst:hußverhandlun­
gen die Mitglieder auch der anderen großen Frak­
tion davon zu überzeugen, daß diese Vermögens­
verwaltungsgesellschaft fallen müsse. Und wir freuen 
uns dessen. denn dies ist uns ein entschtidender Punkt, 
weit H das Wesen der Sozialisrerung berührt. 1''ür uns 
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ist Sozialisierung nicht Machtzusammenballung, sondern 
Machtverteilung, damit die Macht nicht ausgen~tzt 
werden kann von einzelnen, ganz glei~ ob das 
private Konzerndirektoren oder ob das drei Direk­
toren einer Vermögensverwaltungsgesellschaft sind. 

Es wurde aber auch gesprochen von einem Entwurf 
des Sozialpolitischen Ausschusses der CDU. Ich habe 
im Ausschuß schon mehrfach erklärt, daß es einen 
solchen Entwurf nicht gibt, und ich hoffe, wenn wir 
es hier in der Öffentlichkeit .auch nochmals erklären, 
daß es dann endlich richtiggestellt wird. Der Sozial­
politische Ausschuß der CDU hat keinen Entwurf ver­
faßt. Es haben sich lediglich einige Mitglieder dieses 
Ausschusses einmal zusammengesetzt und unverbind­
lich einen Entwurf ausgearbeitet, der für die CDU 
durch den Regierungsentwurf überholt und erledigt 
ist. Ich bestätige also nochmals das, was ich im Aus­
schuß dazu gesagt habe. 

Was d!e Grundsätze angeht, die ausgearbeitet wor­
den sind im Unterausschuß des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses in Zusamm~rbeit .mit einem Unteraus­
schuß der Hauptwirtschaftskammer, so können .,,ir 
diese Grundsätze ohne weiteres bejahen. Diese 
Grundsätze, die da lauten: 

i. gleiche Wettbewerbsbedingungen wie für Pri­
vatbetriebe, 

2. Einflußnahme innerhalb des betreffenden Be­
triebes nach der K.apita.lbeteiligung, 

3. Kapitalbeteiligung auch der Privatwirtschaft, 
selbstverständlich !n begrenzter Form, insbeson­
dere nicht etwa überwiegende Beteiligung der 
Privatwirtschaft und schließlich 

4. Subventionen nur in dem Maße, in dem auch 
andere Betriebe subventioniert werden. 

Über diese Dinge sind wir. uns einig. Der Kern der 
Melnunasverschledenheit scheint mir zwischen der 
SPD und er CDU darin :w liegen, daß die SPD den 
Wunsch hat, Gruppen von Betrieben geschlossen in 
Gemelnwirtscha!t zu überführen, während wir mit 
dem Regierungsentwurf der Überzeugung sind, daß 
die Betriebe einzeln daraufhin geprüft werden müs­
sen, ob die Voraussetzung der Sozialisierung, die 
Überflihruni in Gemeinwirtschaft, vorliegt. Diese 
letztere Auffassung scheint mir deswegen zwingend 
zu seln, weil unsere Verfassung ja ausdrücklich be­
züglich der einzelnen Sch)Asselunternehmungen fest­
legt, daß die Zusammenballung wirtschaftlicher 
Macht in dieser Art Unternehmung das Gemeinwohl 
gefährden muß und der Privathand nicht überant­
wortet bleiben kann. 

Ich weiß auch nicht, wie man sich auf der anderen 
Seite die praktische Durchführung eines Geset:z:es, 
auch die Formulierung eines Gesetzes, vorstellt, 
wenn man jetzt gleich ohne nähere Prüfung der Be­
triebe im einzelnen Sozialisierungen durchführt. Es 
muß doch festgelegt werden, in jedem einzelnen Fall 
die Form, in tj.er das Unternehmen geführt weyden 
soll. Es muß das Beteiligungsverhältnis festgelegt 
werden. Es müssen auch die Leute erst einmal gefun­
den werden, die diese Beteiligung zu übernehmen be­
reit sind Im Einzelfalle, und es muß geprüft werden. 
ob die Voraussetzungen des Verfassungsartikels vor­
liegen. 

Und da Ist dieses Gesetz: hier das grundsätzliche 
Rahmengesetz, das die Möglichkeit schafft: daß ein 
erweiterter Ausschuß der Regierung - also Ministe-
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rialvertreter zuzüglich Vertretern der Wirtschaft und 
der Gewerkschafte):l - diese Betriebe nun im einzel­
nen aussucht und im Benehmen mit den beteiligten 
Stellen prüft, welche Betriebe nun sozialisiert wer­
den können und sozialisiert werden sollen. Andere 
Wege kann ich mir persönlich überhaupt nicht vor­
stellen, auf denen man zu einem vernünftigen Ergebnis 
kommen kann. 

Ich erinnere an die Dinge, wie sie in Hessen ge­
laufen sind, wo man durch die Verfassung ganze 
Wirtschaftszweige sozialisiert hat und jetzt vor der . 
erschreckenden Tatsache steht, daß man damit staat­
licher Besitzer von allen möglichen Unternehmungen 
kleiner, kleinster und mittlerer Art geworden ist, 
die man überhaupt nicht haben will, und von de­
nen man nicht mehr weiß, wie man sie los werden 
soll. 

Meine Damen und Herren! Es wurde auch gespro­
chen von der Frage, Bundesgesetzgebung oder Lan­
desgesetzgebung. Ich nehme mit Interesse davon 
Kenntnis, daß die SPD nunmehr nach den Wahlen 
auch bereit ist, auf der Basis des Landes diesen 
Gi!setzentvmrf weiter zu bearbeiten, nachdem sie 
vor den Wahlen - vielleicht unter etwas anderen 
Hoffnungen - der Auffassung war, daß man die 
Gesetzgebung dem Bund überlassen sollte. Wir haben 
von vornherein den Standpunkt vertreten, daß un­
sere Verfassung uns bindet, diesen Gesetzentwurf 
„unverzüglich" - und dafür ist es ja schon reichlich 
spät - in Angriff z:u nehmen. Wit' stehen zu diesem 
von uns formulierten und von uns vollinhaltlich ge­
billigten und miterlebten Artikel der Verfassung. 
Ichi darf Sie daran erinnern, daß wir es ja· gewesen 
sind, die die erste Anfrage seinerzeit an die Regie­
mng gerichtet haben, warum der Entwurf immer 
noch nicht vorgelegt sei, als die DP damals noch das 
Wirtschaftsministerium innehatte. Wir stehen zu der 
Verfassungsbestimmung und werden sie durchfüh­
ren. Wir hoffen, daß es nachher nicht so kommt, daß 
die SPD als die Partei, die die Sozialisierung 
immer verlangt, verhindert, daß die Sozialisierung so. 
wie sie geboten ist in unserem Land, irgendwie 
Fortschritte macht. 

Ich möchte au! die all.gemeinen wirtscha!tspoLiti­
schen Ausführungen des Herrn Kollegen Ludwig 
nicht näher eingehen und kann es lm Augenblick 
auch deswegen schlecht, weil mir die Unterlagen für 
meine Wahlreden nicht mehr vorliegen, ich habe sie 
zu Hause gelassen. (Heiterkeit. - Abg. Röhle: Also 
war das eine andere Meinung!) Es handelt sich nur 
um die Zahlen, Herr Kollege Röhle, die ich nicht 
sämtlich auswendig Im Kopf habe, idl bin aber gerne 
bereit, mich nachher mit Ihnen einige Minuten über 
einige Zahlen zu unterhalten. 

Also, meine Damen und Herren, die Redezeit ist 
abgelaufen. Ich habe das Wesentliche gesagt, was wir 
sagen mußten: Bel der Sozialisierung gilt in ganz 
besonderem Maße etwas, was wir bei allen wich­
tigen politischen Entscheidungen zu bedenken haben, 
nämlich der alte Horaz-Satz: .. Quidquid agis, pru­
denter agas, et respice finem!" Was du auch tust, tue 
vorsichtig und klug und bedenke das Ende; denn 
wir wollen, daß am Ende unserer Maßnahmen Segen 
für das Gemeinwohl herauskommt und kein· Katzen­
jammer! 

Präsident: 

Der Berichterstatter Abgeordneter Kuhn hat zur 
Richtigstellung noch ums Wort gebeten. 

, , , • ·1, · ·' ' 
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A bg. Kuh n; 

Ich darf an das Wort anknüpfen, das Herr Dr. 
W1H'rmPling sagte: Was du tust, tue vorsichlig 
und bedenklich , Wir haben auch an das Ende ge­
dad1t. kh habe hier deswegen einige Richtigstellun­
gen vorzubringen, Es wurde von dem Herrn Abge­
ordneten S<:hieder hier vorgebracht, daß er zu der 
Unterauss.chußsitzung mit der Hauptwirtschaftskam­
mer nicht eingeladen worden sei. Dafür will ich 
Ihnen einige Unterlagen bringen, die beweisen, daß 
dies nicht ganz stimmt. Ami 21. Januar 1!M9 hat die 
Kommunistische Fraklion des Landtages den Herrn 
Herbert Müller als Vet'lreter im Wirtschafts- und 
Verkehr~ausschuß benamt. Mit.hin war das Büro des 
Landtages von sich aus aufgefordert, Herrn Müller 
ein Telegramm zu i;.chicken. Das Telegramm .als Ein­
ladung zu der Sitzung am 10. August ging am 3. August 
hier weg und hatte folgenden Inhalt: ,,Beratung des 
Sozialisierungsgesetzes Mittwoch, den 10. August 
1949, im Görresbau zu Kobtenz. Uhn:eit : 14.30 Uhr. 
Landtag Rheinland-Pfalz. l!(t!z. Froil:t.heim." 

Das steht hier- nun lest. Es könnte vielleicht bei 
Ihnen ein Fehler in der Weichenstellung sein. Herr 
Abgeordneter Schieder, das wollen Sie bitte nicht 
zu Lasten des Büros und auch nicht zu Lasten des 
Wirtschafts- und Verkehrsausschusses schieben. Da­
gegen müss~n wil· uns also wehren. 

Auf der anderen Seite haben Sie vorgebracht, daß 
Sie sich im Ausschuß gegen den Regierungsentwul'f 
als Diskussionsgrundlage gewandt hätten. Das trifH 
auch nicht z.u . In dem Ihnen zugegangenen Protokoll 
steht wortwörtlich: Abg. Schieder schlägt .vor, diese 
Regierungsvorlage zu akzeptieren und sich die Ab­
änderungsvorschläge vorzubehalten. Mithin haben 
- wir wollen hier nicht streiten darum - wohl auch 
Sie es für richtig erachtet, wenn man hier den R~­
gierungsentwurf als Diskussionsgrundlage heran-
1.iehL Eine andere Möglichkeit wäre der gewissen 
Minderheit im Wirtschafts- und Verkehrsausschuß 
auch nicht geblii>hen. Daher mußten wir schon diese 
Grundsätze annehmen. 

kh möchte auch noch etwas zur Berichtigung von 
Herrn Dr. Wuermeling sagen. Es steht auch in den 
Berichten und Protokollen des Wirtschafts- und Ver­
kehrsausschusses nicht fest, daß Herr Ludwig so 
starke Annäherungswerte an Ihre Konzeption gefun­
den hätte. (Zuruf: Schade!) Sie hab€n es so dar­
gestellt. sie wären sich in der Auffassung weit nähet· 
gP.kommen. (Zuruf: Nicht er, wir!i Sie sehen, ab 
vermittelndes Glied zwischen Herrn Ludwig und 
Ihnen stand der Entwurf Ihres - ich habe es schon 
genannt - Sozialpolitischen Ausschusses, der keiner 
ist, Und das wäre als die vermittelnde Basis gefun­
den wo1·den. Da la~ der Annäherungsweg. Wenn Sie 
aher von diesem Ihrem eigenen, nicht anerkannten 
Entwurf abrücken, .sehe ich mich gezwungen, Sie 
dahingehend zu berichtigen, daß Sie vielmehr abge­
rückt sind von Herrn Ludwig. Herr Ludwig, auch der 
Vertreter der Gewerkschaften, waren bereit, die 
VVG, die Vermögensverwallungsgesellscha!t, aufzu­
geben. Es war beiderseits ein großes Bemühen vor­
handen. eine Synthese zu finden, und wir hatten 
geglaubt. daß wir am heutigen Tage hier vielleicht in 
einer großea JKonzeption den Rahmen de1; Regie­
rungsentwurfe~ übersch1·eiten könnten, um gemein­
same Nenner zu finden. aber nachdem, was gesagt 
worden ist, glaube ich, wird es nid\t möglich sein . 

Präsident: 
Die Besprechung ist geschlos~en, Zur persönlichen 

Bemerkung hat FniU Halein (KPD.; noch das Wo1·t. 

A b g. H a 1 e i n : 
Meine Damen und Her-ren! Zur Diskus~ion über 

den Soz.ialisie rungsentwm·f habe ich w berichtigen, 
daß in der letzten Sitzung nicht Herr Schieder als 
Vertreter unserer Fraktion anwesend war. sondern ich 
selbst, und daß ich dabei klar zum Ausdruck gebracht 
habe, daß ich die Regierungsvorlage absolut ablehne 
und nichl als Diskussionsgrundlage ansehe. 

Präsident: 
\Vir kommen nunmehr zur Ab~timmung. Ich rnfe 

auf die §§ 1 bii; 22, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz. in zweiter Lesung seine Zustimmung 
geben wm, den bitte ich um Hebung de1· rechten 
Hand. Die Gegenprobe! Stimrnenthaltungr Das Gesetz 
ist mit Mehrheit angenommen. kh schlage vor, daß 
wir nunmehr· dieses Gesetz erneut an den Wirt­
schafts- und Verkehrsaus5chuß und an den Rechts­
ausschuß zurückverweisen. Widerspruch dagegen er­
hebt sich nicht Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung cine-s · Landesgeseb:t>s über Arbeits­
losenhi~f: ~Drucksa(:hen U ,'499, 550 570 578/581 - 11/1139). 
dazu Abanderungsanh-ag des Sozialpolitischen Aus­
~cb.usse, (Drucksache 11/1191> und Antrag der Fraktfon 
der KPD betr. Vorlage des Gesetzes über Arbeitslosen­
hilfe (Drucksache 11/ 1052). 

Als Berichtentath~1· des Haushalts- und Fin;im:­
ausschusses hat der Abgeordnete Hartmann (CDU) 
das Wort. 

A b g. H '.! r t m a n n : 
Meine Damen und Herren! M-it Antr9.g Drucksad1e 

11/ 1052 hRt die Fraktion der KPD beantragt, die Re­
gierung zu ersuchen, das Gesetz übet· die Arbeits­
losenhilfe umgehend dem Plenum des Landtages zur 
Beschlußfassung und Verabschiedung zuzuleiten. Sie 
wissen alle, daß im vorigen Jahr um die gieiche Zeit 
bereits dieses Gesetz hier zur Beratung in zweit&l' 
Lesung anstand in den Drucksachen II /499, II/550, 
U/570 und II/578 bzw. Il/581. In dem entscheidenden 
Beschluß Drucksache II/570 hatte damals der Haus­
halts- und Finanzausschuß beschlossen: ,,Leistungen 
der Arbeitslosenhilfe werden durch die Arbeitsämter 
nach Nlaßgabe del· folgenden Bestimmungen aus öf­
fentlichen Mitteln gewährt. Für die Zeit bis zum 
31. März 1949 sind sie aus Mitteln der Arbeitslosen­
versicherung zu gewähren." Auf Grund dieses B1:­
schlusses des Haushalts- und Finanzausschusses vom 
11. August 1948 kam es nicht zur Verabschiedung des 
Gesetz~, weil sich die Sozialpolitiker des Hauses mit 
dieser Fassung nicht einvei·standen erklärt hatten. 
Auf Grund der neuen Situation hat nun der Haus­
halt:;;- und Finanzaus:;chuO in seine1· Sitzung vom 
27. Juli sich erneut mit diesem Geset~entwurf in den 
genannten Drucksachen beschäftigt und seinen Be­
sdlluß in einem Abänderungsantrag. der Ihnen in 
der Drucksache II ' 1139 vorliegt. festgelegt. Danach 
wolle- del' Landtag beschließen: § 2 Abs. 1 erhält fol­
gende Neufassung : ,,Leistungen der Arbeitslosenhilfe 
werden durch die Arbeitsämter nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen aus Landesmitteln gewährt; 
Bis lä1ig,;tens lt.Um 31. März 1950 sind sie durch Dar­
lehen an das Land aus Mitteln der Arbeit~!osenv :?r­
siche.-ung zu bevoL"schussen:· Nun hat sich danach d~r 
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Sozialpolitische Ausschuß mit diesem Beschluß des 
Haushalts- und Finanzausschusses beschäftigt und 
schlägt dem Hohen Hause wiederum eine Abände­
rung des Datums 31. März 1950 in der Drucksache 
It/1191 au! 31. Dezemb,!r 1949 vor. Und in diest:m 
Sinne bitte ich namens der Ausschüsse das Hohe 
Haus, der Vorlage die Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: 

Wir tt-eten in die Besprechung ein. Der Ältestenrat 
hat auch hier vorgesehen eine Redezeit für jede 
Partei von 10 Minuten. Dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch, es ist so beschlossen. Als erster hat das 
Wort der Abgeordnete Betz von der Kommunistischen 
Partei. 

Ab g. Be t z: 

Meine Damen und Herren! Das vorliegende Gesetz 
über die Arbeitslosenhilfe ist als Ersatz der früheren 
Krisenfürsorge in Anbetracht der weiter ansteigen­
den Arbeitslosigkeit und der sich daraus ergebenden 
Folgen für ca. 15 000 Nichtunterstützte eine dringende 
Notwendigkeit. Bisher konnten sich die Regierungs­
parteien nicht einig werden ü~er die Frage, wer die 
Mittel aufbringen soll. Der Finanzminister vertrat die 
Meinung, daß der Teil der Sozialversicherten, der 
60 v. H. unserer Bevölkerung ausmacht, über die Ar­
beitslosenversicherung die Mittel aufbringen muß, 
während die Mehrheit der Abgeordneten erklärte, daß 
die Mittel aus dem Gesamt-Steueraufkommen für 
den Fall der Krise au!gebracht ·werden müßten. Nun 
hat der Sozialpolitische Ausschuß heute einen Vor­
schlag des Rechtsausschusses akzeptiert, wie ihn be­
reits der Abgeordnete Hartmann hier skizziert hat. 
Danach wurde der 31. Dezember 1949 als der Termin 
genannt, bis zu dem d!e Arbeitslosenversicherung in 
Darlehnsform die Mittel für die Finanzierung des 
Gesetzes zur Verfügung stellen soll. Von der Arbeits­
losenversicherung soll also so die finanzielle Garan­
tie für die Durc.hiführung des Gesetzes gegeben wer­
den. In Anbetracht des Umstandes, daß die Wohl­
fahrtslasten als Folge des Nichtbestehens der Arbetts­
losen.hilfe ungewöhnlich angewachsen sind, ist die 
sofortige Einführung der Arbeitslosenhilfe auch vom 
Standpunkt der Gemeinden ein dringendes Gebot der 
Stunde. Meine Fraktion hofft, daß auch die dritte 
Lesung bald vorgenommen wird, und stimmt im In­
teresse der Tausenden von Fammenvätern ohne Un­
terstützung der Vorlage zu. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter ~etz, zu Ihrer Kenntnisnahme: 
Wir be!inden uns in der dritten Beratung. Die zweite 
Beratung ist gelesen, w.lr befinden uns in der dritten 
Beratung. Das Wort hat der Abgeordnete Jahn von 
der CDU. 

Ab g. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Der Berichterstatter hat 
mit Recht dai;-au! hingewiesen, daß ein Jahr ins 
Land gegangen ist, seitdem die Gesetzesvorlage er­
folgte, und ich erinnere mich noch' lebhaft der Be­
ratungen in den einzelnen Ausschüssen, insbesondere 
1m Soi.i:ialpolitischen Ausschuß in Bad Ems, wo wir 
uns tiber die gleiche Frage, über die wir uns 
heute vormittag noch einmal im Sozialpolitischen 
Ausschuß unterhalten haben, unternalten mußten, 
nämlich die Frage der F-inanzierung. Es ist außer­
ordentlich bedauerlich, daß es solange Zeit gebraucht 

I•,' 

hat, bis dieses Gesetz endlich verabschiedet werden 
kann, und es muß heute verabschiedet werden. Denn 
es gibt doch eine große Zahl von Arbeitslosen, die 
einmal nidJ.t die Anwartschaft erfüllt haben, eine 
Arbeitslosenunterstützung zu beantragen, und ander­
seits gibt es bereits Arbeitslose, die aus der Arbeits­
losenversicherung ausgesteuert sind. Um nun diese 
Menschen nicht zu zwingen, den Weg zum Ge­
meindehaus - wie das in den Landgemeinden viel­
fach der Fall ist - oder auch zu den Wohlfahrts­
ämtern der Städte antreten zu müssen, muß da­
für gesorgt werden, daß durch dieses Gesetz diesem 
Zustand ein Ende bereitet wird. Als wir uns 
heute morgen im Sozialpolitischen Ausschuß noch 
einmal über die Frage der Finanzierung unterh3lten 
haben, habe ich den Vol'Schlag gemacht, das möchte 
ich doch einmal ganz klar herausstellen, es hat näm­
lich keinen Sinn, an dieser Tatsache vorbeizugehen; wir 
verkennen nicht, daß die Mittel. die für den Landes­
stock. also für die Arbeitslosenversicherung, erhoben 
werden, zweckgebunden verwandt werden sollen. 
Aber wenn zur Zeit keine Möglichkeit besteht, die 
Finanzierung der Arbeitslosenhilfe auf andere Weise 
vorzunehmen, dann müssen wir eben in den saueren 
Apfel - wenn auch schweren Herzens - beißen und 
müssen zunächst einmal auf dem Wege der Dar­
lehnshergabe an die Arbeitsämter die Möglich­
keit schaffen, daß die Arbeitslosenhilfe ausgezahlt 
werden kann. (Zuruf: Als Darlehen!) Als Darlehen, 
jawohl, und zwar ausdrücktidJ. als Darlehen mit der 
bestimmten Zusage seitens des Landes, daß diese 
Darlehen dem Landesstock auch wirklich wieder er­
stattet werden. Darauf legen wir das größte Gewicht 
und wir konnten uns auch nur entschließen, einer 
verkürzten Frist zuzustimmen, nämlich nicht bis 
zum 31. März 1950 diese Darlehnshergabe zu befristen. 
sondern bereits früher zu beenden, nämlich Ende De­
zember 1949, weil wir glauben, daß die Arbeitslosen­
versicherung und damit auch die ganze Arbeitsver­
waltung auf Bundesebene übertr:3gen wird und d'}.mit 
auch das Land Rheinland-Pfalz, wie die übrigen Län­
der, eine finanzielle Entlastung erfahren dürfte. Aber 
da sind die Meinungsverschiedenheiten. die :,;wischen 
den beiden Ministerien Finanz und Arbeit bestehen. 
Der Herr Finanzmin•ister erklärte, er habe keine Mittel 
zur Verfügung, um die Arbeitslosenhllfe zu finanzieren. 
Der Herr Arbeitsminister hat mit Recht darüber ge­
wacht - und das war. auch unser Standpunkt -, daß 
der Landesstock zweckgebunden Verwendung !inden 
soll. Aber inzwischen ist die Not au! diesem Gebiet 
so groß geworden, daß wir es unter keinen Umstän­
den mehr verantworten können, diese Gesetzesver­
abschiedung weiter hinauszuziehen. Wir sind deshalb 
der Meinung, daß wir ohne weitere, größere Diskus­
sionen die Abstimmung in dritter Lesung vornehmen 
können, das Gesetz. heute verabschieden, damit die 
Arbeitsverwaltung recht rasch in der Lage ist, nach 
Zustimmung der Militärregierung dieses Gesetz 
ln die Tat umzusetzen und damit insbesondere auch 
den Menschen eine Arbeitslosenhilfe zukommen zu 
lassen, von denen ich bereits sprach. Ich h3be :.iber 
noch eine Bitte, und die möchte ich besonders bei 
dieser Gelegenheit zum Ausdruck bringen. Ich habe 
mich mit Schreiben vom 11. Juni an das Ministerium 
für Arbeit gewandt, und zwar weil ich finde, daß 
in unserem Arbeitslosenversicherungsgesetz Lücken 
enthalten sind, und dem soll nun du1·ch eine Ge­
setzesvorlage Rechnung getragen werden. die jeden­
falls heute noch zur Verabschiedung kommt. Nämlich 
daß diejenigen jungen Menschen, die seinerzeit 

.. ,., •.• ~,i.L 
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ohne daß sie ihre BeTufsausbHdung beendet 
hatten, zum Arbeitsdienst oder zur Wehrmacht ein­
berufen wurden, ebenfalls eine Unterstützung aus der 
Arbeitslosenversicherung erhalten können. Dazu 
kommt aber noch ein Personenkreis, und zwar ct;e 
Menschen. die beispielsweise auf gesetzliche Anord­
nung in eine r Erziehungsan!'.talt untergebracht waren. 
Auch diesen Kreis. der nun entlaS1!en wird, meine 
Damen und Herren, können wir nicht verhungern 
lassen. denn es gibt auch Menschen, die aind durch 
diese Fürsor.geerziehung geheilt und haben sich ge­
bcs~cn. Wir wollen nicht im einzelnen untersuchen, 
warum sie dort hingekomm€'n sind. Diese Menschen 
sin<l iil Werkstii t ten ausgebildet worden - ich könnte 
Ihnen Dutzende und aber Dutzende von Fällen an­
führen -. s ie sind inzwischen zu ihren Familien w­
ri ickgekPhrt, können keine Arbeit finden und können 
:.•uch keine Unterstüt?.ung erhalten. Au~h darüber 
miige si('h das Arbeitsministerium Gedanken mar.hen, 
daß diese Lücke geschlossen wird. Wir legen 
.1edentalls Gewicht darauf. daß füesem Personenkreis 
i•bi-,nf.i lls Rl"<•h1111ng getra~en wird. Wir stimmen 
d em vol'liegenden Gesetz in dritter Lesung :zu. 

Prä~ i dent: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dedenbach von der 
SozialdemokrRti:,;ctwn Partei. 

A b g. D e d e n b a c h : 

Meine Da me n und Herren! Das zur dritten Bera­
tung !Stehende Gesetz i.ih"'r Arbettslnsenhilfe ist wohl 
schon seit über 1 :-6 Jahr das Sorgenkind jedes Sozial­
politikers gewesen. Wir waren uns alle darübel' im 
klaren, daß die unbedingte Notwendigkeit besteht, 
ein derartiges Gesetz ;,,u verab,;chieden, damit der 
unwürdige Zustand be~eitigt wird, daß arbeitsfähig~ 
Meni;t'hen ~ieh bei der Wohlfahrt melden mfü:sen, um 
dort eine Unterstützung 7.U bekommen. Die wirt.smaft­
liche Kri~e hat d ~zu geführt, daß die Zahl dieser 
Menschen bereits so groß geworden ist wie die Zahl 
der eigentlictwn in der Arbeitslosenverskherung Un­
terstü.tzten. Wir haben bereits jetzt nach statistischen 
Festlegungen "'ine Zahl von über 15 000 arbeitsfähigen 
Men:;l.:hen. d ie av<>gei:.te,,.iert ~ind o<lP.r kP.inen An­
sprnch auf Arbeitslosenuntcrsttitzung haben. Wir 
müssen aber ganz besonders von der sozialpoli­
tischen Seite her ·betonen, daß e~ nur die Aufgabe des 
Landes sein kann, diese Arbeitslosen ;,;u unterstützen, 
und wir mü~sen hier feststellen. daß es kein anderes 
westde1.1tsche~ T ,;ind gibt. wo diese Mittel nicht von 
dem jeweiligen r ,an<l 7.Ur Verfügung gestellt werden. 
W<>nn. wir trotzdem im Sozialpolitischen Ausschuß fUr 
otese Übergangsregelung eingetreten .sind, daß bis 
zum 3l. Dezember 1949 die Mittel als Darlehen aus 
<i Ecm Landesstock gegeben werden ~ollen, so war das 
nur allein begrtindet darin, daß unbedingt eine Un­
terstützungseinrichtung in dieser Hinsicht für diese 
Arbeitslosen geschaffen werden muß. Und allein aus 
dieser zwangslfütfigen Notwendigkeit heraus haben 
wir uns dazu hergegeben, und wir stimmen von der 
Sozialdemokratis<'hen Fraktion dem Gesetz in dieser 
vorliegenden F01·m Zll. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich frage zunächst den Vertreter des 
Fin.anzaussd1usses: Wird der Abänderungsantrag 
II/1139 zurückgezogen? Es liPgen ja jetzt zwei An-

träge vor, und zwar Nr. II/ 1139, wo die Frist bis zum 
31. März 1949 geht, und dann kommt der Änderungs­
antrag des Sozialpolitiscti.en Ausschusses mit der Frist 
bis zum 31. Dezember. Sonst muß ich über beide ab­
stimmen lassen. (Zuru( Dr. Wuermeling: Ist über­
holt!) Gut, dann brauche ich zunächst nur über den 
Änderungsantrag II,'1191 des Sozialpolitischen Aus­
!'-chuss~ abstimmen 7,u 1asiien. Wer diesem Antrag 
zustimmen will, bitte ith um Erhebung der rechten 
Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme fe:-;t, Ich 
rufe nunmehr auf die §§ l bis 16, Einleitung und 
lr"berschrift. Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine 
Zustimmung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. Ich stelle die einstimmige Annahme des Ge­
setzes fest . Damit ist auch der Antrag der Kommu­
nistischen Partt>l in Drucksache II/ 1052 als erledi~t 
zu bcttachten. 

Wir kommen nunmehr 't .11m Punkt 5 der Tagesord­
nung: Ente Beratung eines Urantrages der Frak­
tion der KPD betr. Landesgesetz zur Änderung des 
Lande~esetz~ übP.r den Verfassungsgerichtshof. 
(Drucksa-0he 11/ 1122,) Der Altestenra t ~eh lägt Ihnen 
vor, diesen Gesetzentwurf dem Himpta ussehuß und 
dem Rechtsausschuß zuzuleiten . (Zum!: Mil Punkt 13 
verbinde.n l) Der Abgeordnete Wagner von der Sozial­
demo1<:ratfsm~n Partei hat dR~ Wod. 

A b g. W a g n e r : 

Meine Oa.'men und Herren! kh glaube, daß diese 
Frage, die in dem Antrag niedergelegt ist , von uns 
in den z.ustindigen Ausschüssen schon so eingehend 
behandelt worden ist. daß eine neuerliche Überwei­
sung dieser Frage an die Ausschüsse die Sache in 
keiner Weise zu föi'dern geeignet ist. Es hat sich ein­
(ach dai-um gedreht, daß der Herr Präsident des Ver­
fassungsgerichtshofes eine Lieblingsidee hatte, in der 
de1· Ausschuß b:zw. die Ausschüsse nicht in der Lage 
waren. ihm zu folgen. Wir haben darüber sehr grü nd­
lich und sehr , ausführlich diskutiert. Ich weiß nun 
nicht, warum wir ein zweites. Mal zusammentreten 
sollen, um nodl einmal die Frage gründlich und 
ausführlich zu diskutieren, um dann sicherlich zum 
gleichen Ergebnis zu kommen wie das erste Mal. 
Nur die Tatsache, daß eine Partei geglaubt hat, den 
Herrn Präsidenten des Verfassungsgerichtshof€s in 
seinen Bestrebungen zu unlerstiitieu, scheint mir für 
das Parlament keine Veranlassung zu sein, eine un­
nötige Arbeit zu machen. Ich möchte deshalb, daß 
wir diesem Besdtluß des Ältestenrats nicht fo!gen, 
sondern daß wir den Antrag, so wie er gestellt ist, 
je~t im Plenum ablehnen. Ich beantrage also, den ge­
stellten Antrag im Plenum abzulehnen und ihn nicht 
erst an den Au~Mehuß :lU überwd~en. 

P1·äiddenl : 

Der Abgeordn~te ,Hermans (CDU) h,ü das Wort. 

A b g, H e r m a n s : 

Ich kann m ich namens meiner Fraktion den AuR­
führungen des Herrn Kollegen Wagner nur voll­
inhaltlich anschließen. Ich glaube, es wäre überflüssige 
und vertane Arbeit und Zeit. die Überweisung an die 
Ausschüsse vorzunehmen. 

Präsident: 

Dann lasse ich über den Antrag abstimmen. Der 
weitergehende Antl'ag ist der Antrag des Ältesten­
rates, Überweisung an den Ausschuß. Ich muß zu-
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nächst über diesen Antrag abstimmen lassen. Wer 
dem Antrag auf Überweisung an den Ausschuß zu­
stimmen will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe? Der Antrag ist abgelehnt 
gegen 5 Stimmen. Ich lasse dann über den Antrag 
des Abgeordneten Wagner abstimmen, den Punkt 
von der Tagesordnung abzusetzen und weiter .nicht 
zu behandeln. (Zuruf Abg. Wagner: Nein, den An­
trag abzulehnen!) Ja, gut, den Antrag abzulehnen. 
Wer dem Antrag des Abgeordneten Wagner zustim­
men will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe! Der Antrag ist angenommen. Der 
Antrag der Kommunistischen Partei ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 6 der Tagesord­
nung: Erste Beratung eines Landes11:esetzes zur Durch­
fnhrung der Diphtherie-Schutzimpfung (Drucksache 
II/1154). Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diesen 
Gesetzentwurf dem Hauptausschuß zu überweisen. 
Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, es ist so be­
schlossen. 

Punkt "/ der Tagesordnung: Antrag der Fraktion der 
, SPD betr. GlelchstellunJ der Verschollenheits- mit den 

Hinterbllebenenrentenempfängern (Drucks. 11/ 112'1). 
Es wird hier vorgeschlagen, diesen Gesetzentwurf dem 
Sozialpolitischen Ausschuß zu überweisen. Auch da­
gegen erhebt sich kein Widerspruch, es ist so be­
schlossen. Gle!ch,zeitlg wird dazu ein Antrag der 
Kommunistischen Partei (Drucksa.dle D/1158) vorge­
legt. Auch hier in derselben Angelegenheit wird be­
antragt, diesen Antrag dem Sozialpolitischen und dem 
Finanzausschuß zu überweisen. Auch dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch, es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 8 der Tagesord­
nung: Erste, zweite und dritte Beratung eines Lan­
desgesetzes über die Xnderung des § 1309a Abs. 1 der 
RVO und § 46 Abs. 1 des Angestellten-Versicherungs­
gesetzes. (Drucksache 11/1114.) Die Berichterstattung 
erfolgt durch den Sozialpolitischen Ausschuß. Der Ab­
geordnete Jahn als Berichterstatter. 

Abg. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Die Berichterstattung 
kann sehr kurz gefaßt werden. Es soll ein früherer 
Zustand wiederhergestellt werden, wie er vor 1933 
bestanden hat, und zwar soll die Gesetzesvorlage be­
wirken, daß der § 1309a der Reichsversicherungsord­
nunr den weiblicqen Versicherten die Mögl~chkeit 
gibt, im Falle einer Verehelichung ihre Versicher­
tenanteile wieder zurückzufordern. Das war vor 1933 
der Fall und es soll nur ein Unterschied eintreten, 
der aus der Begründung ersichtlich ist, indem man 
lm ersten Satz zum Ausdruck. bringt: .,Heiratet eine 
Versicherte, so werden ihr auf Antrag die Ver­
sichertenanteile der Beiträge erstattet". Früher wur­
den die Beiträge zur Invaliden-Versicherung zum 
Beispiel je zur Hälfte vom Arbeitnehmer und Arbeit­
geber entrichtet. Inzw!schen ist eine Änderung ein­
getreten, und zwar seit 1946, wonach die Beitragsauf­
teilung In anderer Weise erfolgt zu ein Drittel bzw. 
zwei Dr.fttel. Deswegen ist diese Formulierung 
hier angeführt. Der § 46 des Angestellten-Versiche­
rungsgesetzes soll deswegen die Formulierung wie­
derum finden, und zwar wie er früher in der Reichs­
versicherungsordnung enthalten war, damit auch hier 
die Möglichkeit besteht, den früheren Verhältnissen 
Rechnung zu tragen. Es ist nämlich zur Zeit eine 
Lilcke bei uns vorhanden und die soll damit ge-

schlossen werden. Es bestehen keinerlei Bedenken sei­
tens einer Fraktion, dieser Gesetzesvorlage zu­
stimmen zu können, weil wir ja früher mit der da­
maligen Regelung zufrieden waren und diese hier 
wiederhergestellt wissen wollen. 

Präsident: 

Sie haben den Bericht des Sozialpolitischen Aus­
schusses gehört. Ich lasse zunächst in der ersten Be­
ratung abstimmen. Wer dem Gesetz in der ersten 
Beratung seine Zutimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. Wir treten gleich in die zweite Be­
ratung ein. Ich rufe auf den § 1, 2, 3, Einleitung und 
Überschrift. Ich eröffne die Besprechung. Wortmel­
dungen liegen nicht vor, ich schließe die Besprechung. 
Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
lch stelle die einstimmige Annahme fest. Wir treten 
gleich in die dritte Beratung ein. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2 und 3, Einleitung und Überschrift. Das Wort 
hat der Abgeordnete Hermans (CDU). 

A b g. H er m a n s : 

Ich schlage eine kleine Korrektur der Fassung vor, 
und zwar an Stelle der Paragraphen Artikel zu 
setzen, um die Übersichtlichkeit zu verbessern. Also 
statt Paragraphen nur Artikel. 

Präsident: 

Es ist vorgeschlagen, die Paragraphen aus Zwedi:­
mäßigkeitsgründen in Artikel umzuändern. Wider­
spruch dagegen erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. 
Ich rufe dann au! die Artikel 1, 2 und 3, Einleitung 
und Überschrift. Wer dem Gesetz in dritter Lesung 
seine Zustimmung geben will, bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tagesordnung: Erste 
zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes Ober 
die Erfüllung der Anwartschaft auf Arbeitslosenunter­
sUltzung bei Lehrlingen und Junggehilfen (Druck­
same 11/1115). Berichterstatter ist der Sozialpolitische 
Ausschuß. Eine Berichterstattung ist in diesem Falle 
nicht vorgesehen. Wir kommen zur ersten Beratung. 
Wer dem Gesetz in erster Beratung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Ich stelle die einstimmige Annahme fest. Wir treten 
!i-'ich in die zweite Beratung ein. Ich rufe au! den 
§ 1 und 2, Einleitung und Überschrift. Der Abgeord­
nete Hermans. 

A b g. H e r m a n s : 

Ich stelle den gleichen Antrag wie bei dem vorigen 
Gesetz. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Jahn von der CDU. 

Abg. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Ich kann vom Platz aus 
noch einmal wiederholen, was ich bereits zum Aus­
druck gebracht habe bei der Berichterstattung über 
das Arbeitslosenhilfegesetz. Meine Fraktion wünscht 
auf jeden Fall, daß im Gesetz noch mit ein­
gebaut wird, daß die Fürsorgezöglinge, die eine An­
wartschaft nicht begründen konnten, unter den glei­
chen Bedingungen wie auch die zur Wehrmacht ein­
gezogenen jungen Menschen Berücksichtlgung finden. 
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Präsident: 

Hert' Abgeordnetet· .Jahn. da muß ein konkreter 
Antrag vorgelegt werdzn. Wlr können sonst da1·über 
nicht zur Abstimmung kommen. Sind Sie dafür, Herr 

, Abgeordneter Jahn. daß wir die Angelegenheit zu­
rückstellen? 

Ab g. J .ahn: 

Aus wt>lchem Grnnde zurückstellen? 

Pi·äsident: 

.Ja. dann müssen Sie den Antrag formuiie1·en. 

A bg, ,Ta h n: 

Dann stellen wil" die Angelegenheit zurück. 

Präsident: 

Wir setzen die dritte Lesung an den Sehluß der 
Tagesordnung. HetT Staatsminister Bökcnkrüger llat 
das Wort. 

Staatsminister· Bökenkrüger: 

kh glauhe nicht, daß durch den Antrag des Henn 
Abgeordneten Jahn eine große finanzielle Belastung 
emtritt. Ich würde aber doch empfohlen, vorerst da­
Yon Abstand zu nehmen. Nehmen wir . dieses Gesetz 
an. danach können wir dann die finanzielle Bela­
;tung el'rechnen und dann können wir das demnächst 
m einem Zusatz machen. 

Pr~~ident: 

Ist der Abgem·dnete .Jahn damit einverstanden'> 

Ab g. Jahn: 

,Jawohl. ich 7.iehe dann meinen Antrng zurücl!:. 

Präsident: 

Gut. Wir kommen dann zur zweiten Bei:atung. Ich 
rnfe auf die Artikel l und 2, Einleitung und Über­
schrift. Ich eröffne die B-espl'echung und scti.ließe 
~ie, da Wortmeldungen nicht vodiegen. Wer dem 
Gesetz in zweiter Lesung ~ine Zustimmung geben 
will. bitte ich um El'l1ellung der rechten Hand_ kh 
,;telle die e instimmige Annahme fest. Wir treten in 
die dritte Beratung ein. Ich rnfe auf den Artikel 1 
nnd 2. Einleitung und Überschrift. Ich eröffne die 
Besprechung und schließe sie, da Wortmeldungen nidrt 
vorliegen. Wet· dem Gesetz in dritter Lesung sein~ 
Zustimmung geben will. biite ich, sich vom Platz zu 
f:rheben. Ich stelle die einstimmige Annahme fest 

Wir kommen zum Punkt 10 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines Urantrags der Fraktion der 
KPD betr. l,andesg~setz zum Schutzl" vor wirts<'haft­
Jichex- Verelendung durch Blindheit. (Drucksache 
11/1156.) 

Hier schlägt Ihnen der Ältestenrat vor, das Ges~lz. 
dem Sozialpolitisc:hen und dem Haushalts- und Fi­
nanzau~5chuß zu überweisen. Widerspruch ex:h~bt si<:h 
nicht. es ist so beschl.ossen. 

Punkt 11 der Tagesordnung: Erste Beratung eines 
Urantrags der Fraktion der CDU. betr. Landesgesetz 
,ur Änderung des Landesgesetzes über die Wieder-
1.ulassung von Konsumgenosst>nschaften vom 30. l\fän 
1949 (GVBI. 8. 99) - (Drucksache Il.' 1110). 

Hier schlägt Ihnen der Ältt::~limrat vor, diesen An­
trag dem Wirtschafts- und Verkehrsausschuß zu über­
weisen. Widerspruch erhebt ·sich nicht. es ist so be­
schlo~sen. 

Punkt 12 der Tagfflordnung: Ente Beratung eines 
U.-antrags der Fraktion der KPD betr. Landesgesetz 
über Unterrichtsgeld- und Lernmlttelfri.,iheit (Druck­
sache I1,(1113t. 

~ wfrd ' hier vorgeschlagen, diesen Antrag dem 
Kultm-politischen und dem Haushalts- un<l Fülan1.­
ausschuß zu überweisen. Widerspruch dagegen erhebt 
sich nicht, es is~ so beschlossen. 

Punkt 13 der Tagesordnung: Antrag der Fraktion der 
KPD betr. Erhöhung der Leistungen der öffentlichen 
Ftlrsorte (Drucksache n ,'1125). 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Halein von der 
KPD :>:ur kurzen Be~ründung. 

A b g. H a l e i n : 
Meine Damen und Herren! Gerade diesem Antrag 

möchte ich eine · kurze Begründung zufügen. Sie alle, 
die hier im Hause versammdt sind, kennen die au­
ßerordentliche Not, die gerade in Kreisen der Wuhl­
fahrtsempfänger herrs<'ht. Wie schlecht es aber die~ea 
Leuten geht, den Ärmsten, wie man sie bezeichnen 
muß, kann aber nur der ermessen, der täglich mit 
ihnen in Berührung kommt. Es ist erschüttet'nd, 
meine Damen und Herren, wenn die meist älteren 
~ute vor uns von ihrem Leben erzählen, das sie zur 
Zeit führen müssen. Viele von diesen Wohlfahrtsemp­
fängern sind nicht mehr im Besitze des Notwendig­
sten. und dazu zählen wir wohl auch ein Bett. Ganz 
schlimm wird es erst in diesen Kreisen, wenn Krank­
heit eintritt. E:i ist s<:hon so, daß das Geld, W'.l.S die 
Leute b~kommen. niclit mehr reicht, um dem Ge­
sunden d!ls einigermaßen Notwendige zuzuführen, 11nd 
tritt noch Krankheit hinzu, was bekanntlich noch 
mehr Geld verlangt, dann herrscht dort eine Not, die 
eint.ach unbeschreiblich ist. Der größte Teil der Wohl­
fahrtsempfänger, ich kann es Ihnen S.'3.gen, Ich habe 
täglich mit diesen Leuten -,.u tun, die essen seit Jah­
ren trockenes Brot 1,1nd sie scheinen tatsächlich für die 
letzten Tage ihres Lebens auch weiter dazu verurteilt 
zu sein, daß es ihnen nicht mehr bessel' geht. wenn 
wir u~ nicht endlich dieser Leute annehmen werden. 
Ich denke in dieser Frage g1nz besonders an den kom­
menden Winter und denke aber auch an den ver­
gangenen. Ich kann Ihnen sagen, es ist vielen so 
schlecht geg3.ngen, daß besonders ältere Leute ort 
:t\.l.. uns aut~ Amt gek-<?mmen sind und blAlächlich h?­
weisen konnten. daß sie nicht mehr in der Lage 
waren, sich ein einzig<c>s warme:; UnterkleidungR!i-ti.ick 
zu kaufen. Auch · die privaten Wohlfahrtsorganisatio­
nen konnten nicht helfen, weil sie durch die Wäh~ 
rungsr!!form ihrer Geldmittel entledigt waren. Es 1st 
Pflicht des Landtages, skh mit der Lage dieser Ärm­
sten 7.ll befassen. 

Wu,:; uns noch dazu vei·anlaßt hat. diesen Antrag zu 
~teilen ·ist . die 'unterschiedliche Höhe der einzelnen 
Sätze. 'Wenn beispielsweise hier in Koblenz pro Mo­
nat 32 DM :ils WohtLthrt!-tmter~tütz.ung bezahlt wer­
den, dagegen in der Stadt Mainz 45 DM, so sind bei 
der derzeitigen Lage 13 DM ein ganz gewaltig:_,r Un­
terschied. Und das ruft bei den Unterstützun,gsemp­
föngerr. d'.1s Gefühl der Verbitterung. ja sog1r 
manchm~l ein Gefühl des Neides hervor. Und 
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das sollten wir uns doch wirklich überleg!!n, Es ist 
Aufgabe der Regierung, hier eine einheitliche Rege­
lung herbeiz.uführen und nicht noch z.wei Klassen von 
Wohlfahrtsempfängern auf die Dauer bestehen zu 
lassen. Denn der Unterschied in der Auszahlung ist 
nicht gerechtfertigt. Die Preise in Koblenz sind 
nicht niedriger als in ; Mainz, denn sie S'i.nd heute 
überall gleich hoch für alle Dinge des Lebens. Meine 
Damen und Herren! Zu dieser kurzen Begründung 
möchte Ich Sie doch nun bitten, aus den angeführten 
Grtlnden unserem Antrag zustimmen .zu wollen und 

l. d!e Sätze einheitllch .zu regeln und 
2. auch der vol"geschlagenen Erhöhung zuzustimmen 

aus den hier kurz angeführten Gründen. Man 
könnte sie ja noch auf viele andere Dinge erwei­
tern, aber daran sehen Sie, wie groß die Not 
dieser Kreise ist. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Jahn von der CDU. 

Ab g. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Von Menschen, die in 
der Praxis stehen, wie ich, der ich auch bei 
?lner Fürsorgebehörde tätig bin, muß aesagt wer­
den, der Antrag ist an die falsch~ Adresse ge­
richtet, weil es noch ein Selbstverwaltungsrecht gibt. 
Die Au!gabe, die Fürsorgerichtsät:z.e festzusetzen, ob­
liegt einzig und allein den Bez!rksfürsorgeveDbänden. 
Im Wege des Selbstverwaltungsrechtes haben diese 
Verbände allein zu bestimmen, welche Fürsoriericht­
sät:re beschlossen werden. Der Landtag von Rhein­
land-Pfalz hat genau so wenig wie ein Landtag eines 
anderen Landes die Möglichkeit, Richtsätze zu be­
schließen und sie eventuell als Weisung herauszu­
geben. Das Ministerium für Gesundheit und Wohl­
fahrt hätte höchstens die Möglichkeit, empfehlend den 
Fürsorgeverbänden vorzuschlagen, es zu tun. Aber 
sonst nichts. Ja, Herr Abgeordneter Fe1ler, Sie be­
tonen ja sonst die Demokratie, auch hier müssen 
w!r sie gelten lassen. Im Oktober vorigen Jahren 
!.Ollten die Fürsorgerichtsätze, die damals noch viel 
niedriger gewesen sind, um 15, v. H. erhöht werden. 
Eine Reihe von Fürsorgeverbänden hat es abgelehnt, 
die Empfehlung. des \vohlfahrtsministeriums z.u voll­
ziehen, weil sie gesagt haben, bitt.e sehr, wir 
sind allein zuständig. Sie haben es bis heute nicht 
getan. Wenn wir nun tatsächlich hier den Armsten 
der Armen, weil sie so genannt werden, sie sind es 
wirkllch, helfen wollen, dann ist es notwendig, daß 
solche Anträge seitens der politischen Parteien in den 
Kreistagen oder In den Stadträten vorgelegt wer­
den und dort muß beschlossen werden, wie · hoch die 
Fürsorgesätze festgesetzt werden. Ich darf Ihnen das 
eine versichel'n: Es kommt darauf an, was man aus 
dem Gesetz, aus der Fürsorgeverordnung, macht. Die 
Fürsorgeverpflichtung gibt viele Möglichkeiten, der 
Not des Einzelnen steuern zu können. (Zuruf Abg. 
Feller, · KPD: Aber keine Unterschiede von 13 DM.) 
Es muß unter allen Umständen dafür gesorgt wer­
den, daß diese Menschen an die Plätz.e kommen, die 
ein Herz für d,ie Menschen haben, die dort vorspre­
chen, und so:dales Verständnis aufbringen. Wenn zu 
mir ein Mensch kommt, der in Not ist, und er hat 
einen Antrag vorzulegen, dann w1rd der Antra_g ent­
gegengenommen, seine Verhältnisse werden unter­
sucht, und es gibt in jedem Falle eine Möglichkeit, 
dem Menschen zu helfen. Meine Vorrednerin hat 

, ',. 

auf den Fall der Krankheit hingewiesen. Da sind wir 
längst darüber hinweg. Wir übernehmen die Bei­
träge für die Krankenversicherung des Betreffenden 
und damit ist er zunächst geschützt. Wenn dann 
noch etwas zu tun übrig bleibt, dann haben wir die 
Möglichkeit, im Rahmen einmaliger Beihilfen z.u hel­
fen. Davon machen wir sehr weitgehend Gebrauch. 
Deswegen muß ich noch einmal betonen, es kommt 
darauf an, ob bei den Wohlfahrtsämtern oder Für­
sorgeverbänden der Kreise die Menschen &itzen, die 
tatsächlich das nötige Verständnis aufbringen. 

Der Antrag ist also gegenstandslos. Wir können 
jedenfalls dem Antrag nicht zustimmen, und zwar 
deswegen, weil er an die falsche Adresse gerich­
tet ist. Wir sind anderseits dafür, und zwar wird 
sich meine Partei in allen Kreistagen und auch Stadt­
räten dafür verwenden, wie wir das allenthalben be­
wiesen haben, die Fürsorgerichtsätze auf einen solchen 
Stand heraufz.usetzen, daß die notleidenden Menschen 
vor dem Schlimmsten bewahrt bleiben. 

Präsident: 

Der Abgeordnete &nieder von der KPD hat das 
,'lort. 

A b g. S c h i e ti c r : 

Me:lnc Damen und Herren! Zu den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Jahn möchte ich noch ganz 
kurz bemerken, daß es trotzdem notwendig ist, diesen 
Antrag vom Landtag aus zu behandeln. Machen wir 
uns doch nichts vor. Wir wollen doch nicht ewig einen 
Kreislauf, wir wollen uns nicht wie eine Schlange in 
den eigenen Schwanz beißen, denn es käme letzten 
Endes dabei h~raus, wenn wir die Geschichte einzig 
und allein nun auf die Gemeinden oder auf die Kreis­
verbände abschieben würden. Tatsache ist, daß man 
auch in diesen Gremien, dort haben wir nämlich auch 
Vertreter, schon längst versucht hat, in dieser Frage 
eine endgültii.ge Klärung herbeizuführen. Aber 
woran liegt es denn, meine Damen und Herren! 
Doch. einzig und allein daran, daß die Frage des Fi­
nanzausgleiches nicht geregelt ist. Infolgedessen bleibt 
uns nichts anderes übrig, als in den entsprechenden 
Ausschüssen des Landtages die notwendigen Be­
schlüsse herbeizuführen, die auf der einen Seite die 
Landesregierung verpflichten, dafür Sol'ge zu tragen, 
wo die finanziellen Probleme in erster Linie gelöst 
werden können. Wir sind uns auch darüber klar, 
daß ein Bezirksverband oder irgendeine Einrichtung 
der sozialen Wohlfahrt heute zum größten Teil au­
ßerstande ist, nur die Vereinheitlichung des Richt­
satz.es durchzuführen bei den Verschiedenheiten, die 
sich ergeben, in den einzelnen Kreisen. Damit kom­
men wir wieder zu dem Problem des Finannusgleichs. 
Das müssen wir auf diese Art und Weise lösen. Der 
Herr Finanzminister muß uns in dieser Form end­
gültig einmal einen Bescheid geben, inwieweit wir 
diese Frage lösen können. Es geht doch nicht an, daß 
wir wieder in den Winter hineinsteigen unter den 
Verhältnissen, wie sie eben meine Kollegin Halein 
hier geschildert hat. Niemand von Ihnen wird sich 
den Vorwurf zuziehen wollen, daß wir eine Gelegen­
heit verpaßt haben, die dieses Mal viel schlimmer aus­
fallen wird vielleicht, als wie wir sie !m letzten Win­
ter noch gekannt haben, denn die Reserven in finan­
zieller Hinsicht sind erschöpft , und da bleibt uns nichts 
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anderes ührig, als vom Landtag aus die notwendige 
Lösung zu finden. 

(Zuruf Ab,g. Jahn [CDU]: Wir können das Gesetz 
nicht urn~toßen, Herr Schieder!) 

Präsident: 

Das Wort hi:ll der Abgeordnete Roth von der SPD. 

Ab g. Ho th: 

Meine Damen un<i Herren! So sehr und so weit­
gehend das Bedürfnis bei;teht, die Fürsorgerichtsätze 
zu erhöh~n. so muß ich mich doch dem Standpunkt 
des Herrn Abgeordneten Jahn anschließen, daß diese 
Aufgabe einzig und allein den Fürsorgeverbänden 
zusteht. Es ist ja bereits sdum einmal in den letzten 
Wochen der Versuch gemacht worden, durch eine 
Zusammenkunft der Fürsorgeverbände die Fürsorge­
richtsätze erneut wieder zu erhöhen. Wir sind des­
halb als Sozialdemokratische Partei auch im Interesse 
der Selbstverwaltung nicht in der Lage, dem Antrag 
~m:ustimmen in dieser Foi·m. Ich möchte aber bitten, 
diesen Antrag dem zuständigen Ministerium als Ma­
terial 7.U überweisen mit der Maßgabe, dafür ein­
zutt·eten. daß die Fürsorgeverbände nochmals auf­
gefordert werden, die Fürsorgerichtsätze nach best­
möglichem Ermessen alsbald zu· erhöhen. Das wäre 
der Vorschlag von uns. und ich glaube in diesem 
Sinne den Antrag verabschieden zu können. 

Präsident 

Es sind nun ~wei Vorschläge gemacht worden, ich 
nehme an. Herr Kollege ,Jahn, daß Sie mit dem Vor­
sehtag d~ Abgeol'dneten Roth auch einverstanden 
sind, so daß wir prakti<.ch nur zwei Vorschläge haben, 
zunätfo;t Vorschlag auf Verweisung an den Ausschuß. 
und weiter diesen Antrag der Regierung als Material' 
zu ülJ•.'rweisen mit dem dringenden Ersuchen, erneut 
zu überprüfen, inwieweit die Not der Wohlfahrts­
unterf!ttitzungsempfänger behoben werden kann. 

Id1 lasse zunikhst über den weitgehenden Antrag 
abstimmen: Überweisung an die Ausschüsse. Wi:.r 
dem Antl'ag auf Überweisung an die Ausschüsse zu­
;;limmen will. bitt':' ich um Erhebung der rechten 
Hand. Fünf Stimmen. Wer ist dagegen? Das ist die 
Mehrheit. kh lasse nunmehr· abstimmen über den 
Antrag d es Abgeordneten Roth. Wer dem Antrag de.5 
Abgeordneh>n nuth seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich stelle 
ctie einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 14 der Tagesordnung: An­
trag der Fraktion der SPD betr. Sicherung des haus­
·wirtschaftlichcn Unterrichts in den in Frage kom­
menden SclmlP-n des Landes. (Drucksache 11/1123.) 

Der Ältestenr1\t schliigt thnen vor, den Antrag dem 
Kulturpolitischen Aussdiuß zu überweisen. Wider­
spruch dagegen erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 15 der Tagesordnung: An­
trag der Fraktion der FDP betr. Änderung der 
Ersten Landesverordnung zur Durchführung des 
Landesg-esetzes über die ReclJ.ti.stellung früher~r An­
gehöriger des öffen'tlkhen Dienstes vom 27. April 1949 
(GVBl. S. 107) - (Drucksache Nr. 11/1112.) 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diesen Antrag 
dem Haupt- und Rechtsausschuß zu überweisen. Auch 
dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

Wir kommen zum Punkt 16 der Tagesordnung An­
trag der Frakt.lon dei: KPD betr. Neufa.ssung des 
!i lZ Abs. 4 des Selbstverwaltungsgesetzes Teil A vom 
27, 9. 1948 (G'\'Bl, S. 355) - (Drucksame 11/1111.) 

Es ist vorgeschlagen worden, diesen Antrag dem 
Ha,uptuusschuß zu überweisen. 

Das Wort hat del' Herr Innenminister: 

Innenminister Steffan: 

Meine r:lamen und Herren! Der Antrag der Kommu­
nistischen Partei lag auch dem Kabinett zur Beratung 
vor. Das Kabinett · hat die Frage eingehend geprüft 
und hat. wie das bereits vorher geschehen ist, noch 
einmal fel!tgestellt, daß die betreffende Bestimmung. 
gegen dlE> ~Ich dPr kommuni!:fürhe Antrag wendet, 
verankert ist in dem Preußische11 KommunRlabgaben­
gesetz mi,d in einem entsprechenden h;i,yri;;(hen Ge­
setz. Als wir das neue Selbstverwaltungsgesetz ein­
reicht('n, war uns die Beibehaltung des in den beiden 
von mir erwähnten Gesetze-n verankerten Zustandes 
durchaus nicht sympathiS<'h. Wir wußtl:'n, daß es ein 
RückstRnd aus einer längst überlebtPn Zeit ist. und 
daß er be!lser beseitf.gt worden wäre. Aber die kom­
munalen Spitzenverbände haben darauf gedrängt, 
daß d!eser Zustand im Interesse der Gemeinden bei­
behalten werden soll. Die Hand- und Spanndienst€' 
sind auch in der heutigen Zeit, besonders in den Si­
tuationen der Kata!':trophen, eine Notwendigkeit. Wir 
haben vieles in der heu'tigen Zeit, was übernommen 
wurde aus einer längst vergangenen Zeit und was 
unter den· heutigen Verhältnii;.sen nicht als gerade 
irlefll am:u~hen ii::t, abl:'r wenn die Verbände, um die 
es sich handelt, da wir ja alle bestrebt :::ind. das 
Geset7 der Selbstverwaltung zu respektieren, Ein­
richtungen , an derf'n Beibehaltung im Intere~se der 
Selbstverwaltun,g ein sehr lebhafte~ Intere;:~e be­
sieht, aus diesen Grünrlen h;,ben wi1· uns entschlo5-
scn, diese Frage in dem neuen Gesetz zu prüfen. und 
ich bitte Sie deshalb, <lE'n Antrag der KPD abzuleh­
nen, ohn<" daß es einer Beratung in einem Ausschuß 
noch ;~inmal bedarf. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordn('te Harig {CDU). 

A bg. Ha ri g: 

Meine Damen · und Herren! Den Antrag der KPD 
auf .Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes, Fron­
arbeiten für Hand- und Spanndienste, lehnen meine 
Freunde ab. Diese Ändt>rung bedeutet einen Ringriff 
in die Se-lh!';tV€'rw,iltung de1· Gemeindeverbiinde. Diese 
Einrichtung stammt aus früheren Zeiten und hal sich 
bis in die heutige Zeit bewährt. Nach Ansicht der An­
tragsteller sei dleses veraltet und stamme aus der 
Zeit der Lehens- und Leibeigenverhältnisse. Das trifft 
auch zu. Es ist eine Einrichtung, auf die aber die Ge­
meinden heute nicht verzichten können. Gerade in der 
jetzigen ~eldarmen Zeit können die Gemeinden ihre 
vordringlichsten Arbeiten, wie Wegebaut('n und der­
gleichen nicht auMtih('('n, Wt'il die Geldmittel dazu 
fehlen. Nur durch persönliche Arbeit der Gemeinde­
bürger können diese notwendigen Arbeiten im Wege 
der Fronde ausgeführt werden. Es ist nicht richtig. 
wenn die Antragsteller in ihrer Begründung ausfüh­
ren, t;tnwohnei.-, Fuhrwerke und Gespanne gelten als 
gleiche Arbeitskraft. Nach unseren net1en Ortsstatuten. 
die der Spitzenverband des Gemeindetages herau.s­
gegeb~n hat, sind Anordnungen getroffen. daß Fuhr­
werke in Ein- und Zweispänner, Kuh- und Pferde-
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gespanne eingeteilt werden und entsprechend ihrer 
Arbeitsleistung auch bewertet werden. Sogar Trak­
toren werden heute eingesetzt und wegen ihrer Mehr­
leistung auch höher bewertet. Die Fronarbeiten wer­
den ja auch entsprechend der Größe des Grundbesitzes 
im einzelnen umgelegt, so daß der kleine Landwirt 
nicht mehr und nicht weniger zu leisten braucht, als 
er Besitz in der Gemeinde hat. Der kleine Landwirt, 
der nebenher als Lohnarbeiter beschäftigt ist, hat im 
Laufe des Jahres bei gutem Willen immer Zeit, diese 
Fronarbeiten abzuleisten. Es ist ihm überlassen, sein 
Tagewerk, das er arbeiten will, selbst einzuteilen. Ich 
habe heute in vielen Gemeinden Wegearbeiten auf 
diese Weise ausführen lassen, und gerade in den 
ärmsten Gemeinden, wo meistens Kleinlandwirte sind, 
waren diese die eifrigsten und waren froh, daß auf 
diese Art ihre Dorfstraßen in Ordnung gebracht wur­
den. Nur ganz vereinzelt sträubten sich einzelne da­
ge.:;en. Das sind aber immer dieselben, die gegen alles 
Gemeinschaftliche sind und nur ihre eigenen egoisti­
schen Ziele im Auge haben. Auch der Spitzenverband 
des Gemeindetages hält an dieser Einrichtung heute 
noch fest und alle fortschrittlichen Menschen, die 
guten Willens sind, leisten diese Arbeit freiwillig im 
Interesse ihrer Gemeinden. Die Gemeinden können 
also auf diese Einrichtung heute nicht verzichten; 
meine Fraktion lehnt diesen Antrag ab und unterstützt 
den Antrag des Herrn Innenministers, daß ohne Aus­
schußüberweisung dieser Antrag abgelehnt wird. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Heep (SPD): 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Die Aufhebung des Fron­
dienstes im gemeindlichen Leben wäre überhaupt nur 
möglich, wenn die Gemeinden so in Geld schwämmen, 
daß sie alle Arbeiten bezahlen könnten, die notwen­
dig sind, um das gemeindliche Vermögen zu erhalten 
und zu verbessern. Es ist heute für die Gemeinden 
eine Zwangslage, daß sie ihre Wege, ihre Wälder, ihre 
Wasserleitungen möglichst in gemeindlicher Fron­
arbeit, wie sie auch im Lande allgemein heißt, durch­
führen. Dann, man muß auf etwas anderes hinweisen. 
Dieses gemeindliche Vermögen ist meistenteils ent­
standen durch d!e Gemeinschaftsarbeit der Gemeinde­
btlrger. Diese Gemeinschaftsarbeit ist gerade in den 
Landgemeinden so populär im Gegensatz zu der An­
sicht der Antragsteller, daß wahrscheinlich die gut­
gesinnten Gemeindebürger in ihrem eigenen Interesse 
auf diese Gemeinschaftsarbeit, denn es ist nichts an­
deres als echte Gemeinschaftsarbeit, nicht verzichten 
könnten. Wir sehen deshalb in dem Antrag der Kom­
munistischen Partei keine Notwendigkeit und unter­
stützen den Antrag des Herrn Innenministers, den 
Antrag abzulehnen. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Schieder (KPD) hat das Wort. 

A b g. S c h l e d e r : 
Meine Damen und Herren! Wenn auch jetzt bereits 

nach den Ausführungen der verschiedenen Sprecher 
der Parteien, die Lage ziemlich klar ist, daß Sie 
diesen Antrag meiner Fraktion ablehnen werden, so 
kann ich doch nicht umhin, Ihnen, vor allem den aus­
!ührenden Sprechern zu danken für die Bestätigung 
dessen, was wir in unserer Begrilndung angeführt 
haben. Ich glaube, wenn dieser Antrag vor dem 

14. August hier in diesem Hause behandelt worden 
wäre, wäre die Stellungnahme der Parteien bestimmt 
eine andere gewesen. (Zurufe: Nein!) Denn es heißt 
nicht umsonst: Vor Tische las man•s anders. 

Meine Damen und Herren! Sie dürfen überzeugt 
sein, wenn v.1r einen derartigen Antrag hier einbrin­
gen, so hat es seine Gründe. Denn die Briefe, die 
Stellungnahmen, die uns zugegangen sind, gerade aus 
den kleinen ländlichen Gemeinden, in denen immer 
noch mit der mittelalterlichen Fronordnung gehand­
habt und verfahren wird, sind so zahlreich, daß sie 
uns tatsächlich veranlaßt haben, diesen Antrag hier 
einzubringen. Wir werden nun, nachdem Sie praktisch 
schon darüber entschieden haben, diesen Leuten mit­
teilen müssen, in welcher Form der Landtag von 
~einland-Pfalz mit entschiedener Mehrheit hier ver­
fahren hat. Aber ich möchte noch eine Feststellung 
machen. Sie ist die, daß gerade diese Ausführungen, 
diese Stellungnahmen der 2 Parteien· hier, der Rcgie­
rungskoalitionspart.eien, gezeigt haben, daß sie, obwohl 
der Herr Innenminister seihst mit seinen gesamten 
Ausführungen im Grunde genommen eine neue Be­
gründung unseres Antrages gegeben hatte, immer noch 
gewillt sind, mit den mittelalterlichen Methoden zu 
arbeiten. Es ist für mich keine Verwund('rung gewe­
sen, daß gerade der Sprecher der CDU es sehr ge­
flissentlich vermieden hat, darüber zu sprechen, daß 
man beispielsweise in den Gemeinden, die Fuhrwerks­
besitzer wohl heranzieht, aber z. B. die Lastwagenbe­
sitzer geflissentlich ausnimmt. Davon rührt in erster 
Linie der Gegensatz her. Nun mag es zutreffen, daß 
es in einigen Gemeinden vielleicht nicht der Fall ist, 
weil sie dort keine Lastautos haben, aber es gibt eine 
ganz große Zahl von Gemeinden, darauf können Sie 
sich verlassen, wo man gerade über diese Fassung des 
Selbstverwaltungsgesetzes nur noch den Kopf schüt­
teln konnte, und es liegt ja in Ihrer Hand, Sie haben 
noch vorläufig die Macht (Heiterkeit!), führen Sie es 
im alten Stile durch, das Abendland haben Sie ja 
noch zu retten. 

Präsident: 

Zunächst hat der Herr Innenminister das Wort. 

Innenminister Steffan: 

Meine Damen und Herren! Ich muß aus den Aus­
führungen des Abgeordneten Schiedcr zunächst den 
einen Satz herausgreifen, der wieder wie eine Drohung 
klang: Wir werden, wenn Sie jetzt, nachdem wir Ihre 
Entscheidung schon im' Voraus wissen, den davon Be­
troffenen Kenntnis geben, wie Sie hier über die An­
gelegenheit gesprochen haben. Darin liegt die ver­
steckte Drohung, mit dex- Sie zu arbeiten immerhin 
gewohnt sind. Ich nehme einmal Anlaß, das mit aller 
Entschiedenheit zurückzuweisen. Der Landtag ist ein 
freigewähltes Gremium und da muß er sich verbit­
ten, auch die Regierung tut es, sich von Ihnen ständig 
unter Druck ·setzen zu lassen. Das andere. Es ist mir 
fast peinlich, daß Herr Schieder mich als Kronzeugen 
für die Richtigkeit des Antrages, den die Kommunisten 
gestellt haben, hier angibt. Ich habe geglaubt, daß es 
sich um Dinge handele, die der Vergangenheit ange­
hören, abeT heute können die meisten mit Rücksicht 
auf die Notlage nicht darauf verzichten. Im übrtgen 
ist aber auch der Antrag der Kommunisten garnicht 
ehrlich gemeint. Sie, meine Herren, die Sie immer 
schwärmen für das Kollektivsystem, Sie sollten sich 
doch eigentlich überlegen, daß Sie damit das Kollek-

' tlvsystem, das Sie haben wollen, hier verbieten milß-

...... i. 
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ten . Wenn Sie aber· etwas tun wollen, um gegen die 
Fronde wi1·klich zu protestieTen, dann habt:'n Sie An­
laß, daß Sie sich hinter den Ei.:;ernen Voxhang stel­
len, um dort die Fronde abzuschaffen , unter denen 
Hundcrttau1,ende unserer Volksgenossen leiden. (Bei­
fall!). 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzl zur 
Abstimmung. Wir haben zunächst abz.ustimmen über 
den Vv-eitgeh~nden Antrag, Überweisung des Antrags 
an den Ausschuß. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe. 

Abgelehnt gegen 4 Stimmen der Kommunistisch,m 
Partei. 

:Wir kommen nunmehr zu dem Antrag der Landes­
regierung, den Antrag abzulehnen. Wer dem Antrag 
zustimmen wi!1. bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. 

Das. ist die überwiegende Mehl'heit, der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zum Punkt 17 der Tagesordnung: 
Große Anfrage der Fraktion der KPD betr. Demon­
tage von Teilbetrieben der BASF Ludwigshafen 
(Drucksache 11/1067). 

Zur Begründung hat der Abgeordnete Feller (KPD} 
das Wort. 

A b g. F e l l e r ; 

Meine Damen und Herren! Seit Anfang Mai wird 
auf ~fehl der Militär-Regierung in der Anilin, in 
dem größten Werk Westdeutschlands und einem der 
entscheidensten Betriebe Deutschlands, eine Teil­
demontage durchgeführt. Dieser Demontage sind 
bis jetzt schon eine ganze Reihe w;ic.ntiger Chlor-, 
Buna- und anderer Anlagen zum Opfer gefallen, 
Kürzlich fand in Ludwigshafen eine Antidemon­
tagekonferenz statt, auf der sowohl der Betdebs­
rnt wie die Direktion der BASF als auch die 
Gewerkschaften, Industr-ie- und Handelskammer und 
die politischen Parteien vertreten waren. Auf dieser 
entscheidenden Tagung, die nach praktischen Wegen 
und Möglichkeiten suchte, um die weitere Dezimie­
rung· dieses durch den Krieg und dle Explosionskata­
strophe bereits stark beschädigten Werks zu verhin­
dern, hat der Direktor der Anilin die F-eststel­
lung gemacht auf Grund .seiner Unterlagen, daß ,n 
der BASF nicht nur Friedensbetriebe demontiert wer- · 
den, die in dem Washingtoner Dreierabkommen der 
USA, Englc1nds und Frankreichs vorgesehen sind, son­
dern daß über dieses Demontageabkommen der West­
mächte Mnaus ,sogar Anlagen in diesem -entscheiden­
den Betrieb demontiert werden. Schon diese Tatsache 
allein müßte den Landtag von Rheinland-Pfalz zu ei­
nem geschlossenen Protest veranlassen. Wenn die 
V,,Testmäehte selbst unter Bruch iht'es eigenen Abkom­
mens noch mehr demontiieren, wie sie ursprünglich be­
absichtigt haben, wenn darüber hinaus die Demon­
tage über 4% Jahre nach Beendigung des zweiten 
W!"ltkrieges durchgeführt wird, obwohl im Potsda­
mer Abkommen der 4 Alliierten ursprünglich vorge­
sehen war, daß die Demontage bis 1947 be€ndet sein 
muß, dann verstößt das gegen dai. Völkerrecht Dieser 
Termin wurde auch von der sowjetischen B~sat­
zungsmacht in ihrer Zone eingehalten. Dort wird 
seit zwei Jahren nicht mehr demontiert. (Zuruf: 

Da ist nichts mehr da! Heiterkeit!) Wer fü1· Tat­
sa<.'hen 2.ugänglich ist, wird feststellen und nicht 
bestreiten können, daß seit zwei Jahren dort nicht 
nur keine weitere Demontage mehr durchgc-füht'l wird , 
so schmenlich auch die Demontage von einem 2. und 
3. Gleis war, nachdc>m die Hitlerwehrmacht au[ ih­
rem sog. Rüc-kzug bewußt die Schienenstl'änge zerstört 
hatte und es für die Sowjetarmee eine Frage der Er­
haltung und Aufrechterhaltung des ·Nachschubs war, 
hier sich gewissermaßen sicher ihren Nachschub zu 
ermöglichen, wer ·tveiß, daß inzwischen die sowjeti­
sche Besatzungsmacht bereits ehemals demontierte 
Betriebe, wie ein Walzwerk, zurückgeliefert h-at, 
der muß also sehen, daß hier eine ganz andere Ent­
wicklung für ein objektives Urteil Platz. ergriffen hat. 
Aber heute steht ja zur Frage: Demontage in der 
Anilin. Selbstverständlich sind wir auch gerne be­
reit, auch noch ausführlicher über die Entwick­
lung in dem deut~chen Osten zu diskutieren. Aber bei 
dieSffl 10 Mlnuten glaube ich, wollen wir uns konzen­
trieren auf den vorliegenden Tagesot'dnungspunkt, 
und da heißt es, daß wir den Antrag E'inbringen: Was 
gedenkt die Landesregierung zu tun, um in die­
ser Frage möglichst zu verhindern, daU außer den 
bisherigen Verhandlungen, die wir kennen und über 
die wir genau informiert sind, endlich ein Dcmon­
tagestop erreicht wird? Wenn ich vorhin erwähnt 
habe, daß im größten Betrieb solche Anlagen so­
gar abgebaut werden, die nicht in dem Washingto­
ner Abkommen vorgesehen sind. wenn inzwischen 
von fast 23 000 Belegschaftsmitgliedern bereits über 
4000 Arbeiter, Laboranten und Chemiker entl,ffSf'n 
worden sind, so müssen wir doch <laraus die Schluß .. 
tolgerung ziehen (Zuruf Ministerpräsident: Stimmt 
nicht') daß endlich ein Demontagestop erreicht wer­
den muß. 

Herr Ministerpräsident! Aut dieser Antidernon' ·· P,c ­
konferenz wurden diese Zahlen von Direktor Wur­
ster bestäUgt, allerdings mit dem Hinweis, daß 
es sich hier nicht um Stammarbeiter handeln \vürde. 
sonde1·n um Arbeiter bei den sogenannten Fremdfir­
men. Ich glaube, diese Tatsache kann nicht bestritten 
werden. denn ich weiß auch als Stadtverordneter von 
Ludwigi,;hafen sehr genau die Zahlen und weiß, wer 
entlassen wurde {Zwischenrufe, der Präsident bittet 
um Ruhe!). Ich glaube, wir wollen zu einer sachlichen 
Betrachtung dieser Frage kommen. kh habe bisher 
jeden Angriff gegen irgendeine Partei unterlassen 
und bitte Sie der Wichtigkeit und der entscheiden­
den Bedeutung dieser Frage wegen, hier einmal 
den Standpunkt entwickeln zu können, der not­
wendig ist: daß jetzt bereits über ein Vierteljahr 
demontiert wird, wir bisher noch keine entsd1.el­
denden M.aßnahmen ergreifen konnten und ergrif­
fen haben, um einen Demontagest,op zu erreichen 
und daß wir bestimmt mit dem gegenwärtigen Zer­
rnden dieser Frage nicht bei der Militärregierung, 
bei den Besatzungsmächten, beim Humprhy -Aus:<ch11f\ 
der da{ür verantwortlich ist, einen Stop erreichen, 
sondern vielleicht gerade das Gegenteil. Ich J!' '1t1b>2 

also, wem es wirktiqi. am Herzen liegt. daß diese Frnge 
einmal sachlich behimdelt wird und auch möglichst 
entscheidende Beschlüsse gefaßt werden, der muß mit 
uns zu der Erkenntni,; kommen, da!i sich hier nicht 
bloß der Marshallplan auswirkt, sondern auch immer 
mehr der Marshallplan den Charakter des Morgcn­
th;iu-Planes annimmt , wo mit der Zerstörung unserer 
Frieden.sindustrie Deutschland in einen Kartoffel­
acker verwandelt werden soll, so wie das ursprünglich 
im Morgenthau-Plan vorgesehen war. Ich will nicht 
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au! Ein:.i.elheiten eingehen, weil das in 10 Minuten 
nicht möglich ist, wir wollen aber beweisen, wie stark 
einin:hne!dend die Demontage ist, nicht nur für die 
Produktion von Düngemitteln usw., für die Produk­
tion von Waschmitteln, was also Mittel sind, ·die für 
Sprengstoffe bestimmt nicht benutzt werden können. 
Ich will darauf hinweisen, daß es darum geht, in 
dieser entscheidenden Sache des Abbaues des wich­
tigsten Betriebes in unserem Lande hier endlich zu 
einem Beschluß zu kommen. möglichst zu einem ge­
meinsamen Beschluß des Landtages, um einen De­
montagestop wirklich zu erwirken. 

Ich darf vielleicht noch daniuf hinweisen, daß man 
in der Vergangenheit immer wieder erklärt hat. Ja, 
wir müssen aber vorsichtig verhandeln und alle Ver­
handlungsmöglichkeiten erschöpfen, durch alle ande­
ren Maßnahmen kann man nur das Gegenteil errei­

cll.en. Wir haben ein V~erteljahr Verhandlunien er­
lebt und bel diesen Verhandlungen wurde dle De­
montage im,mer konsequent weitergeführt. Wir haben 
keine Änderung, keinen Stop erreicht, und ich glaube, 
daß sich deshalb dle Nur-Verhandlungsmethode er­
schöp!t, hat, daß es darauf ankommt, auch den ent­
schlossenen Wlllen der deutschen Bevölkerunf in un­
serem Lande zu zeigen, daß wir nicht mehr zulassen 
wollen und können, daß unsere Frledensbetriiebe de­
mon Uert werden, weil dadurch nicht nur deutsche 
Produktionsstätten, Nationaleigentum zerstört wird, 
sondern auch weitere Arbeiter. Laboranten und Che­
miker mit der Arbeitslosigkeit bedroht werden und 
Gefahr laufen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren. Ich 
glaube, wir sollen uns hier ein gewisses Beispiel neh­
men als Deutsche, die interessiert sind an der Er- · 
haltung ihres Nationaleigentums für das deutsche 
Vo1k, das die Arbeiter in Dortmund gaben, die 
dort gesagt haben: Bis hierher und nicht weiter. 
Wir begehen keinen wirtschaftlichen Selbstmord, wir 
geben nicht unsere Hand her zur Demolierung unse­
rer Frledensinduslrie. Wir wollen nidl.t, daß unsere 
eigenen Arbeitsplätze durcll den Einsatz von Panzer­
wagen usw. demontiert werden und daß auch wir von 
dieser Stelle amr, der Tr>ibüne des Landtags verpflich­
tet sind, uns nicht nur zu solidarisieren mit den deut:-
1chen Arbeitern, Ingenieuren und Direktoren, die von 
der britischen Militärregierung bis zu 5 Monate ins 
Gefängnis geschickt wurden, weil sie nicht ihre eige­
nen Arbeitsplätze zerstören wollten, sondern daß wir 
auch als Deutsche verpflichtet sind, dagegen Protest 
zu erheben und die FreHe.ssuni dieser deutschen 
Arbeiter, Ingenieure und Direktoren zu verlangen, 
die ihrem Gewissen entsprechend gehandelt haben, 
um Nationaleigentum filr das deutsche Volk zu er­
halten. Daß wir erklären: Endlich Schluß mit dieser 
ausländischen Konkurrem.demontage, die nur im 
Interesse der amerikanl.sdlen und en1lischen Kon­
zerne durchjleführt wird. Wir wollen, daß endlich die 
Montage einer eigenen unabhängiiten gesamtdeut­
schen Friettensindustrie beginnt. (Beifall bei der 
KPD.) 

Präsident: 
Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 

den Chef der Staatskanzlei, Dr. Haberer. Ich ertelle 
ihm das Wort. 

Dr. Haberer: 
Meine Damen und Herren! 
Die Große Anfrage der Fraktion der KPD vom 

21. 6. 1949, wie sie dem Hohen Hause durch die Druck­
sache Il 1067 vom 1. 7. zur Kenntnis gebracht wurde, 
:beantwortet die Landesregierung wie folgt: 

Soweit in · der Großen Anfrage der ·KPD von be­
reits entlassenen oder noch zur Entlassung anstehen­
den Arbeitern und Angestellten die Rede ist, wird 
fe$tgestellt, daß bisher keine Entlassungen aus An­
laß der Demontagen in der BASF zu Ludwigshafen 
stattgefunden haben (Zurufe: Hört, hört) . Bei den in 
der Großen Anfrage erwähnten sogenannten Fremd­
arbeitern handelt es sich um Arbeitskräfte, die im 
Juli des vergangenen Jahres nach der Explosionskata­
strophe für Wiederau!baumaßnahmen eingesetzt wur­
den und die nach Abschluß dieser Arbeiten vertrags­
gemäß wieder ausschieden. Der derzeitige sogenannte 
Fremdarbeiterstand ist der gleiche wie vor der Ex­
plosionskatastrophe. 

Der Herr Ministerpräsident hat namens der Landes­
regierung in seiner vor dem Hohen Haus abgegebenen 
Erklärung vom 6. Juli ausführlich zur Demont~ 
frage Stellung genommen und die Beantwortung der 
in der Großen Anfrage gestellten Fragen vorgenom­
men. Die Landesregierung hat seit dieser Zeit ihre 
Bemühungen in der Demonta,gefrage fortgesetzt und 
hält im gegenwärtigen Augenblick im Hinblick auf 
diese Bemühungen ein weiteres Eingehen auf die Ma­
terie für nicht opportun. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die Beantwortung der 
Großen Anfrage ist erfüllt. Ich frage das Haus, ob 
eine Besprechung gewünscht wird. (Zurufe: nein, 
nein.) Der Abgeordnete Feiler (KPD). 

A b g, F e 11 e r : 

Wir möchten bitten, daß über unsere Anfrage sich 
eine Besprechung entwickelt, um erstens die Richtig­
stellungen vorzunehmen, die notwendig sind, und um 
zweitens möglichst eine geschlossene Stellung des 
Hauses in dieser Fra&e zu exTeichen. 

Präsident: 

Ich frage zunächst: Werden Antrag der KPD unter­
stützt, eine Besprechung durchzuführen, den bitte Ich 
um Erhebung der rechten Hand. Das genügt nicht; 
nach der Geschäftsordnung sind 16 Abgeordnete da­
für erforderlich. Die Angelegenheit ist damit als er­
ledigt zu· betrachten. 

Wir kommen zum Punkt 18 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung einff Landeageaetzes :i:ur Änderung 
det1 f 1293 A~s. 2 du Reichsversicherungsordnung 
(Drucksache II/5'13/616/1147). 

Berichterstatter des Sozialpolitischen Ausschusses 
ist der Abgeordnete Dr. Habighorst. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Meine Damen und Herren! Der Sozialpolitische Aus­
schuß hat sich in seiner Sitzung vom 27. Juli erneut 
m!t der Regierungsvorlage, Landesgesetz zur Änderung 
des § 1293 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung be­
schäftigt. Dem Ausschuß wurde ein Gutachten der 
Landesversicherungsanstalt vorgelegt, das die An­
nahme der Regierungsvorlage emp!'ie.hlt. Diese Ande­
rung des § 1293 sieht die Möglichkeit der Entziehung 
einer Invalidenrente bis zum 31. De:.:embe,- 1950 vor, 
wenn die erneute Prüfung ergibt, daß der Berechtigte 
nicht invalide ist. Ausgenommen sollen die Personen 
sein, die bis zum 1. Januar 1948 das 60. Lebensjahr 
vollendet hatten. 

... ..... :ll'' 
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Die NotwPndigk:eit einer Überprüfung besonders 
beim Fehlen jeglicher Rentenunterlagen infolge 
Kriegseinwirkung wurde allgemein anerkannt. Gegen 
eine generelle Überprüfung wurden jedoch erhebliche 
Bedenken vorgetragen. Nachdem der Landtag das 
Sozialverskherungsanpassungsgesetz in dritter Lesung 
bereits verabschiedet hat, vertrat der Ausschuß ein­
stimmig die Meinung, daß die jetzige Vorlage nicht 
mehr dem Sinne des verabschiedeten Gesetzes, in dem 
der Invaliditätsbegriff wie auch der Bezug der Witwen­
renten neu geregelt wurde, entspricht. 

Der Ausschuß schlägt aus diesem Grunde dem Ho­
hen Hause vor, die Ihnen vorliegende Vorlage abzu­
lehnen. Im Ausscl1uß wurde mit Befremden fest­
gestellt, daß das Sozialversi<:herungsanpassungsgesetz 
bisher noch nicht die Zustimmung der Militärregierung 
gefunden hat. Auf die bestehende Notlage gerade der 
Invalidenrentner wurde von den Vertretern aller Par­
teien hingewie~en. Der Sozialpolitische Auflschuß bit­
tet die Landesregierung, erneut energisch bei der 
Militärregierung vorstellig zu werden. um die um­
gehende Genehmigung 7.U erwirken. Der Ausschuß 
hält es für unmöglich, daß allein im Lande Rheinland­
Pfalz im Hinblick auf die katastrophale Lage dieses 
Personenkreisei.; die vom Landtag bes-chloss.ene Renten­
erhöhung nicht in die Tat umgesetzt wird. 

Präsident: 

Der Berichterstatter hat im Auftrag rles Sozialpoli­
tischen Ausschusses zuletzt die Frage der Nicht­
anerkennung des Sm:ialversicherungsanpassungsgeset­
zes bl:handelt. Wir werden auf diese ,Frage noch zu 
i;prechen kommen beim Tagesordnungspunkt 34, 
Drucksache l[IJ 155. 

Wir kommen zur dritten Berat11ng. Sie haben den 
Vorschlag des Sozialpolitischen Ausschusses gehört. 
Der Vertreter des Arbeitsministeriums, Herr Ministerial­
rat Heinemann, ha.t das Wort. 

Ministerialrat Heinemann: 

Ich habe dem Hohen Hause nur die Erklärung ab­
zugeben, daß das Arbeitsministerium die Vorlage 
zurückzieht. 

Präsident: 

Damit ist die Angelegenheit als erledigt zu betrach­
ten. 

Wir kommen zum Punkt 19 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
übt.':r die Verwaltung und Verwendung s1aatlicher 
Wohnungsbaudarlehen (Drucksache 11/1858/lJ.41). 

Als Beri{•hterstatter hat der Abgeordnete Dr. Bieroth 
das WoTt. 

Ab g. Dr. Bier o t h: 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Fi­
nanzaus~eht1ß hi'lt i::ich in seiner Sitzung vom 27. Juli 
mit der Regierungsvorlage II/1058, dem Entwurf zu 
einem Landesgesetz üher die Verwaltung und Verwen­
dung staatlicher Wohnungsbaudarlehen, befaßt. Da die 
Überschrift des Gesetzes nicht klar zum Ausdruck 
bringt, daß es sich nicht etwa um jetzt nach dem 
Umsturz neu gegebene Wohnungsbaudarlehen handelt, 
sondern nur um solche aus früheren Jahren, hat der 
Ausschuß eine entsprechende Ergänzung für erforder­
lich erachtet und da.~ Wort „frühere" eingefügt. Es 
handelt sich um Zinsen, Tilgungen und Rückzahlungen 

aus Hauszinsstcucrhypotheken des Reiche~, aus Bau­
darlehen des ehemaligen Volksstaates Hessen, Klein­
siedlungsdarlehen des Reiches, Darlehen des Reiches 
für Volks- und Landarbeiterwohnungen und schließ­
lich um Darlehen des Reiches und der genannten 
Länder für Beamten- und Wehrmachtswohnungen. 
Die nach dem Umsturz einli!egangenen Beträge für 
Zinsen usw. befinden si:ch auf Treuhandkontis und 
sind bislang keinem, auch nicht dem ursprünglichen 
Verwendungszweck zugeführt. Auf den Kontis liegen 
z. Z. rund 200 000 DM, wie das Finanzministerium 
mitteilt., während mit einem jährlichen Eingang von 
ca. 750 000 DM · gerechne't werden kann. Nach § 3 bzw. 
4 der Vorlage sind diese Mittel dem sozialen Woh­
nungsbau zuzuführen. Es ist daran gedacht, sie in 
Form von Zinsvel'billigungen dem Wohnungsmarkt zu 
übel"Wl!isen und auch hiermit zur Senkung des Bau­
kostenindexes belzu tragen. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Hohen Hause die An­
nahme des Gesetzes in zweiter und dritter Lesung. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den § 1 und 

eröffne die Besprechung. Der Abgeordnete Wohlleben 
von der Freien Demokratischen Partei hat das Wort. 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! Wir haben in diesem 
Hohen Hause schon vielfach gehört, daß bei Fragen 
finanzieller Belastung nach dem Bund gefragt wurde. 
So gestattet sich die Fraktion der- FDP die Anfrage, 
ob geprüft wurde, ob nach der neu·en Bundesverfas­
sung diese Wohnungsbaudarlehen nicht dem Bunde 
zustehen, oder ob hier beabsichtigt ist, bevor die 
Bw1de:;gesctzgebung komml, etwas für das Land 
Rheinland-Pfalz sicherzustellen. Falls diese Frage 
noch nicht geprüft sein sollte, beantragt die Fraktion 
der FDP, daß nach der zweiten Beratung die Sa<:he 
an den AUs.'!<'hllß zwecks Prüfung dieser Frage zurück­
verwiesen wird. 

Präsident: 
Ich !rage die Landesregierung, ob sie bereit ist, zu 

der Frage des Abgeordneten Wohlleben eine Erklärung 
abzugeben. Der Herr Finanzminister Dr. Hoffmann 
hat das Wort. 

Finanz mini s t er Dr. Hof f man n: 
Wie die künftigen Eigentumsverhältnisse sein wer­

den, ist ungeklärt. Klar ist, daß das Land heute treu­
händerischer Verw:i,lter dieser Mittel ist, und wir 
beabsichtigen nur, uns die Vollmacht geben zu lassen, 
immer wieder in dieser Treuhänderstellung die Mittel, 
die heute unverwendet daliegen, anzulegen. Es wird 
damit der künftigen Entscheidung hinsichtlich des 
Eigentums in keiner Weise vorgegriffen. 

Präsident; 
Der Abgeoi·dnete Wohlleben ist mit dieser Erklärung 

einverstanden und zieht seine Einwendung zurück. 
Ich rufe auf die §§ 2, 3, 4 und 5. Einleitung; bezüg­

lich der Überschrift habe ich zunächst abzustimmen 
über den Antrag des Haushalts- und Finanzausschus­
ses, der Ihnen in der Drucksache II/1141 zugeleitet 
wurde. 

Wer dem Antrag des Haushalts- und Finanzaus­
schusses zustimmen will, den bitte, ich um Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe! Stimmenthal­
tungen! 
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Angenommen bei 5 Stimmenthaltungen der Kom­
munlsti&chen Partei. 

Ich lasse nunmehr in der Gesamtheit in der z.weiten 
Lesung über dieses Gesetz. abstimmen. Wer dem Ge­
setz. in zweiter Lesung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe! Stimmenthaltungen! Angenommen bei 
Stimmenthaltung der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zur dritten ·Bera~ung. Ich rufe die 
§§ 1, 2, 3, 4 und 5 auf, Einleitung und Überschrift. 
Ich eröffne die Besprechung. 

Ich schließe sie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, den bitte . ich, sich vom Platze zu erheben. 
Die Gegenprobe! Stimmenthaltung! Bei 5 Enthaltun­
gen der Kommunistischen Partei angenommen. 

Wir kommen zum Punkt 20 der Tagesordnung: 
Bel"lchterstattung des Wiederaufbau- und Baushalts­
und Finanzausschusses zu Drucksache IV1069 betr. 
Antl"ag der Fraktion del" KPD: Änderung des Landes­
gesetzes über die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe 
(Drucksache D/1140). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Hartmann. 

Abg. Hartmann: 

Meine Damen und Herren! Mit Antrag II/1069 hatte 
die Fraktion der KPD zum Landesgesetz über die 
Erhebung' einer Wohnungsbauabgabe zum § 3 At;,s. 2 
letz.ter Satz den Zusatz „sowie _die anerkannten Opfer 
des Faschismus" beantragt. Der Wiederaufbauausschuß 
hat sich mit· diesem Antrag in seiner Sitzung vom 
14. Juli und der Haushalts- und Finanzausschuß in 
seiner Sitz.ung vom 27. Juli beschäftigt. Ich habe 
namens beider Ausschüsse zu erklären, daß der An­
trag der KPD gemäß dem Vorschlag beider Aus­
schüsse nach Drucksache II/1140 vom Landtag ab­
gelehnt werden soll. 

Es ist zur Begründung nur folgendes z.u sagen: 
Soweit Op!er des Faschismus unter die bisherigen Be­
freiungsvorschriften !allen, ist schon im Abs. 2 hier­
für Vorsorge getroffen; soweit aber anerkannte Opfer 
des Faschismus heute wieder in Einkommens­
verhältnissen stehen, die sle mit den Einkommens­
höhen gleicher Berufe gleichstellen, konnten die Mit­
glieder beider Ausschüsse der Notwendigkeit, auch .für 
diese anerkannten Opfer des Faschismus eine General­
befreiung dem Hohen Hause vorzuschlagen, nicht zu­
stimmen. Aus diesem Grund beantragen beide Aus­
schüsse, dem Antrag II/1140 zuz.ustimmen. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Betz von der KPD. 

Ab g. B etz.: 
Meine Damen und Herren! Unsere Auffassuni geht 

dahin, daß die OpfeT des Faschismus ein Recht haben 
zu einer bevorzugten Behandlung. Darau! basiert 
unser Antrag, und wir bitten um Zustimmung zu die­
sem Antrag. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr 

zur Abstimmung. Ich lasse abstimmen über die Druck­
sache II/1140, Wer dem Antrag der beiden Ausschüsse 
seine Zustimmung geben w!ll, den bitte ich um Er-

hebung der rechten Hand. Die ~genprobe! Stimm~ 
enthaltung! 

Der Antrag ist angenommen bei 5 Stimmenthaltun­
gen der Kommunistischen Partei. 

Ich schlage Ihnen vor, daß wir nach der nächsten 
Beratung eine halbe Stunde Ka!feepause einlegen. 
Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung!) 

Wir kommen zum Punkt 21 der Tagesordnung: 
zweite und dritte Beratung eines Landesgeseb;es über 
Vergünstigungen für Körperbehinderte und anerkannte 
Opfer des Faschismus bei kulturellen Veranstaltungen 
(Drucksache II/1060/1166). 

Berichterstatter des Sozialpolitischen Ausschusses 
ist der Abgeordnete Hertel. 

Ab g. H e rt e 1 : 

Meine Damen und Herren! Wenn im vorangegange­
nen Tagesordnungspunkt dem kommunistischen An­
trag, welcher der Ausgangspunkt für die Schaffung des 
Landesgesetzes war, der Erfolg versagt blieb, dann 
liegt hier bei der Drucksache II/1060 der Fall so, 
daß der Sozialpolitische Ausschuß seinerzeit, einem 
kommunistischen Ant1·ag entsprechend, die Vorlage 
eines Landesgesetzes beantragt hat. Dieses Landes­
gesetz wurde nach der ersten Beratung dem Sozial­
politischen Ausschuß zur Überprüfung überwiesen. Es 
kam nach kurzen Auseinandersetz.ungen lediglich die 
Neufassung des § 3 in Frage, der Ihnen heute in der 
Drucksache II/1166 vorliegt und zur Annahme emp­
fohlen wird. Es besteht ein Bedürfnis für den Erlaß 
dieses Gesetz.es, das dahingeht, daß bei allen Veran-. 
staltungen 5 v. H. der verfügbaren Plätze für Körper­
behinderte und Opfer des Faschismus zur Verfügung 
gestellt werden. Der Sozialpolitische Ausschuß bean­
tragt, dem Gesetz in zweiter und dritter Lesung zuzu­
stimmen. 

Präsident: 

Sie haben die Berichterstattung gehört. Ich rufe au! 
die §§ 1, 2 und 3. Ich lasse zunächst abstimmen über 
den Änderungsantrag des sozialpolitischen Ausschus­
ses, der Ihnen in Drucksache II/1166 zugeleitet wurde. 
Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung geben 
,will, den bitte ich um Hebung der rechten Hand. 
Das ist die einstimmige Annahme. 

Ich rufe auf die §§ 4, 5 und 6, Einleitung und Über­
schrift. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wer dem Gesetz in z.welter Lesung 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um Er­
hebung der rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme !esl. 

Ich darf noch etwas nachholen. Ich habe es über­
sehen, daß auch im § 4 nur ein Wort gestrichen wird. 
Ich lasse darilber abstimmen. Wer der Änderung im 
§ 4 die Zustimmung geben will, den bitte ich um Er­
hebung der rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5 und 6, Einleitung und Überschrl!t. Wer 
dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platze zu erheben. 

Das Gesetz. ist angenommen bei einer Stimm­
enthaltung eines Vertreters der Freien Demokratischen 
Partei. 

... 



1734 Stenographische Protokolle des Lilndtages von Rheinland-Pfalz. I. Wahlpel'iodc 

Bevor wir eine kurze Pause einleg~n. habe ich noch 
folgendes mitzuteilen: Die beiden Parteien CDU und 
SPD haben einen Urantrag betreffs Aufhebung der 
enten Gehaltskürzungsverordnung {Drucksache 
ll, 1194) soeben übermittelt mit dem Ersuchen. 
diesen Antrag bzw. diesen Gesetzentwurf noch 
heute in erster, zweit.er und dritter Lesung zu vcr­
abst:hieden. Widerspruch dagegen erhebl sich nicht. 
{Abgeordneter Steger: Darüber muß ich mit meiner 
Fraktion erst sprechen.) Gut, ich lasse es dann bis 
nach der Kaffei>pause zurückstehen. Ich darf weiter­
hin zunächst einmal bekanntgeben, daß das .Justiz­
ministerium soeben den Antrag hier eingebracht 
hat. ein ErmitUungsverfabren gegen den Landtag-s­
abgeordneten ·wmi Feiler wegen Verleumdung zurn 
Nachteil des Präsidenten des L11.11desarbeitsamtes 
Koblenz, Höhle, durchzuführen, und beantragt hier­
mit die Aufhbung der Immunität, um das Ermittlungs­
verfahren durchzuführen. 

Ich sdilage Ihnen vor. diesen Antrag an den Recht1>­
ausschuß zu überweisen. Widerspruch dagegen erhebt 
sich nicht. Es ist so besd1lossen. 

Ab g. D r. Z i m m er : 

Zu dem erst erwähnten Punkt möchte ich bemerken, 
daß von mir aus nicht beab.'lichtigt war, erste, .zweite 
und dritte Lesung, sondern lediglich erste Le..-mng und 
dann Verweisung an den Hau'S.halts- und Finanzaus­
schuß. 

Präsident: 

Schön. 

Ab g, Her t Cl (SPD): 

Wir sehließen uns der Auffassung des Herrn Kol­
legen Dr. Zimmer an. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Wagner (SPD). 

A b g. W a g n e r : 
Ich bitte, Herr Präsident, mitzuteilen, daß der Rechts­
ausschuß um l 7.45 Uhr zusammentritt. 

Präsident: 
Ja. Das Wort hat der Abgeordnete Schieder (KPD). 

A b g, S c h i e d e r : 
Herr Präsident, ich stelle den Antrag, den ich in 

diesem Zusammenhange mit dem eben erwähnten in 
der gleichen Sitzung des Re<:htsausschusses zu behan­
deln bitte, nämlich Aufhebung der Immunität des 
Abgeordneten Paul Röhle. Ich überreiche Ihnen den 
Antrag, 

Präsident : 
Die AngelegenhPit kann dann gleic.:h:.:eitig mitbehan­

delt werden. Meine Damen und Herren, ich darf Sie 
bitten, i;ich nach dieser Uhr hier im Parlamentssaal 
w richten. Wir wollen pünktl.ich um 18 Uhr wieder 
beginnen. Die Sitzung wird unterbrochen. 

(Unterbrer:-hung der Sitzung von 17,28 Uhr bi1-
l8,00 Uhr.) 

Präsident: 

Ml:'ine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. Der Rechtsausschuß tagt noch. Zu dem Er­
gebnis des Rechtsausschusses werden wir im Laufe der 
Sitzung Stellung nehmen können. 

Wir kommen zum Punkt 22 der Ta.geordn:ung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
die Wlederelnfilhtung der Ehrenämter bei den Ver­
sicberungsbehörden (Drucksache II, 116711170). Bericht­
erstatter ist der Sozialpolitische At1sschuß. Der Ab­
g~rdnete Jahn hat das Wort. 

Abg. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Auch darüber kann die 
Berichterstattung sehr kurz gefaßt werden. Es soll 
mit der vorliegenden Gesetzesvorlage der frühere 
Zustand wiederhergestellt werden, daß bei den Ver­
sicherungsbehörden die Ehrenämter wieder eingeführt 
werden, und zwar hat das folgende Bewandnis : Vor 
1933 bestand die Einrichtung bei den Versicherungs­
behörden, daß, wenn von der Landesversicherungs­
anstalt oder einem Versorgungsamt ein Bescheid er­
lassen war, der Betreffende die Mögli<'hkeit hatte. da­
gegen E!ni:;pruch :i:u erh<'ben. Diese Möglichkeit hat er 
heute auch noch, den Einspruch kann er geltend ma­
chen, er wurde aber bis heute nicht behandelt, unct 
zw11r, weil die Einrichtungen, die mm die F,ntscheidung 
in dem Berufungsfall treffen sollen. nicht da sind; 
Einsprüche werden lediglich registriert s(i'woht bei den 
VersOl'gl.mg~dien!'ltstellen als auch bei der Landesver­
sicherungsanstalt. Wenn von Amts wegen eine Ände-

. rung nicht erfolgen kann. dann bleiben die Einsprüche 
eben liegen, und zwar so lange, bis die Spruchl.Jehürden 
oder Spruchkammern, wie man !sie nennt, gehildet 
sind. Deshalb sollen die Ehrenämtet· bei den Versiche­
rungsbehörden wieder eingeführt werden, es sollen 
also dle Spruchkammern wieder eingerichtet werden. 
Wenn wir daran denken, meine Damen und Herren. 
daß l'llcht weniger als 46 ooo Einsprüche bei den Ver­
sorgungsdienststellen des Landes vorliegen und damit 
zu rechnen ist, daß etwa 50 v . H. davon ein positive,; 
Verfahren durchführen können, dann kann man erst 
ermes:!len, wie w ichtig es ist, daß der Aufbau dieser 
Einrichtungen vorgenommen werden muß. Des­
halb begrüßt der Sozialpolitische Aus~chuß die Ge­
set~esvo.rlage und schlägt dem Hohen Hause vor, so 
wie es auch seitens des Mini;;tcriurns für Arbeit vor­
gesehen ist, daß 5 Kammern gebildet werden sollen und 
dem vorliegenden Gese!;,: in zweiter und dritter Le­
sung zuzustimmen. 

Präsident : 

Meine sehr verehrten Anwesenden, Sie haben den 
Bericht des Berichterstalters gehört. Ich eröffne die 
zweite Beratung und rufe auf den § l und 2. Zu § 2 
lasse ich zunächst abstimmen über den Änderungs­
antrag, der Ihnen in Drucksache II; ll70 durch den 
Rechtsausschuß vorgeschlagen wird. Wer für diesen 
Änderungsantrag ist, bitte ich um Erhebung der rech­
ten Hand. Ich stelle die einstimmig€' Annahme fest. 
Ich rufe auf die §§ 3, 4, Einleitung und Überschrift. 
Ich eröffne die Besprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich schließe die Besprechung. Wer dem Ge­
setz in zweiter Lesung seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich stelle 
die einstimmige - Annahme fest. Wir treten in die 
dritte Beratung ein. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3 und 4 , 
Einlcitung und Über:,;chrift. [eh eröffne die Bespre­
chung und schließe sie, da Wortmeldt1ng,m nicht vor­
liegen. Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zu­
stimmlmg geben wltl, bitte ich, skh vom Platz z1.1 
erhebl:!n. Ich stelle die einstimmige Ann11,hme fest. 

Wir kommen zum Punkt 23 der Tagesordnung: 
Zweite und drlUe Beratung· eines Landesgesetzes über 
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die Bek&nntmachung in Flllen der Kriegsverschollen­
heit (Drucksache Il1ll68). Berichterstattung Abgeord­
neter Dewald vom Rechtsausschuß. 

Abg. Dewald : 

Meine Damen untj. Herren! Der Rechtsausschuß hat 
in seiner gestrigen Sitzung dem in der Drucksache 
II/1168 vorliegenden Landesgesetz über die Beka~nt­
machung in Fällen der Kriegsverschollenheit einstim­
mig zugestimmt. Die nach dem Verschollenheitsgesetz 
vorgeschriebene Veröffentlichung in den Tageszeitun­
gen läßt sich infolge der bestehenden Verhältnisse 
noch nicht immer erfüllen. Die Zahl der Tageszeitun­
gen ist immer noch verhältnismäßig klein und be­
schränkt sich auf einen örtlich engen Kreis. Das vor­
liegende Gesetz sieht daher vor, daß die Veröffentli­
chungen in der in Hamburg erscheinenden Verschol­
lenheitsliste erfolgen. Diese erscheint monatlich zwei­
mal und enthält ca. 2000 bis 3000 Fälle. Diese Liste 
wird sämtlichen Gerichten, Landräten und Bürger­
meistern zugeschickt, wodurch das Höchstmaß an 
Verbreitung gewährleistet ist. Darüber hinaus steht 
es den Angehörigen frei, das Aufgebot auch 
In einer Tageszeitung au! eigene Kosten zu veröffent­
lichen. Der Rechtsausschuß hat dem Gesetz einstim­
mig zugestimmt und empfiehlt dem ,Hohen Hause, 
dem Gesetz. seine Zustimmung ebenfalls in zweiter 
und dritter Beratung zu erteilen. 

Präsident: 

Ich rufe auf den § 1, 2, 3 und 4, Einleitung und 
Überschrift. Ich er:pffne die Besprechung und schließe 
sie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dem Ge­
setz in 2.weiter Lesung seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich ste[[e 
die einstimmige Annahme fest. Wir treten in die dritte 
Beratung ein. Ich rufe auf die §§ l, 2, 3 und 4, Ein­
leitung und überschrift. Ich eröffne die Besprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Be­
sprechuna:. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz. In dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest . 

Wir kommen zum Punkt 24 der Tagesordnung: 
Zwelte und dritte Beratung elnes Landesgeseb:es llber 
die Heilung von Formmltngeln bei Eheschließungen 
'(Drucksache Il,1169/1171). Es ist keine Berichterstat­
tung vorgesehen. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 
7, 8, 9, Einleitung und Überschrift. Ich eröffne die 
BeRprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter 
Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Ich stelle di~ einstim­
mige Annahme fest. Wir müssen noch abstimmen 
über den Änderungsantrag des Rechtsausschusses, der 
Ihnen in Drucksache II/1171 zugestellt worden ist. 

. Wer dem .Änderungsantrag stattgeben will, bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. Danke, die einstim­
mige Annahme. Wir kommen zur dritten Beratung. · 
Ich ru!e au! d!e §§ 1 b is 9, Einleitung und überschrif.):. 
Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte Ich, sich vom Platz zu erheben. Ich 
stelle fest: die einst immige Annahme. 

Wir kommen zum Punkt 25 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines La.ndesgesetzes über 
die Aufhebung der Verordnung iiber die Verlängerung 
der Fristen des Wechsel- und Scheckrechtes (Druck­
sache II 1057). Berichterstattung ist nicht vorgesehen . 
Ich rufe auf die §§ 1 und 2, Einleitung und . Über-

schrift. Ich eröffne die Besprechung. Ich schließe sie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dem Gesetz 
in zweiter Lesung seine Zustimmung geben will, bitte 
ich um Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? 
Angenommen gegen 3 Stimmen der Kommunistischen 
Partei. Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe 
auf die §§ 1 und 2, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung ge­
ben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Die 
Gegenprobe? Das Gesetz ist angenommen gegen 3 
Stimmen der Kommunistischen Partei. 

A b g. p r . Z i m m e r ; 

Zur Geschäftsordnung! 

Präsident: 

Abgeordneter Dr. Zimmer hat das Wort . 

A b g. D r . Z im m e r : 

Ich bitte, den Punkt 26 zurückzustellen, da der Be­
richterstatter zur Zeit noch im Rechtsausschuß ist . 
Entschuldigung, er ist doch da , dann ziehe ich meinen 
Antrag zurück. 

Präsident: 

Dann können wir in der Tagesordnung weiter fort­
fahren : 

Punkt 26 der Tagesordnung: Zweite und dritte Be• 
ratung eines Landesgesetzes zum Schube der Ju.cend 
vor Schund- und Schmutzwerken (Drucksache II 10'77 ,' 
1135_ 1151_ 1177. Berichterstattung der Kulturpolitische 
Ausschuß , Abgeordneter Dr. Christoffel. 

Ab g. D r. Chr i s t o ff e 1 : 

Meine Damen und Herren! Dem Kulturpolitischen 
Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 29. Juli 1949 bei 
der Beratung eines Gesetzentwurfes zum Schutz der 
Jugend vor Schund- und Schmutzwerken eine Men&c 
von Magazinen und sonstigen Druckschriften zur Ein­
sicht vorgelegen, die durch das Innenministerium be­
schlagnahmt worden waren. Aus den darin enthalte­
nen Bildern und Texten trat ein derartiger Schmutz 
zutage , daß über ihre unsere Jugend entsittlichende 
und vergiftende Wirkung allgemeine Übereinstimmung 
bestand. Eingangs der Beratung des Entwurfes sprach 
sich ein Teil der Ausschußmitglieder dahin aus, den 
Entwurf in seiner Gesamtheit ablehnen 2.u müssen. 
Die bestehenden gesetzlichen Vorschriften, so meinten 
sie, reichten aus, um den Schmutz und Schund hin­
reichend zu bekämpfen. Und weiterhin meinten sie, 
der vorliegende Gesetzentwurf berge die Gefahr in 
sich, daß er gegen die verfassungsmäßig garantierte 
freie Meinungsäußerung und Pressefreiheit miß­
braucht werden könne. Es gebe immerhin verschie­
dene Auffassungen darüber, was als unsittlich emp­
funden werden solle oder nicht. Demgegenüber wurde 
jedoch durch die Beratungen festgestellt zum einen, 
es ist offensichtlich, daß die bestehenden gesetzlichen 
Handhaben gegen die Gefährdung der Jugend durch 
Schmutzschriften nicht ausreichend sind. Beweis ist 
allein schon das Vorhandensein der dem Ausscl_1uß 
vorliegenden Proben dieser pornographischen Litera­
turgattung. Desweiteren : Der § 184 Stra fgesetzbuch ist 
nicht zureichend, da er ganz allgemein, ohne Rücksicht 
auf den Schutz der Jugend gegen unzüchtige Schrif­
ten Bestrafung vorsieht. Das ist aber etwas ganz an­
deres als der Gesetzentwurf will, der lediglich den 

',,·,:.,:ililt 
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,Tug"ndsch\ib: im A11gt> ha1. Außerdem maeht der§ 184 
des Strafgesetzbuches immer ein langwierige:;. Ge­
richtsvf'rfahren anf Betreiben der Staatsanwaltl'lchaft 
notwendig, w~hnmd im G€setzcnn,.·urf ein beschleu­
nigtes Verfahren durch eine Landesprüfstelle vorge­
sehen ist. Ein weitern· Beweis für die Unzulänglich­
keit der bisherigen geset:t.lichen Handhaben - denn 
es ist doch nicht anzunf'hmen, daß sie absichtlich oder 
fahrlässig von den verantwortlichen Stellen nicht 
wahrgenommen worden sind - muß darin erblickt 
werden. daß die Jugend selbst sowie die Eltern und 
Erzieher die Parteien bestürmen, nun endlich einmal 
Abhilfe mit der Seelenvergiftung der Jugend durch 
die steigende Schmutz- und Schundflut w schaffen. 
An Hand von Statistiken wurde nachge-.,,.ie:c:P.n, welche 
vct·heerenden Folgen l'-ie in den Vereinigten Staaten zum 
Beispiel bercit.s gehabt hat. Die Vertreter des Kultus-, 
Justiz- und Wohlfahrtsministerium;; erklärten einmü­
tig, daß gie die derzeitigen Bestimmungen 2um Seh1_1t;,: 
der Jugend nicht für ausreichend ansehen. Der Ver­
treter des Innenministerium!l ffgänzte ihre Ausfüh­
rungen noch dahin, daß es in einem demokratischen 
Staat. der kein Polir.eistRat sein wol\.f>; nirht angängig 
sei, die Polizei mit einer :c:Ol('hen 7.en•q1r unsittlicher 
Schriften z1.i b>"lasten. Auch er trat für die Bildung ei­
ner Landesprüfstelle im Sinne des Gesetzentwurfes 
ein. Die Ab~timmung ergab eine Annahme de;; F.nt­
wurfes durch den Kulturpolitischen Ausschuß bei ei­
ner 8timmenthalt1ing. Folgende Änderungen des Ent­
wurfe;; wurden dann außerdem noch beschlossen: Der 
§ l, der lautet: ,,Schrift- und Bildwerke, die geeignet 
sind. in erzieherisch"r und sittlicher Hinsicht .Jugend­
liche zu beeinflm;sen und ihre seelische Entwicklung 
zu gefährden. sind in eine Listt> a11fa1mehm1>n, ... " 
soll ergänzt werden durch folgt>nden Zusatz: .,Schäd­
lich und gefährlich sind insbesondere unsittliche i,o­
w ic Vcrbr·echf.'n und Krieg verlu::nlichende Schriften''. 
In § 2 Abs. 1 Ziffer 3 wurde der Text des Urantrages 
der CDU wiederhergestellt_ In \i 4 Abs. 5 wurde der 
klanm Abgrenzung dt>s Begriffes wegen das Wort 
„Jugendliche'· durch die Worte .,Personen unter 
18 Jahren„ ersetzt und in § 7, der die Zusammenset­
zung <ier Landesprüfstelle enthält, wurde noch be­
stimmt, daß unter diesen Vertretern mindestens 2 
Frauen sein müssen . Die übrigen Änderungen sind le­
diglich stilistischer Natur, ich kann es mir ersparen, 
sie vorzu!esen. Sie haben die Drucksache ja vor sich. 
Dann hat d„r Recht<:aus;:ch11ß in seiner Sitzung vom 
23. August den Abänderungsantrag Nr. II, 1177 d<:r 
Fraktion der SPD beraten. Dieser Abänderungsantrag 
will dem vom Kulturpolitischen Ausschuß beschlosse­
nen Absatz 2 zu !} l, den ich vorhin verlesen habe, 
folgende Form geben: .,Schädlich und gefährlich sind 
insbesondere unsittliche sowie Krieg und Verbrechen 
verherrlichende S chriften". Es bestand nun volle Ein­
müti,gkeit unter den Ausschußmügliedern darüber, daß 
der Krieg an sich und als solche r ein Verbrechen sei 
und geächtet werden müsse. Jedoch unter Hinweis 
darauf, daß es auch berechHgte, reine Notwehr- und 
Verteidigungskriege geben kann und in der Geschichte 
gegeben hat. vertrat die Mehrheit des Rechtsausschus­
ses die Auffassung, daß der Formulierung des Kultur­
politischen Ausschusses, nach der Krieg und Verbre­
chen verherrlich<mde Schriften zu verbieten sind, der 
Vorzug zu geben sei, da ja das, was das Gesetz will, 
durch diese Formulierung vollgültig zum Ausdruck 
komme. Der zweite Teil des Abänderungsantrages der 
SPD, daß in der Landesprüfstelle gemäß § 7 auch ein 
Vertreter des Innenministeriums vertreten sein soll, 
wurd,:, einstimmig angenommen. Der Rechtsausschuß 

hat dann noch einen weiteren Abänderungsantrag ge­
stellt, der unter Nr. Il/1187 der Drucksachen vorliegt; 
er lautet: ,,Der Landtag wolle beschließen: Der Ein­
leitungsi::atz ist wie folgt 7.U ändern: ,,Der Landtag von 
Rhelnland-Pla.lz hat auf Grund der ArtikE'l 10 Abs. 2 
und 25 Absatz 2 Satr. l der Verfassung für Rheinland­
Pfalz das folgende Gesetz beschlossen:". Es bt ja le­
diglich eine Bezugnahme auf die Verfassung. Die­
ser Ahänderung~antrag wuroi> einstimmig an~enom­
men. Der Kulturpolitische Ausschuß sowie der 
Rechtsausschuß, für die lch beide hier berichte, bitten 
das Hohe Haus, dem Gesetzi>ntwul"f mit den dargeleg­
ten Abänderungen seine Zustimmung 711 geben. 

Präsident : 

Nach der Berichterstattung eröffne ich die Bespre­
chung. Das Wort hat der Abgeurdnete Jacobs von der 
Sozialdemokratischen Partei. 

A b g. J a c o b s : 

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemokratische 
Fraktion hatte gelegentlich der Einbringung dieses Ge­
setzentwurfes durch die CDU die Erklärung abgege­
ben, gemeinsam mit allen Kräften die~es Hauses ctaran 
mitzuwirken, unsere Jugend vor Bedrohung und ins­
besondere vor Schmutz und Schund zu bewahren. Sie 
.hat aber gleleh:r.eitig ihrer RefürC'htung Ausdruck ge­
geben, daß mit dieser Gesetzi"svorlligi> unti>r Umstän­
den in der Praxis etwas gemacht werden könne, W~" 

den Antragstellern sicherlich nicht vorgeschwebt hal. 
Sie hat insbesondere gefürchtet, daß es eine Wieder­
auferstehung des Gesetzes gegen Schmutz und S('hund 
.,seligen" Angedenkens von vor 25 Jahren sei. 

Es war auch die Sozialdemokrnfüche Fraktion -
nachdem Dr. Christoffel ab Berichterstaller darauf 
hingewiesen hat -, die bei der Beratung im Kultur­
politischen Ausschuß ursprünglich das Gesetz als 
Vorlage abgelehnt hat, weil sie der Meinung gewesen 
ist, die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen seien 
ausreichend. Wir geben sehr gern zu, in völlige r Un­
kenntnis über die Flut von Pamphlf'ten gewesen zu 
sein, die fleißige Ausschußmitglieder in der Lage wa­
ren, uns auf den Tisch des Hauses zu legen. Die Mit­
glieder der Sozialdemokratischen Fraktion wußten 
tatsächlich nicht, daß es schon wieder eine solche 
Sammlung von Schweinereien gäbe, die wr Prnduk­
tirm cl e-r mehr oder weniger serifü,rn Buchverlage ge­
hören_ 

Nach Einblick und Einsicht' in diese sogenannten 
Magazine sind sich alle Mitgli€'der der SO?:ialdcmokra­
tischen Fraktion einig, es . unter keinen Umständen 
gestatten zu sollen, daß junge Menschen diese Dinge 
in die Hand bekommen. Wir haben sogar den drin­
gcn,den Wunsch, daß auch die Erwach8enen sich diese 
Dinge möglichst nicht zu G€müte führen sollten (Zu­
ruJe: sehr richtig!), ~uch dann, wenn wir n icht die 
A.bsicht haben, es ihnen vet'bieten 1.u wollen; denn ein 
erwachsener Mensch muß ja schließlich wissen, was 
er zu tun hat. 

Auf der anderen Seite dürfen wir durchaus zum 
Ausdruck bringen, daß auch in den gegenwärtigen 
Zeiten unter Umständen für gewisse Dinge andere 
Maßstäbe angelegt werden müssen, und daß das Re­
aktionsvermögen des einen oder anderen aul'h auf 
diese Dinge verschiedenartig sein kann. Es liegt si­
cherlich sehr viel Lebensweisheit in dem Ausspruch 
Max Liebermanns, den er einmal gebraucht hat: ,,Un­
sittlich ist nur das Feigenblatt". 
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Wir hatten, eben weil wir uns davon überzeugt ha­
ber:i, daß diese Produktion völlig ungeeignet ist, Ju­
gendlichen in die Hände gegeben zu werden, vor allen 
Dingen, weil wil' uns überzeugt haben, daß dieser Ge­
setzentwurf keine Zensur im üblen Sinne ist, sondern 
nur die M.öglichkeit bietet, zu verhindern, daß die lei­
der produzierten Dinge über den Verkauf in die Hände 
der; Jugendlichen gelangen können - obwohl es einen 
absoluten Schutz dagegen nicht gibt, die Jugendlichen 
können sie von einem erwachsenen Angehörigen in 
irgendeiner Form bekommen -, absolutes Einver­
ständnis darübei:- erzielt, daß dieses notwendige Sieb 
eingebaut werden soll. 

Was wir bedauern, ist, daß unserem Antrag bezüg­
lich des Abs. 2 des § 1 nicht völlig entsprochen wird, 
womit wir verlangt haben zu sagen: Schädlich und 
gefährlich sind insbesondere unsittliche sowie Krieg 
und andere Verbrechen verherrlichende Schriften. Wir 
wollen ganz deutlich einmal im Hinblick auf die Not-' 
wendigkcit e~ner Revision unseres Geschichtsbildes zu 
der Au!fassung kommen, die den Krieg tatsächlich als 
ein Verbrechen bezeichnet, da wir es bisher noch nicht 
erlebt haben, daß mal ein Krieg als etwas anderes als 
ein Verteidigungskrieg bezeichnet wurde. Ich möchte 
denjenigen Kriegführenden sehen, der bisher nicht 
behauptet hat, daß er ' überfallen worden sei, und daß 
auch die Tatsachen der von ihm ergriffenen Präven­
tivmaßnahmen, die ihn nach außen hin als den An­
greifer schuldig sprechen, nur angewendet wurden, 
um sich nach seiner Weisung zu verteidigen. 

Ein Akt der Notwehr ist nach unserer Auffassung 
kein Krieg, so daß es wirklich nichts geschadet hätte 
im Hinblick au! die dringend notwendige Revision 
unseres Geschichtsbildes, auch damit einverstanden 
zu sein, wenn man gesagt hat: Krieg und andere Ver­
brechen. Wir sind sehr geneigt, im Krieg ein Verbre­
chen zu sehen, insbesondere, da wir in der jüngsten 
Zeit !estgestellt haben, daß keine Frage, um derent­
willen ein Krieg begonnen wurde, durch den Krieg 
gelöst wurde, im Gegenteil, daß sie als Folge des 
Krieges in einer noch viel unlösbareren Form vor uns 
gestanden hat (Beifall). 

Wir sind der Auffassung, daß es die positiven Mit­
tel zu sein haben, die den Krieg verhindern, und daß 
eine gerechte Sozialordnung und eine durch die ge­
rechte Sozialordnung mögliche Verinnerlichung des 
sittlichen Empfindens des Menschen die besten Vor­
aussetzungen zur Verhinderung eines Krieges sind. 

Weil wir diesen Gesetzentwurf als eine Möglichkeit 
ansehen, zu verhindern, daß unsere durch Schmutz 
und Schund und besonders durch den Krieg so gefähr­
dete Jugend !n etwa geschützt werden kann, deshalb 
stimmt unsere Fraktion diesem Antrag zu (Beifall bei 
den Sozialdemokraten). 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schiedet von der 
Kommunistischen Partei. 

Abg. Schieder: 

Meine Damen und Herren! Al.s ich Gelegenheit 
hatte, bei der ersten Beratung zu diesem Gesetzent­
wurf „Landesgesetz zum Schutze der Jugend vor 
Schmutz und Schund" Stellung zu nehmen, wies ich 
vor allen Dingen darauf hin, daß es notwendig sei, 
einen genauen Trennungsstrich zu ziehen hinsichtlich 
der Verschledenartigkeit dieser einzelnen Produkte. 
Ich sagte vor allem, daß wir hinsichtlich aller Schrif-

ten oder Bildwerke, die ausgesprochen pornographi­
schen Inhalts sind, die Meinung vertreten, daß es not­
wendig sei, diese Dinge an der Quelle zu fassen. 

Das andere Problem, das 11ns besonders heute von 
allen Kiosken entgegenschreit, ist die Kriegsverherrli:­
chung bzw. die Verherrlichung faschistischer dahin­
gegangener „Größen". Ich denke daran, daß es z. B. 
möglich ist, daß ein General Halder Broschüren bzw. 
seine Memoiren schreiben kann, wie sie Herr Dr. 
Schacht benützt, um sich den Freibrief zu erwirken, 
der Generalität zu huldigen, oder wie ich es gerade in 
der letzten Zeit erleben mußte, dieses Wühlen in be­
stimmten, sicherlich nie vorhanden gewesenen Tage­
büchern von Eva Braun oder die Geschichte über ein• 
Petacci, Mussolinis · Geliebte, oder wie ich gestern in 
der „Grünen Post" sah: Himmlers Verherrlichung. Das 
sind Dinge, die wir allerdings nicht unter der Aus­
wahl derjenigen Broschüren gesehen haben, die dem 
Ausschuß vorgelegt wurden. 

Daher muß ich darauf zurückkommen, daß ich ge­
rade am Schluß meiner damaligen Ausführungen 
sagte: Der Entwurf des Landesgesetzes zum Schutze 
der Jugend vor Schmutz und Schund, um eine wirk­
same Abstellung all' dieser Dinge vorzunehmen, ge­
nügt uns nicht, vor allen Dingen, weil eben der In­
halt des § 4 keine klaren Verhältnisse schafft. 

Es ist vielleicht in diesem Zusammenhang ganz in­
teressant, was ich vor kurzem erfahren habe, als ich 
Gelegenheit nahm, mit verschiedenen Inhabern von 
Zeitungskiosken zu sprechen, vor allen Dingen, weil 
ich mich interessierte, wer eigentlich die Bezieher die­
ser Magazine seien. Da wurde mir mitgeteilt, es wä­
ren in der Hauptsache ältere Herren (Heiterkeit), und 
die Dame sagte mir, der regelmäßigste Bezieher eines 
bestimmten Magazins sei der und jener Herr im geist­
lichen Gewand, darunter auch die namhaftesten Ver­
treter einer christlichen Partei an dem Platze. 1ch 
nehme natürlich an, daß das wahrscheinlich darauf 
zurückzuführen ist, daß man sich in diesen Kreisen in­
formieren will (Zuruf: mindestens! - Zuruf Abg. Dr. 
Wuermeling: Daher kommt nämlich der Gesetzent­
wurf). Ich nehme nicht an, daß es etwa zu anderen 
Zwecken wie es vielleicht bei den Jugendlichen der 
Fall ist 'dort geschehen könnte. Aber letzten Endes 
ist das ~icht meine Sache, darüber soll jeder vor sei­
nem Gewissen selbst entscheiden. 

Tatsache ist, daß mir gerade von den Zeitungsver­
käufern gesagt ·wurde, daß diese Magazine erotischen 
Inhalts zu einem solch verschwindenden Prozentsatz 
von Jugendlichen gekauft würden, daß man es :fast 
nicht glauben könnte. 

Was aber nach meiner Auffassung viel wichtiger 
ist, das ist die Frage, von der ich zutiefst überzeugt 
bin, daß sie auch mit diesem Gesetz nicht gelöst wer­
den kann. Ich sehe hier aus einer Zeitschrift eine No­
tiz, wo man sich über Amerikas Bestsellers unterhält, 
Amerikas bestverkaufte Zeitschriften; das sind die 
Comic books, heißt es hier, eine alle sadistischen In­
stinkte aufpeitschende Spezialliteratur, die mit Komik 
ganz und gar nichts zu tun hat, dafür aber im Jahre 
1947 z. B. eine Auflage von 60 Millionen verzeichnen 
konnte. Die statistischen Untersuchungen ergaben, daß 
80 v. H. aller Lustmörder, Bankräuber, Gangsterkö­
nige und Kindesentführer „Comic-books-Leser" wa­
ren. Das sind Tatsachen, das ist auch keine Fassade. 

Sind wir uns klar darüber, meine Damen und Her­
ren, diese Bücher spielen bei uns ebenfalls eine sehr 
wichtige Rolle. Nur habe ich vor allen Dingen jene 
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Bedenken, daß wir in diesem Fall tatsächlich mit dem 
Gesetz nicht zurechtkommen. und zwar aus dem ein­
fachen Grund: die Verleger, Herausgeber usw., die 
Leute, die die Hand darüber halten. daß dieser Ver:­
kauf klappt, sind firianziell so gut gestellt., daß Sie 
nicht. imstande sein werden. in dieser Frage wirklich 
etwas zu verhindl:'rn. was unbedingt geschehen müßte. 

E.; gäbe vielleicht eine Möglichkeit, um dem wirk­
sam entgegtntreten zu können. indem Sie schließlich 
eine entsprechende Jugendliteratttr fördern würden. 
die Volksbüchereien so stark und zahlreich machen 
und so billig gestalten würden, daß der Anreiz auf 
diesPr Seite viel größer wäre, um vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus eine solche Konkurrenz zu veranstal­
ten. daß die Schundlite-ratur glatt abfallen würde ; 
denn schenken werden diese Herrschaften den bis­
herigen Käufern ihre Produkte niemals. 

Zum anderen ist es der Inhalt der §§ 7 und 8, der 
uns verhindert, dem Gesetz in seiner Gesamtheit zu­
f'timmen zu können. Wir sind der Meinung, daß diese 
Prüfstelle, die zusammengeseb;t ist lediglich aus Ver­
tretern d"r Ministerien mit ganz wenigen, sicherlich 
nach einer bestimmten Parteibrille ausgewählten übri­
gen Vertretern. keine Gewähr dafür gibt, daß zumin­
destens jene Zeitschriften ungefährdet bleiben, die im­
merhin den Anspruch darauf erheben können, daß s.ie 
in den vergangenen Jahren für ein freies Wort einge­
treten .sind. Ich denke z. B. daran, wie schwierig sich 
die Existenz des .,Simplicissimus" - heute Simpl ge­
nannt - gestellt hat, als er darum rang, seine aner­
kannte Stellung in Bezug auf ein freies Wort durch-
1.usetzen. Auch der Simpl wird sich heute darauf ge­
faßt machen müssen, daß er unter dieser Li.ste der 
verbotenen Literatur mil aufgenommen werden kann. 

Beim § 8 ist es vor allen Dingen der Abs_ 2, der 
diejenigen Behörden umfaßt, die antragsberechtigt 
sind, und das sind nach meiner Meinung und der 
meiner Fraktion ebenfalls nur die Vertreter einer be­
stimmten ParteL Daher war es nicht unberechtigt, 
wenn ich sagte, ich hoffe darauf, daß die Beratungen 
im Ausschuß Gelegenheit geben werden. ein über­
einkommen zu treffen dergestalt. daß auch wir im~ 
stande sein könnten, dem Gesetz zustimmen zu kön­
nen. Das ist nicht geschehen. Wir nehmen als einzi­
ges aus den Antrag II 1151 respektive den Abände­
rungsantrag [I 1177, in der vielleicht vagen Erwar­
tung, daß dem damit Rechnung getragen werden 
könnte, was ich ;w der zweiten Gruppe ausgeführt 
habe. Sie sehen, meine Damen und Herren, daß wir 
uns ehrlich bemüht. haben, hierbei eine Lösung zu 
finden. Daß es nicht möglich war. ist nicht unsere 
Schuld. Vielleicht hat in dieser Hinsicht jener Maler 
oder Zeichner Recht, der vor kur1.em in der von mir 
eben genannten Illustrierten „Simpl" geschrieben hat 
und ein entsprechendes Bild dazu herausgab: Es sind 
Nebel, die vorüberziehen. 

Wir glauben, daß mit einer fortschreitenden Ver­
besserung, mit einer fortschreitenden Ausmerzung all' 
jener. bisher unseren Bestrebungen beim freien Wort 
entgegenstehenden Methoden auch der Tag kommen 
wird, wo dieses Gesetz, das wirklich daran erinnert, 
wie es einst ein Ministerialrat Bracht gemacht hat, 
verschwinden wird. 

.:vt:e ine Fraktion kann Lediglich den beiden Abände- . 
rungsanträgen zustimmen: dem Gesetz wird sie ihre 
Zustimmung versagen. 

Präsiden!: 
Weil;;re Wortmeldlmgen liegen nicht vor. Ich lasse 

zunächst über den Abänderungsantrag II1117l der So-

zialdemokratischcn Fraktion abstimmen. Wer dem An­
trag der Soaialdemokratischen Fraktion seine Zustim­
mung geben will, den bitte ich um Erhebung der rech­
ten H1:md. Ich bitte auszuzählen. (Zuruf von \inks: Herr 
Steger als Kompaniechef). Die Gegenprobe. Das ist 
die Mehrhelt. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir ;kommen zu dem Abänderungsantrag Il /115L 
Wer dem Antrag II/1151 des Rechtsausschusses ·seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand; entschuldigen Sie: des Kulturpoli­
tischen Ausschusses. 

Die Gegenprobe! Stimmenthaltungen! 

Angenommen bei 5 Stimmenthalt1mgen der Kom­
munistischen Partei. 

Wir kommen nunmehr zum Abänderungsantrag des 
Rechtsaus:.chusses in der Drucksache IIjll87 (Zuruf: 
wir haben hier keine Klarheit). Ic-h will den Antrag 
vorlesen. Es handelt sich um eine reine Foi-malange­
legcnhcit_ Der Einleitungssatz wird wie folgt geändert: 
Dei· Landtag von Rheinland-Pfalz hat auf Grun<l des. 
Artikels 10 Abs. 2 und 25 Abs. 2 Satz l der Verfas­
sung für Rheinland-Pfalz das folgende Gesetz be­
schlossen. 

Also, die Einleitung wird neu geschrieben. Dann 
wird am § 7 hinzugesetzt: und einem Vertreter de~ 
Ministeriums des Innern. Dann werden die Ziffern 
von 4 heruntergesctzt bis 8. Sind sie einverstanden'! 
(Zustimmung) Wer dem Änderungsantrag des Rechts­
ausschusses seine Zustimmung geben wiU, den bitte 
ich um Erhebung, der rechten Hand. Die Gegenprobe! 
Stilnrnenthaltung! 

Angenommen bei 5 Stimmenthaltu.ngen der Kom­
munistischen Partei. 

Wit' kommen jetzt zur z.weiten Beratung. Der Bera­
tung liegt die Drucksache I(l 135 zugrunde. 1ch rufe 
auf die §§ 1 bis 15, Einleitung und Üben,chrift. Wort­
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Bespre­
chung. Wei·. dem Gesetz in zw~iter Les1ing seine Zu­
stimmung geben will, den bitte ich um Erhebt1ng der· 
rechten Hand. qcgc::nprobe! Stimmenthaltung! 

Das Gesetz Ist angenommen gegen 5 Stimmen der 
Kommunistischen Parte!. 

Wi-: kommen nunmehr zur dritten Beratung. Ich 
ru!e auf die §§ l bis 15, Einleitung und Überschrift. 
Ich eröffne die Besprechung. Ich schließe die Bespre­
chung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platze zu erheben. Die 
Gegenprobe! 

Das Gesetz wurde angenommen gegen 5 Stimmen 
der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 27 der Tages­
ordnung: Berichterstattung des Kulturpolitischen 
AuliiS<ibusses zur Drucksache 11:230 - Antrag der CDU 
- Drucksache 11 ·233 - Antrag der FDP betr, Verstaat­
Uehung des Realgymnasiums Simmern - Drut'ksache 
IJ,,313 - Antrag der FDP betr. Verstaatlichung des 
städt. Gymnasiums Bernkast.-1-Kues, Drut'ksa('he 
II 1006 - Antrag der FDP betr. Ver!l;taatlichung dP-s 
Gymnasiums Montabaur. 

Wir können damit gleich zusammi>nfai-sen den Ta­
gesordnungspunkt · 28: Berichterstattung des Kultur­
p0Utischen Ausschusses :zu den Drucksachen 111618 ' 
726,976 l>etr, Uuterstützungsfonds für höhere Schulen 
~ Fach.s~hul~n im Haushaltsplan. 
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Berichterstatter ist der Vorsitzende des Kulturpo­
litischen Ausschusses, der Abgeordnete Dr. Chri­
.sto!!el. 

Ab g. Dr. Christo ff e l : 

Meine Damen und Herren! Der Kulturpolitische 
Ausschuß hat die Notwendigkeit der Verstaatlichung 
des Realgymnasiums in Simrpern, einer Anstalt von 
etwa 500 Schülern, die in weitem Umkreis auf dem 
Hunsrück die einzige höhere Schule ist, bejaht und 
den folgenden Beschluß einstimmig angenommen: 

Der Kulturpolitische Ausschuß hat sich in seiner 
Sitzung vom 11. Februar 1949 von der Notwendig­
keit der Erhaltung des Realgymnasiums in Simmern 
voll überzeugt und hält es für unerläßlich, die Er­
haltung der Anstalt durch die beantragte Verstaat-
lichung zu gewährleisten. · 

Bereits am 16. Februar 1948 hatte der Haushalts- und 
Finanzausschuß seine grundsätzliche Zustimmung zu 
dieser Verstaatlichung gegeben. Dann wurde dem Kul­
turpolitischen Ausschuß in seiner Sitzung vom 24. Mai 
1949 seitens des Kultusministeriums mitgeteilt, das 
Schulgebäude in Simmern sei noch mit 100 000 DM 
belastet. Bevor· diese Schuld abgedeckt sei, könne die . 
Übernahme auf den Staat nicht erfolgen, der grund­
sätzlich nur schuldenfreie Anwesen übernehme. 

Nachdem diese. Angelegenheit nun inzwischen ge­
klärt worden war, teilte das Kultusministerium dem 
Kulturpolitischen Ausschuß am 29. ,Juli mit, die Ver­
staatlichung des Realgymnasiums in Simmern sei zwar 
schon im Haushalt von 1947 vorgesehen gewesen, aus 
Mangel an Mitteln aber damals nicht durchgeführt 
worden. Im Haushalt von 1949 hingegen sei kein Be­
trag für d ie Übernahme vorgesehen. Sollte sie auf 
Verlangen des Kulturpolitischen Ausschusses noch in 
diesem Jahre erfolgen, so müsse ein Nachtragsetat 
eingereicht werden. Der Vertreter des Finanzministeri­
ums erklärte dazu, sein Minister könne überhaupt keiner 
Vel"Staatlichung einer höheren Schule in diesem Haus­
haltsjahr zustimmen. Er habe aber den Wunsch und 
die dringende Bitte an das Kultusministerium, die un­
bedingt notwendigen Verstaatlichun&en soweit vorzu­
bereiten, da.ß im Haushaltsplan für 19~0 die erforder­
lichen Mittel angesetzt werden könnten. 

Mit diesen Erklärungen erledigt sich gleichzeitig 
auch die beantragte Übernahme des Gymnasiums in 
Montabaur !ür dieses Etatjahr. Was die epenfalls be­
antragte Verstaatlichung des städt. Gymnasiums in 
Bernkastel-Kues angeht, so konnte der Kulturpoliti­
sche Ausschuß angesichts der gani in der Nähe gele­
genen staatlichen höheren Schulen in Wittlich und 
'Trarbach, die mit der Bahn leicht erreichbar s ind für 
die Umgebung, ein allgemeines Bedürfnis nicht an-
erkennen. · 

Der Kulturpolitische Ausschuß richtete an das Kul­
tusministerium nun die dringende Bitte, die Frage 
der Verstaatlichung einzelner höherer Schulen sowie 
die Notwendigkeit von Staatszuschüssen an höhere 
Schulen im Rahmen eines aufzustellenden Gesamt­
planes im Benehmen mit dem Finanzministerium zu 
klären, so daß di~ notwendigen Mittel im Haushalts­
plan für 1950 angesetzt werden können. 

Der Kulturpolitische Ausschuß erwartet~ daß seinen 
Beschlüssen zufolge die Übernahme von Simmern zu­
•erst und sobald wie möglich erfolgen soll. 

Nun zu· dem Bericht des Kulturpolitischen Aus­
:schusses über den Unterstützun~"!onds ·für höhere 

., ... 1,, ., .. M• , " ' , L, .. , 

Schulen und Fachschulen im Haushaltsplan für 1949. 
Zu dem Antrag der SPD, Maßnahmen zu treffen, um 
die Notlage der Studenten an den technischen Lehr­
anstalten des Landes zu beheben, hat der Haushalts­
und Finanzausschuß in seiner Sitzung vom 28. April 
1949· folgenden Beschluß gefaßt: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag der SPD ist durch die im Haushalts­
plan 1949/00 vorgenommene Einsetzung eines Zen­
tralfonds von 200 000 DM für den angeregten Zweck 
als erledigt anzusehen. Das Ministerium !ür Unter­
richt und Kultus wird beauftragt, Richtlinien über 
die Verteilung an die in Betracht kommenden Stu­
denten auszuarbeiten und nach Beratung mit dem 
Kulturpolitischen Ausschuß des Landtags dem Haus­
halts- und Finanzausschuß des Landtags vorzule­
gen. 

Der Kulturpolitische Ausschuß hat diesen Beschluß 
sachiich beanstandet und darau! hingewiesen, daß bei 
den Berat ungen des Kultusetats im Haushalts- und 
Finanzausschuß einerseits eine Summe von 200 000 
DM zu Erziehungsbeihilfen in Bedürftigkeits!ällen für 
Schüler an höheren Schulen und außerdem ein Be­
trag von 139 000 DM zum gleichen Zweck für die 
Fachschulen festgesetzt w orden ist. zusammen also 
339 000 DM. 

Der Kulturpolitische Ausschuß hat ·dementsprechend 
einstimmig folgenden Beschluß gefaßt : 

Der Kulturpolitische Ausschuß erklärt sich mit 
dem Beschluß des Haushalts- und Finanzausschus­
ses vom 28. April 1949 - Drucksache II/967 - nicht 
einverstanden, wonach die in dem Haushaltsplan 
1949,°50 angenommene Einsetzung eines Zentralfonds 
von 200 000 DM für alle Schulen gelten soll. Er ist 
vielmehr der Meinung, daß ~iese 200 000 DM ledig­
lich für die höheren Schulen zur Verfügung stehen 
sollen, und daß dies das Mindeste ist, was von allen 
Seiten als dringend notwendig anerkannt worden 
ist. Über die Verteilung von Unterrichtsbeihilfen an 
die Schüler in höheren Schulen sowie an Fachschu­
len hat der Kulturpolitische Ausschuß folgende 
Richtlinien !estgesetzt: 

Gemä.ß Artikel 31 der Verfassung von Rheinland­
Pfalz steht jedem jungen Menschen des Landes eine 
seiner Begabung entsprechende Ausbildung zu. Be­
sonders Begabten soll nötigenfalls durch staatliche 
Unterstützung dazu verholfen werden. Aus diesem 
Grunde ist im Etat des Kultusministeriums ein be­
stimmter Betrag vorgesehen, um durch Erziehungs­
beihilfen bedürftigen begabten Schülern einen ent­
sprechenden Schulbesuch zu ermöglichen. 

Für die Verteilung der Erziehungsbeihilfen werden 
folgende Grundsätze aufgestellt: 

1. Die Erziehungsbeihilfen sind nur für besondere 
Begabungen bestimmt, deren Förderung im allge­
meinen Interesse liegt. Demnach dürfen sie nur an 
einzelne begabte Schüler und Schülerinnen gege­
ben werden, bei denen Persönlichkeit und Leistun­
gen die Aufwendung öffentlicher Mittel rechtferti­
gen. Sie müssen so bemessen sein, daß sie eine wirk­
liche Unterstützung darstellen. Eine sorgfältige Aus­
lese ist bei der Verteilung der Erziehungsbeihll!en 
notwendig, da nur so die Ausgabe öffentlicher Mit­
tel verantwortet werden kann. 

2. Die Erziehungsbeihilfen dienen ebenso dazu, dem 
einzelnen in Frage kommenden Schüler den Zugang 
zu den höheren oder Fachschulen wie das Verblei-

' ·11'1t'. , 
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ben in ihnen zu ermöglichen. Die Beihilfen kön­
nen auch den Schülern der untersten Klasse der hö­
heren Lehranstalten und der Fachschulen gewährt 
werden mit der Maßgabe, daß die · Gewährung ein­
gestellt wird, wenn sim herausstellt, daß das betref­
fende· K.ind den Anforderungen nicht gewachsen ist. 
Eine schematische Alters- oder Klassengrenze soll 
nicht gezogen werden. 

3. Bei der VertE'ilun~ der Erziehungsbeihilfen ist 
ein Unterschied zwifK'hen staa1lichen, kommunalen 
oder staatl. anerkannten privaten Schulen nicht zu 
m.achen. 

4. Die Erziehungsbeihilfen sind nur Schülern zu 
gewähren, die ihren ständig~m Wohnsitz in Rhein­
land-Pfalz haben und daselbst eine Schule besuchen. 
Sie können aber a•.1ch im Schüler, die eine Schule 
außerhalb des Landes besuchen, gegeben werden, 
sofern eine entsprechende Anstalt in Rheinland­
Pfalz nicht be,;tf'ht oder der Besuch einer benach­
barten Schule eines anderen Landes gerechtfertigt 
erscheint. 

5. Die Bemessung der Höhe der einzelnen Erzie­
hungsbe ihilfen ist dadurch bei;tinimt, daß sie einer­
~eiti; nicht mehr sein kann als eine Beihilfe zu den 
den Erzieh\,nß~berechtigten erwa<:hsenden Unterhal­
tungskosten un<l daß andererseiti:. eine wirksame Be­
gabtenförderung nur möglich ist, wenn unter Ver­
meidung jeder Verzettelung in wenigen Einzelfällen 
wirklich ausreichende Summen gegeben werden. 
Die Höhe der Beträge wird von Fall zu Fall nach 
genauer Prüfung festgelegt. 

6. Die Erziehungsbeihilfen werden jeweils nur für 
1 ,Jahr bzw. l Semester ~willigt. 

7. Die Erziehungsbeihilfen werden auf Vorschlag 
der Schule durch Beschluß des Ministeriums für 
Unterricht und Kultus gewährt. 

Der Kulturpolitische Ausschuß empfiehlt dem Hohen 
Hause, diesen seinen Beschlüssen beizutreten. 

Präsident: 
Ich darf wohl sagen. meine Herren, daß ich lieber 

gesehen hä1te. Herr Abgeordneter Dr. Christoffel, 
wf.'nn der Ausschuß uns diese Richtlinien gegeben 
hätte, damit wir sie hätten vervielfältigen können. Ich 
glaube, daß wir wohl nicht darüber abstimmen kön­
nen, da die Abgeordneten nicht im Besitze dieser 
Richtlinien sind. Sie waren zu umfangreich, um dar­
über jetzt abstimmen zu können. Ich habe hier auch 
2 Anlt'äge vorliegen, den Antrag des Herrn Abgeord- · 
neten Dr. Christoffel als Berichtf.'r1-:tatter, ich glaube, 
daß der Antrag des Finanzausschusses abgelehnt 
wird. 

Ab~- Frau Dr. Gant <> n b er g (CDU): 

Ich glaube, es war ursprünglich gemeint, daß die 
200 000 DM die Gesamtsumme wäre. Nachher ::.teilte 
sich aber hera11s, daß der Haushalts- und Finanzaus­
schuß zwei Summen bewilligt hatte und zwar 200 000 
DM für die höheren Schulen und 139 000 DM für die 
Fach- und technischen Schulen. Darum ist nichts auf-· 
zuheben, sondern nur ein Irrtum richtig zu stellen. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Dr. Boden als Vorsitzender des 

Haushalts- und Finanzauss<'husses. 

Ab g. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren 1 Ich darf zur Richtigstel­
lung kurz sagen. es handelt sich bei dem Beschluß des 

Haushalts- ,md Finanzausschussee um einen Beschluß. 
der gelegentlich der Etatberatungen gefaßt worden 
ist, der also z. Zt. überhaupt noch nicht dem Hohen 
Hause vorgelegt werden konnte, weil der Haushalts­
plan für 1949'50 noch garnicht zur Verabschiedung ge­
kommen ist. Neben diesem 200 000-DM-Beschluß ist 
ein weiterer Beschluß auch gelegentlich der Etatbe­
ratungen gefaßt \Vorden, so daß d ie Gesamtsumme 
von 339 000 DM m . E., auswendig gesprochen. richti !!: 
ist. Die Auffassung des Kulturpolitischen Ausschusses 
war eben irrig. 

Präsident : 

Damit ist der Irrtum geklärt. Wir können alS-O dar­
ilber abstimmen las:;,en , ob wir den Antriigen des · 
KuHul'politischen Ausschw,ses stattgeben. 

Wer den Anträgen des Kulturpolitischen Ausschus­
ses stattgeben will, bitte ich um F.rhebung der rechten 
Hand. 

Ich stelle die eini::timmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 29 der Tagesordnung: Be­
richterstattung des Kulturpolitischen Ausschusses zur 
Drucksache 1.1,344 - Antrag der FDP betr. einheitliche 
gesetzlfohe Regelung des Berufsschulwesens (Druck­
sache II•ll60). 

Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen 
Ausschuß hat der Ahgeor<'ln<'ff' F r ank 

A bg. Frank: 

Meine Damen und Herren! Der Kulturpofüische 
Ausschuß hat io seiner Sitzung vom 11. 2. 1949 sich 
mit dem Antrag der FDP lI/344 befaßt. Der Antrag 
verlangt eine einheitliche gesebdiehe Regelung des 
Berufsschulwesens in Rheinland-Pfalz. Die Buntschek­
kigkeit, die auf dem Gebiete des Berufsschulwesens 
hier in Rheinland-Pfalz besteht, soll endlich einmal 
beseitigt, W(:.tden. z. Zt. bestehen im Lande 4 verschie­
dene gesetzliche Re~i;:lungen entsprechend. den 4 Lan­
destellen, aus denen unser Land zusammengeset2t ist. 
Die Berufsschule, eine neue Schulgattung, die- sich seit 
der Jahrhundertwende zu einer Schule mit eigenem 
Lehrziel, eigenem Lehrgut, einem eigenen Bildungs-
2.iel und einem eigenen Lehrerstand entwickC'lt hat, 
ist für viele jungen Leute der Abschluß ihrer schuli­
schen Ausbildung und sie verlangt klare Richtlinien 
für ihre Weiterenlwicklung. Diese Weiterentwicklung 
ist notwendig und verlangt erstens eine einheitliche 
Regelung zur Verpflichtung zum Schulbesuch. Es 
muß zweitens die Unterhaltungspflicht der Schulen 
gesichert werden . Damit muß die Erl'iehtung vun 
Schulf:'n gesetzlich geregelt werden. Weiter muß drit­
tens die einheitliche Ausbildung der Lehrkrä!te ge­
währleistet werden. Unser Antrag verlangte eine we­
sentliche stärkere Initiative der Regierung bei der 
Einstellung von Fachreferenten in der Sehulaufsicht, 
d. h. die Bestellung von Regierungs- und Gewerbe­
schulräten, und zwar beim Minil,1ni um und auch bei 
den einzelnen Regierungen, dit> die Referate für die 
Berufsschulen 

a) für Handwerk und Gewerbe, 
b) Kaufleute und Handel, 

c) für die Hauswirtschaft und 
d) für die Landwirtschaft 

übernehmen. Das Ministerium, das muß ihm zur Ehre 
gesagt werden, hatte die Absicht, bei der Aufstellung 
des Haushaltsplanes 4 Gewerbeschulräte einzustellen. 
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Diese 4 beantragten Stellen wurden aber schon 
beim. Innenministerium gestrichen und die Streichung 
wurde damit begründet, daß die Referenten für die 
Volksschulen die Materie bearbeiten sollten. Diese 
Ansicht ist etwas abwegig, ich will mich nicht wei­
ter darüber verbreiten, die' Zeit ist so weit vorge­
schritten. Der Ausschuß war aber der eirnnütiien 
Auffassung, daß das Berufsschulwesen im Hinblick 
auf die wieder erwachende Wirtschaft und i.m Hin-· 
blick au! die geistige Verlotterung unserer Jugend, 
die zum geringsten Teile Schuld dieser Jugend ist, 
gefördert werden müsse. Der Abgeordnete Hertel 
faßte den Willen des Ausschusses in einer Entschlie­
ßung zusammen, die einstimmig angenommen wurde. 
Diese Entschließung liegt Ihnen in der Drucksache 
II. 1160 vor. Sie lautet: ,.Der Landtag wolle beschlie­
ßen: Der Landtag bekennt sich grundsät:dich :i:u dem 
Antrag der DP, Drucksache II;'344, der eine einheit­
liche Regelung 'des Berufsschulwesens zum Ziele hat. 
Vor allem wird gewünscht, daß der vorgesehene Re­
ferent für das Berufsschulwesen beim Kultusmini­
sterium schnellstens bestellt wird. Es sollen nach 
Möglichkeit nui:- hauptamtliche Lehrkräfte nach 
Abschluß der vorgeschriebenen Ausbildung ein­
gesetzt werden. Die Bildung von Kreisberufs­
schulen ist zur Erreichung einer Leistungssteige­
rung der Schulen, besonders in ländlichen Gebieten, 
tat~räftig zu fördern. Die Sicherung der einheitlichen 
Gestaltung des Berufsschulwesens läßt sich auf weite 
Sicht nur durch den Erlaß eines Berufsschulgesetzes 
eri:-efchen." 

Ich bitte das Hohe Haus, dieser Entschließung die 
Zustimmung zu geben und die Landesregierung zu be• 
auftragen, recht bald ein Berufsschulgesetz vorzu­
legen. 

Präsident:. 
Meine Damen und Herren! Sie haben den Bericht 

des Berichterstatters gehört. Wer dem Antrag des 
Kulturpolitischen Ausschusses in Drucksache II,1160, 
<ier Ihnen vorliegt, die Zustimmung geben will, bitte 
Ich um Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. 
Stimmenthaltung. Der Antrag ist angenommen bei 5 
Stimmenthaltungen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt 30 der Tagesordnung: 
Zweite und drlttt. Beratung eines Landesgesetzes über 
Entschuldungsämter und daa gemeinschaftliche Be-
1chwerdegerfcht Im Entschuldungsverfabren (Druck­
sache II, 1118). 

Ich rufe auf die §§ l bis 5, Eioleitüng und Über­
schrift. Ich eröffne die Besprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich schließe die Besprechung. Wer 
dem Gesetz in zweiter 'Lesung seine Zustimmung ge­
ben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Dle Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Das Gesetz ist mit Uberwiegender Mehrheit ange­
nommen worden. • 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe au! die 
§f 1 bis :S, Einleitung und Überschrift. Ich eröffne die 
Besprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz in dritter 
Lesung seine Zustimmung geben wlll, bitte ich, sich 
vom Platze zu erheben. 

Ich stelle eile einstimmige Annahme fest. 

Wie' kommen z.um Punkt 31 du Ta~esordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur 
Verelnfachunr des Wlrtsebaftsstrafrechtes· (Druck­
sache ß 1119. 11'78). 

Der Berichterstatter Abgeordneter Dr. Ritterspacher 
hat das Wort. 

Ab g. Dr. Ritters p ach er : 

Meine Damen und Herren! Das vorliegende Gesetz 
bezweckt ein Doppeltes, einmal die Buntscheckigkcit 
'des jetzt noch bestehenden Rechtszustandes auf dem 
Gebiete des Wirtschaftsstrafrechtes zu beseitigen und 
weiter die Angleichung des Rechts der französischen 
Zone an das bizonale Recht und damit die auf diesem 
Gebiete besonders erforderliche Rechtseinheit herbei­
zuführen. Das Wirtschaftsstrafrecht hatte sich im 
Krieg und in der Nachkriegszeit immer mehr z.u einem 
aus dem allgemeinen Strafrecht herausfallenden Son­
derrecht entwickelt. Ich erinnere an die Kriegswirt­
schaftsverordnung, an die Verbrauchsregelungsstraf­
verordnung und an die Volksemährungsschutzverord­
nung. All' diese Bestimmungen drohten zum Teil sehr 
hohe Strafen an. Die Kriegswirtschaftsverordnung 
hatte sogar in besonders schweren Fällen die jetzt 
aufgehobene Todesstrafe vorgesehen. Daneben konnten 
unbeschränkt hohe Geldstrafen verhängt werden. So 
auch nach der Vcilksernährungsschutzverordnung. 
Diese sah für Schwar:i:händler keine Geldstrafen, son­
dern nur Gefängnisstrafen vor. An sich wäre es wün­
schenswert, wenn sämtliche Bewirtschaftungsvor­
schriften jetzt schon aufgehoben werden könnten. Die 
wirtschaftliche Entwicklung hat aber gezeigt, daß au.t 
die Bewirtschaftung der Hauptnahrungsmittel sowie 
zahlreicher gewerblicher Rohstoffe und Erzeugnisse 
noch nicht ver:i:lchtet werden kann. Sie müssen vor­
erst noch beibehalten werden. Es ist aber jetz.t schon 
beabsichtigt, nach dem vorliegenden Geset:i:entwurf, 
das Wirtschaftsstrafrecht am 31. 3. 1950 außer Kra!t 
zu setzen. Der Entwurf, meine Damen und Herren, ist 
nach sorgfältiger Vorbereitung im Wirtschafts- und 
Länderrat der Bizone aufgestellt und dort auch ange­
nommen worden. Nur die zwingend notwendigen re­
daktionellen Änderungen wurden bei uns vorgenom­
men, um das Gesetz auf den bei uns geltenden Rechts­
zustand abzustimmen. Das Kontrollratsgesetz Nr. 50 
über die Entwendung und den rechtswidrigen Ver­
brauch von zwangsbewirtschafteten Nahrungsmitteln 
und Gütern sowie von Urkunden, die sich au! die 
Zwangswirtschaft beziehen, kann noch nicht aufge-

• hoben werden. Es soll aber angestrebt werden, die 
Aufhebung durch die Militärregierµng zu erreichen. 
Durch die Anwendung des Artikels 127 des Grundge­
setz.es könnte auch das Ziel der Herbeilührung einer 
Rechtseinheit erreicht werden. Dieser Weg wäre aber 
zeitraubend und umständlich, rasch.er kommen wir 
durch das vorliegende Gesetz zum Ziel. Ich mache 
darauf aufmerksam, daß eine kleine redaktionelle Än­
derung, die bisher noch nicht berücksichtigt wurde, 
auch noch in das Gesetz einzubauen ist. Nach der 
Dr.ucksache II ·1178 in § 15 Abs. 3 des Gesetzes ist da­
von die Rede; daß dieser Abs. l nicht für Rechtsge­
schäfte gilt, die allgemein von dem Direktor der zu­
ständigen Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge­
bietes durch öffentliche Bekanntmachung usw. geneh­
migt sind. Es muß hier heißen entsprechend der be­
hördlichen Organisation unseres Landes „von dem zu­
ständigen Minister". Abs. 3 hat also folgenden Wort­
laut: 

,,Abs. (1) gilt nicht für Rechtsgeschäfte, die allge­
mein von dem zuständigen Minister durch öffentliche 
Bekanntmachung· oder im Verkehr zwischen dem 
Lande Rheinland-Pfalz und einem anderen deutschen 
Lande von der zuständigen Behörde genehmigt sind." 
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Mit dieser Änderung empfehle ich dem Hohen 
Hause. dieses dringend notwendige Gesetz anzunch-
1nen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Sie haben die Bericht­
erstattung gehört. Ich rufe auf die Abschnitte I bis 3, 
Übergangs- und Schlußbestimrnungen, Einleitung und 
Überschrift. Ich eröffne die Besprechung, Ich lasse 
ztmäd1;::t abstimmen über den Änderungsantrag, der 
Ihnen in Drucksache II, 1178 zugeleitet wurde. 

A b g, H e r m a n s (CDU): 

Es handelt sich darum: Wenn Sie die Drucksache 
II, 1119 sehen in dem § 15 Abs. 3, dann stellen Sie 
fest, daß ein Versehen bei der Übermittlung des Tex­
tes. die Bestimmungen des bizonalen Gesetzes auf 
die V('rhiiltnisse unseres Landes umzustellen, vorliegt. 
Der Absat;,: 3 soll jetzt, wie folgt, lauten: ,,Abs. 1 giJt 
nicht für Rechtsgeschäfte, die allgemein von dem zu­
gtändigen Minister durch öffentliche Bekanntmachung 
oder im Verkehr mit dem Lande Rheinland-Pfalz und 
einem anderen deutschen Lande von der zuständigen 
Behörde genehmigt sind.'' 

Wir können ja keine Beschlüsse des in der pruck­
saehe angegebenen Inhalts verlangen. 

Präsident: 

Ich lasse also zunächst abstimmen über diese An­
derung~drucksache. Wer der Anderungsdrucksache zu­
i-t.immen will. bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe, Stimmenthaltung. 

Die Änderung wurde angenommen · gegen 4 Stim­
men der Kommunistischen Partei. {Zuruf Aog. Gries­
beck KPD: Stimmenthaltung!) 

Angenommen bei 4 Stimmenthaltungen der Kom­
munistischen Partei. 

'.'ver dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zu:slim­
rnung geben will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Gegenprobe, Stimmenthaltung. Gegen 5 St1mm­
en1h111ti,ngP.n der KPD angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1 bis 103, Einleitung und Überschrift. Ich eröffne 
die Besprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
schließe die Besprechung. Wir kommen zu.r.· Abstim­
mung. Wer dem· Gesetzentwurf in dritter Lesung 
seine Zustimmung geben will. bitte ich, sich vom 
Plat:r. zu erheben. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest, 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Punkt 
32 der Tagesordnung: Zweite Beratung ein4!'5 Lande,­
gesetzes zur Änderung des Landesgesetzes zur Erhe­
bung einer Abgabe „Notopfer Berlin" vom 20. 1. 1949 
(GVBL S. 33) in der Fassung der Bekanntmaehung 
vom 23. 7. 1949 (GVBI. S, 290) (Drucksache 11,1175,' 
1179. 1180). 

Die Berichterstattung für den Haushalts- und Fi­
nanzausschuß hat der Abgeordnete Heep. 

Ab g. H ee p: 

Meine Damen und Herren! In seiner heutigen Sit­
zung hat sich der Haushalts- und Flnam'.ausschuß mit 
der Regierungsvorlage II,'1175 und mit den beiden Ab­
hnderungsanträgen Il,'1179 und I1ill80 befaßt. Er ist 
bei seiner Beratung davon ausgegangen, daß das Not­
opfer Berlin beschränkt ist bis zum 31. 12_ und daß 

der Landtag in seiner letzten Sitzung die Regierung 
ersucht hat, bereits vorher das „Notopfer Berlin·· .auf-
7.uhebtn. 

Der Haushalts- und Finanzaussch\lß ist weiter der 
Meinung, daß es in AnbelracM der Zerstörungen im 
Grenzgebiet, inbesondere in Prüm, angebracht ist, ei­
nen Teil der aufkommenden Mittel jetzt für das 
Grenzgebiet zu verwenden, zumal die Not, die unmittel­
bare Not von Berlin, wenn auch nicht geringer gewor­
den ist, so doch wahrscheinlich demnächst auf andere 
Art und Weise gelöst werden sollte. Der Ausschuß 
konnte sich dem Antrag 11)179 der Kommunistischen 

L Partei in seiner überwiegenden Mehrheit nicht an­
schließen, weil die bis jetzt aufgekommenen Mittel 
de:; ,,Notopfers Berlin" bereits abgeführt sind und 
höchstens die in dies~m Monat erhobenen Gelder zur 
Verfügung stehen würden und mit diesen geringfü­
gigen Mitteln eine wirksame Hilfe für unser Grenz­
gebiet nicht zu erwarten ist. Andererseits zu dem An­
trag II/1180 hat die Landesregierung durch den Herrn 
Finamminister erklärt, daß sie die Vollmacht, die 
dieses Hohe Haus der Land('sregierung gegeben hat, 
also das „Notopfer Berlin" bereits vor dem 31. 12. auf­
zuheben, gewissermaßen zur Hälfte an den Haushalts­
und Finanzausschuß zurückgeben wiil in der Form, a!.~ 
das Finanzministerium vor dem 1. Oktober sich mit 
dem Haushalts- und Finanzausschuß in Verbindung 
setzen will , um festzustellen, ob jetzt sofort. im Ok­
tober, oder im November das Notopfer Berlin und 
Grenzland auf.gehoben werden soll. In Anbetracht 
dieser Zusage hat sich der Haushalts- und Finanz­
ausschuß in seiner: überwiegenden Mehrheit damit 
einven;ta.nden erklärt, zu beantragen, die Drucksache 
II; 1180 an den Haushalts- und Finanzausschuß jetzt 
zu überweisen, damit sie in der Oktobersitzung ihre 
Erledigung finden kann. Es wird vorgeschlagen, die 
Rcgiemng1worlage Nr. 11;1175 anzun•hmen und den 
Antrag Nr. U 11180 an den Haushal1s- und Finanz­
ausschuß zu überwel!;en. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat­
tung eröffne ich die Besprechung. Das Wort hat der 
Abgeordnete Feiler von der Kommunistischen Partei. 

A b g. F c 11 e r : 

MeinE' DamE'n und Herren! Wir haben einen Antrag 
IT,'1179 eingebracht, das „Notopfer Berlin" sofort ein­
zustellen. Die Grunde dazu bestehen vor allem darin, 
daß bekannUl<'h in Ausführung der positiven Be­
schlüsse der Pariser Konferenz der 4 Außenminister 
seit Wochen Verhandlungen der 4 Berliner Komman­
danten stattfinden, um in der Fra~e Berlin mindestens 
einen modus vivendi 1.11 finden. Wir hoffen im Inter­
esse der schwergeprüften Bevölkerung von Berlin, 
<laß hier eine Einigung wstandc kommt. Damit würde 
auch pie Luftbrücke völlig hinfällig werden. Wir ha­
ben im:wisehen auch die Erklärung der Alliierten ge­
hört, daß im wesentlichen die Luftbrücke bereits ab­
gebaut ist und endgültig demnächst eingestellt wer­
den soll. Wir glauben aus all' diesen politischen Grün­
den eine weitere finanzielle Belastung der werktätigen 
Bevölkerung unseres Landes nicht verantworten zu 
können. Es ist Ihnen bekannt, daß wir · ja als einzige 
Partei von vornherein gegen das .,Notopfer Berlin" 
waren. Jetzt, nachdem auch die letzten Gründe 
in Wegfall gekommen sind und wir ja schon einmal 
von dieser Stell~ aus darauf aufmerksam gemacht 
habco., daß das ,,Notopfer Berlin" im wesentlichen 
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-eine Belastung des kleinen Mannes darstelle, indem 
aus einer Statistik, die in Stuttgart hergestellt wurde, 
hervorgeht, daß 60 v. H. des Aufkommens !Ur die 
Luftbrücke von den Lohn- und Gehaltsempfängern 
aufgebracht wurden, daß damit ein weiterer finan­
zieller Grund gegeben ist, um sofort die 0,60 DM 
Abzug pro Hundert einzustellen und auch die Brief­
markensteuer aufzuheben, die ja ebenfalls nur den 
kleinen Mann, auch den kleinen Geschäftsmann, un­
sozial belastet. Die vorhandenen .Mittel, die bis jetzt 
noch angesammelt wurden, sollen nach unserem An­
trag ebenfalls nicht mehr für Berlin zur Verfügung 
gesteU t werden, sondern sie sollen im eigenen Lande 
verwandt werden, um vor allem hier durch die Tat 
zu beweisen, daß man nicht nur von Hilfe für Prüm 
und die Grenzzone redet, sondern praktisch han­
delt und die Mittel, die bisher aufgebracht wurden 
für „Notopfer Berlin", als ein Notopfer für die schwer­
leidende Stadt Prüm und die Grenzgebiete verwendet. 
~Zuruf Ab,g. Heep (SPD): Es sind z. Z. gar keine 
Mittel dal) 

Aus allen diesen Gründen bitten wir, unserem An­
trag auf sofortige Einstellung und Verwendung der 
Restmittel für Prüm zuzustimmen. · 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Der Abgeordnete Dr. Ritterspacher 
zuz: Geschäftsordnung. 

Ab g, D r. R i tt e r s p a c h e r : 

Ich bitte den Herrn P.räsidenten, jetzt die Anträge 
Nr. II, 1196, II /1197 und rr,:1198 auf die Tagesordnung 
zu setzen. Es handelt sich hier um Anträge auf Auf­
hebung der lmmunität gegen einige Abgeordnete. Der 
Rechtsausschuß hat darüber beraten und bittet, jetzt 
darüber abzustimmen. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Dr. Ritterspacher, wir können 
darüber ja sprechen, wenn dieser Punkt abgeschlossen 
ist. lch muß zunächst abstimmen lassen über die 
Drucksache II,1179. Wer dem Antrag der Kommuni­
stischen Partei in der Drucksache II/1179 entsprechen 
w!Il, b!ile ich um Erhebung der .rechten Hand. Die 
qegenprobe? Das ist die überwiegende Mehrheit, der 
Antrag Ist abgelehnt. Wii: kommen nunmehr zum An­
trag II:1180, wo der Haushalts- und Finanzausschuß 
beantragt hat, den Antrag der Sozialdemokratischen 
Partei an den Haushalts- und Finanzausschuß zu 

· ilberweisen. Wer dem Antrag stattgeben will, bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. Ich stelle die ein­
stimmige Annahme fest. Meine Damen und Herren, 
Ich rufe nunmehr auf die Artikel 1 bis 4, Einleitung 
und Überschrift. Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich schließe die Besprechung. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine 
Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe? Enthaltung? Ange­
nommen bei 5 Enthaltungen der Kommun~stischen 
Partei. Wir treten in die dritte Beratung ein. Ich rufe 
au! die Artikel 1 bis 4, Einleitung und Überschrift. 
Ich eröffne die Besprechung. Ich schließe die Bespre­
chung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dem 
Gesetzentwurf in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Ge- . 
·genprobe? Stimmenthaltung? Das Gesetz wurde an­
genommen bei 5 Stimmenthaltungen der Kommuni­

:stiscben ParteL 

Nunmehr hat der Abgeol'dnete Dr. Ritterspacher 
den Antrag gestellt, die Drucksache II/1196, IIflll>7 
und II/1198 zunächst zu beraten. Erhebt sich da1iegen 
Widerspruch? Der Abgeordnete &nieder. 

A b g. Sc h i e de r : 

Namens meiner Fraktion erhebe ich Widerspruch 
gegen den Zusatz der eben verlesenen Anträge nach-
dem die Tagesordnung bereits feststeht. ' 

Präsident: 

Nachdem ein Widerspruch eingelegt ist, können wir 
diese Dinge jetzt nicht behandeln. Wir fahren in der 
Tagesordnung fort. 

Punkt 33 der Tacesordnung: Zweite Beratunr eines 
Landesgesetzes über die Kammern der Ärzte, Zabn­
lnte, Apotheker und Dentisten (Drucksache II/1153). 

Berichterstatter der Rechtsausschuß, der Abgeord­
nete Dewald. 

A b g. De w a l d : 

Meine Damen und Herren! Der Hauptausschuß be­
faßte sich in seiner heutigen Sitzung mit dem Ihnen 
v?rliegenden Lande~_gesetz, Drucksache II/1153, über 
d1,e Kammern der Arzte, Zahnärzte, Apotheker und 
Dentisten. Außerdem liegt Ihnen ein Abänderungs­
antraG des Hauptausschusses unter II 1192 vor. Das 
vorliegende Gesetz ist ein Rahmen-Gesetz. das also 
Beschluß fassen soll über eine Landes-Ärzte-Kammer. 
Landes-Zahnärzte-Kammer, Landes-A potht' kcr-K am~ 
mer und Landes-Dentisten-Kammer. Bezüglich der 
Notwendigkeit dieser Gesetzesvorlage verweise ich 
auf die beigefügte Begründung. Bei der Beratung des 
Gesetzes im Hauptausschuß löste der § 2 eine Debatte 
aus wegen der Mitgliedschaft aller Angehörigen der 
in dem § 1 bezeichneten Berufe, ,venn sie eine Tätig­
keit hauptamtlich nach beamtenrechtlichen Grundsät­
zen oder im Angestelltenverhältnis ausüben und ihnen 
neben dieser Tätigkeit eine freiberufliche Tätigkeit 
gestattet ist. Der Hauptausschuß beschloß. eine Än­
derung des § 2 nicht vorzunehmen, sondern die Zu­
sammensetzung der Kammern den Satzungen zu über­
lassen. Diese Satzungen unterliegen der Genehmigung 
des Ministers für Wohlfahrt und Gesundheitswesen. 
In dem Abänderungsantrag II/1193 sind Ihnen einige 
Abänderungen rein formaler und auch sachlicher Na­
tur mitgeteilt. Es mußte beispielsweise in § 3 Abs. 3 
die Ziffer 9 geändert werden wie folgt: ,,Das Verfah­
ren für die berufliche Niederlassung der Arzte, Zahn­
ärzte und Dentisten ... ". Diese Änderung mußte vor­
genommen werden. weil bei Apotheken keine Nieder­
lassung möglich ist, sondern die Neu-Einrichtung von 
Apotheken durch die Konzessionierung erfolgt. Dann 
wurde im § 4 das Wort „Berufsgericht" in ,,Ehrenge­
richt" abgeändert, wodurch die frühere Fassung der 
Kammergesetze vor 1933 wiederhergestellt wurde. Der 
§ 9 erhielt den Zusatz: ,,Der Haushaltsplan ist dem 
Minister für Wohlfahrt und Gesundheitspflege vorzu­
legen". Das sind die wesentlichen Änderungen. Der 
Hauptausschuß empfiehlt dem Hohen Hause, dem Ge­
setz in zweiter und dritter Beratung seine Zustim­
mung zu geben. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung eröffne ich die Bespre­
chung. Ich rufe au! die §§ l bis 14, Einleitung und 
Überschrift. ~eh lasse zunächst ab;;timmen über den 

' 
' ~ ' 
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Änderungsantrag, der Ihnen in Drucksache II · 1192 
zugeleitPt wurde. Wer dem Änderungsantrag ~eine 
Zustimmung geben will, bitte kh um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimmenthaltung? An­
genommen bei 5 Stimmenthaltungen der Kommunisti­
schen Partei. Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz­
entwurf in zweiter Lesung seine Zustimmung geben 
will. bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Ich 
stelle die einstimmige Annahme fest. Wir kommen zur 
dritten Beratung. Ich rufe auf . . . (Protest!) Es ist 
vorgesC'hen worden die dritte Beratung, das ist be­
antragt worden zu Beginn der Sitzung durch den Ab­
geordnet€n Dewald und dem ist zugestimmt worden . 
Wir kommC'n zur dritten Beratung. [eh rufe auf die 
§§ 1 bis 14, Einleitung und Überschrift und eröffne 
die Besprechung. Ich schließe die Besprechung. da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dem Gesetz in 
dritter Les•.mg seine Zustimmung geben will, bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. Ich stelle die einstimmige 
Anmih1tJt:" [est. 

Wir kommen 7.Um Punkt 34 der Tagesordnung: 
~weite und dritte Beratung einei. Landesgesetzes zur 
Änderung des Sozial versicherungs-Anpassungsgesetzes 
(Drucksache II, 1155). Dazu kommt der Entschließuqs­
antrag, der Ihnen in Drucksache Il/1193 zugeleitet 
wurde. Der Vertreter der Landesregierung, Herr Mi­
niste rialrat Hermans, wird zunächst da;,:u das Wort 
nehmen. Ich erteile ihm das Wort. 

Ministerialrat Hermans: 

Meine Damen und Herren! Es ist bereits bei einem 
früheren Punkt der Tagesordnung aus dem Hohen 
Hause bemerkt worden, daß es befremdlich und be­
sorgniserregend empfunden werde, daß das Sozial­
versicherungs-Anpassungsgesetz noch nicht verkündet 
we rden konnte. Namen5 der Landesregierung ist. dazu 
folgende Erklärung abzugeben: 

Dafi vom Landtag in seiner Sitzung vom 1. 6. 1949 
beschlossene Sozialversichenings - Anpassungsgesetz 
wurde der Militärregierung am 9. 6. 1949 zur Geneh­
migung übermittelt. 

Mit ihrer Note vom 27. Juli 1949, der bereits mehr­
fache mündliche Verhandlungen vorausgeg1:mgen wa­
ren, hatte dii> Milit~rregierung unter Hinweis auf den 
Stanct der Landesfinanzen m itgeteilt, daß sie „beim 
jetzigen Stand der Angelegenheit" die Genehmigung 
nicht erteilen könne. Die Militärregierung verwies 
weiterhln at1f d ie Bestimmungen der Verordnung des 
Herrn Generals und Oberkommandierenden der fran­
zösischen Streit.kräftf' in Deutschland Nr. 311. 

In seiner Sitzung vom 5. August 1949 beschäftigte 
sich der Ministerrat eingehend mit dieser Stellung­
nahme der Militärregierung und beschloß eine erneute 
Eingabe an diese, in der alle Gründe, die der Herr 
Ministerpräsident bei seinen Verhandlungen bereils 
vorgebracht hatte, noch einmal zusammengefaßt wer­
den sollten. 

In dieser Eingabe der Landesregierung vom 3. Au­
gust ist an erster S telle auf die Tatsache verwiesen, 
daß bei Nicht-Genehmigung des Gesetzes Rheinland­
Pfalz das einzige deutsche Land sein würde, in dem 
dif? Arbeiter und Angestellten von dem Genuß der 
Leistungen dieses Gesetzes ausgeschlossen wären, 
nachdem wenige Tage vorher das Zweimächte-Kon­
trollamt in Frankfurt die Genehmigung erteilt hat 
und für die Länder Baden und Württemberg-Hohen-

zollern die Leistungen von den Versorgungsämtern 
Karlsruhe bzw. Stuttgart nach dem bizonalen Gesetz 
erbracht werden. 

Der Ministerrat brachte weiterhin pflichtgemäß 
seine ernste Besorgnis über die politischen Folgen ei­
nes solchen Zustandes zum Ausdruck mit dem Hin­
weis darauf, daß er eine Ausnahmestellung des Lan­
des Rheinland-Pfalz nicht zu tragen vermöge. 

Weiterhin wurde bei dieser· Gelegenheit auch darauf 
hingewiesen, daß die Sozial- und S ozialversicherungs­
gesetzgebung von jeher Reichssache gewesen sei und 
nach dem Zusammentritt des Bunde!üages die ent~prc­
chenden Gesetze sowieso wieder den Charakter von 
allgemein geltendem Bundesrecht erhalten würden . 
Bis zu diesem Zeitpunkt würde aber durch die Nicht­
Genehmigung des Gesetzes die Stellung des Landes 
Rheinland-Pfa1z bei den seit längerer Zeit schweben­
den Verhandlungen über den Finanzausgleich der 
deutschen Länder sehr erschwert , weil die anderen 
Länder mit Recht einwenden, daß das Land Rhein­
land-Pfalz nicht die gleichen Leistung('n wie sie er­
bringe. Ein solcher Zustand könne auch nicht im 
Intere~i:;e der Re~atzung~m~wht liPgf'n, zumal di(' L~n­
der der französischen Zone augenblicklich hinsichtlich 
ihrer Wirtschaft noch darunter litten, daß die Steuer­
anpassung an die Doppelzone nicht in vollem Umfang 
erfolgt sei, sodaß die Unternehmungen in der franzö­
skhen Zone mit höheren Steuern h<"laste1 und daher 
in ihrer Konkurrenzfähigkeit behindert seien. In Ver­
bindung damit wurde deshalb ein entsprechender 
Schritt bei der Militärregierung hinsichtlich der not:h 
ausstehenden Genehmigung für das Steueranpassung!>­
gesetz und das Vermögensteuerveranlagungsge~etz 
unternommen. Mit Noten vom 22. August d. J. hat der 
Herr Gouverneur dem Herrn M inisterpräsidenten mit­
geteilt. daß er ~eine diesbezüglichen Darlegungen m it 
. Befürwortung dem Hoben Kommissar unverzüglich 
zugeleitet habe und in nächster Zeit dessen Entschei­
dung erwarte. 

Es ist ganz allgemein gegenübt"'r der Milit;irregi„rung 
auch zum Ausdruck gebracht worden, daß die Ein­
führung neuer Steuern zur Deckung der Mehraui;ga­
bcn des SoziB,lversichcrungs-Anpassungsgesetzes nicht 
erwogen \Verden könne, weil dadurch die jetzt schon 
bestehende Steuerungleichheit gegenüber den anderen 
deutschen Ländern ja nur noch vergrößert bzw. ver­
schärft würde. 

Die Landesregierung hat bei ihren bi~h€'rigen Ver­
handlungen in jedem Falle den bestimmten Eindruck 
gewonnen, daß die Generaldelegation der Militärregie­
rung für Rheinland-Pfalz ih1·en Standpunkt teilt. Die 
Landes·regierung i:st deshalb der bestimmten Hoff­
nung, daß auch für das Sozialve rsiche rungs-Anpas­
sungsgesetz ebenso wie für eine Reihe anderer Ge ­
setze, bei denen zunächst Genehmigungsschwierigkei­
ten aufgetreten waren, - es sei hier nochmals auf das 
Flüchtlingsgesetz hingewiesen, dessen Genehmigung 
gestern bekanntgegeben werden k onnte - in kurzer 
Zeit eine günstige Entschelounl!; des Hohen Kommis­
sars erfolgen wird. 

Präsident ; 

Meine Damen und Herren, Sie haben von der Er· 
klärung der Landesregierong Kenntnis genommen und 
erwarten, daß dieses so dringende sozialpolitische Ge­
setz nun recht bald vom Hohen Kommissar geneh­
migt und veröffentlicht wird. Denn wir sind tatsäch­
lich das einzige Land in ganz Westdeutschland, wo 
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dieses Gesetz noch keine Gültigkeit hat. Die beson­
dere Notlage unserer Rentner ist ja auch in dem Ent­
schließung.santrag überzeugend zum Ausdruck ge­
kommen. Wir treten jetzt in die zweite Beratung 
ein. Ich rufe auf die §§ 1 und 2, Einleitung und Über­
schrift. Ich eröffne die Besprechung. Ich schließe die 
Besprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 
dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung ge­
ben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Einstimmige Annahme. Wir kommen zur dritten Be­
ratung. Ich rufe au! die §§ l und 2, Einleitung und 
Uberschrift. Ich eröffne die Besprechung, ich schließe 
die Besprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sich vom Platz i.u ·erheben. Ein­
stimmige Annahme. Meine Damen und Herren, ich 
lasse nun über den Entschließungsantrag der vier 
Parteien abstimmen, der Ihnen in Drucksache II,'1193 
zugeleitet wurde. Wer dem Antrag der Drucksache 
II/1193 zustimmen will, bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich komme nunmehr zum Punkt 35 der Tagesord­
nung: Zweite und dritte Beratung eines Landesgeset­
zes über die Errichtung eines Landgerichtes In Bad 
Kreuznach (Drucksache II 1161). - Berichterstatter 
der Rechtsausschuß, der Abgeordnete Dr. Lichten­
berger. 

Abg. Dr. Lichtenberger: 
Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Fi­

nanzausschuß hat sich bei der Beratung des Justiz­
etats auch mit der Frage befaßt, ob das jetzige Land­
gericht Koblenz in der bisherigen Form und Größe 
bestehen bleiben solL Er hat damals erwogen, ob 
dem Wunsche der Bevölkerung von Neuwied, oder 
dem Wunsche der Bevölkerung an der Nahe, deren 
jede ein besonderes Landgericht wollte, stattzugeben 
sei, und er hat einstimmig beschlossen, daß ein 
neues Landgericht an der Nahe mit dem Sitz in 
Bad Kreuznach errichtet werden solle. Diesem Be­
schluß, dieser Anregung des Haushalts- und Finanz­
ausschusses, ist die Regierung nachgekommen, in­
dem sie die Drucksache Nr. II/1161, den Entwurf 
eines Landesgesetzes über die Erl'ichtung eines Land­
gerichts in Bad Kreuznach, vorlegt. 

Das Landgericht Koblenz besteht aus 46 Amts­
gerichten. Es ist in diesem Sinne das größte Landge­
richt in ganz Deutschland, und es bedurfte gar keiner 
Frage, daß von diesem großen Landgericht ein Be­
i.!rk abgetrennt werden kann. Auf der anderen Seite 
braucht die Bevölkerung an der Nahe, die vom Sitze 
ihres Landgerichts so weit entfernt ist, unbedingt ein 
Landgericht näher als 12-0 oder 140 oder 150 km. 
Die Sitzungen am Landgericht erfordern oft das per­
sönliche Erscheinen der Parteien und nicht nur der 
Parteien, sondern auch der Zeugen und der Anwälte, 
und es ist aus diesem Grund nötig, daß oft ein ganzer 
Tag verwandt wird, um hierher zu reisen und viel­
lelch t ein zweiter Tag, um zurückzufahren. Diesem 
Übelstand muß unbedingt abgeholfen werden. Wir 
brauchen eine volksnahe Rechtsprechung und die 
schaffen wir am besten dadurch, daß wir die Ge­
richte mt!tten hineinsetzen in die Bevölkerung, 
deren Belange die Gerichte wahrzunehmen haben. 
Der Rechtsausschuß hat sich in seiner gestrigen 
Sitzung mit dieser Vorlage ,befaßt und schlägt 
Ihnen einstimmig dde Annahme der Vorlage vor. 
Er hat sich auch mit der Frage befaßt, welche 
Kosten dadurch entstehen würden. Dabei ist zu 
bedenken, daß der Hauptteil der Kosten ja so­
wieso entsteht. Die anfallende Arbeit bleibt ja 

gleich. Wir müssen ungefähr dieselbe Anzahl von 
Richtern haben und die Materialkosten bleiben sich 
auch gleich, etwas höhere Kosten entstehen natürlich 
durch die Zur-Verfügung-Stellung eines neuen Ge­
bäudes und einiger neuen Stellen. Gegenüber diesen 
staatlichen Mehrkosten stehen aber Kosten, die die 
Bevölkerung erspart, und diese Ersparnis der Be­
völkerung macht nach meiner Auffassung bei wei­
tem die höheren Ausgaben des Staates wett. Woir 
müssen bedenken, daß die Bevölkerung die Reise­
kosten spart, die Versäumnis und dergleichen. 
Aber die Kostenfrage ist hier auch nicht ent­
scheidend. Wenn wir die Rechtspflege verbessern 
können, dann dar! die Verbesserung nicht an 
den .Kosten scheitern. Aus diesen Gründen kam 
der Rechtsausschuß einstimmig zu der Ansicht, daß 
ein Landgericht in Bad Kreuznach notwendig Ist, und 
er empfiehlt Ihnen die Annahme der Drucksache Nr. 
II/1161. 

Das Gesetz selb6t enthält alle erforderlichen 
Vorschriften. Es wird ein Landgericht mit Sitz in 
Bad Kreuznach gebildet, dem die Amtsgerichte 
um Bad Kreuznach herum - es sind 11 Amtsgerichte -
zugeteilt werden. Der Entwurf ging dabei nicht sche­
matisch vor, sondern hat aus einem Amtsgerichtsbe­
zirk ein Teil abgetrennt und bei Koblenz belassen. 
weil dies zweckmäßig ist. Es dreht sich um den Be­
zirk Kastellaun. Kastellaun soll also bei Koblenz 
bleiben. 

Gestern hat Frau Kollegin Seppi den Wunsch 
geäußert, wenn später noch einmal ein Landgericht 
errichtet werden und der Bezirk aus dem Land­
gericht Koblenz abgetrennt werden sollte, dann möge 
ein Landgericht in Neuwied errichtet werden. Sie hat 
es als eine Art Wiede['gutmachungsforderung und in 
netter, artiger Weise vorgetragen. Auch ich schließe 
mich diesem Wunsch an, und Ich glaube versichern 
zu können, wenn noch einmal aus dem Bezirk des 
Landgerichts Koblenz ein neues Landgericht ausge­
gliedert wird, dann wird auch der Rechtsausschuß 
diesen von Frau Seppi vorgetragenen Wunsch mit 
Wohlwolllen beachten (Bravo!). 

Präsident: 
Nach der Berichterstattung eröffne ich die Bespre­

chung. Ich rufe auf die §§ 1 bis 8, Einleitung und 
Überschrift. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter 
Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimm­
enthaltung? Angenommen bei 4 Stimmenthaltungen 
der Kommunistischen Partei. Wir kommen zur dritten 
Beratung. Ich rufe auf die §§ 1 bis 8, Einleitung und 
Überschrift. Ich eröffne die Besprechung. Ich schließe 
die Besprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetzent­
wurf in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, 
bitte ich, sich vom Platze zu erheben. Die Gegenprobe. 
Stimmenthaltung? Das Gesetz wurde angenommen bei 
4 Stimmenthaltungen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt 36 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes zu_r 
Ergänzung der Rechtsanwaltsordnung (Drucksache 
Il;llH/1165). - Berichterstattung der Rechtsausschuß, 
der Abgeordnete Dr. Lichtenberger. 

A b g. D r. L i c h t e n b e r g e r : 
Meine Damen und Herren! Der Landtag hat es in 

seiner Sitzung vom 19.Aug.1948 abgelehnt, eine neue 
das Gebiet erschöpfend regelnde Rechtsanwaltsord-

., 
11,' 
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nung zu schaffen. Er hegte Hoffnung, die Schaffung 
des Bundes stehe bevor und . wollte in dieses dem 
Bund vorz.ubehaltende Gebiet nicht einbrechen, son­
dern die gesamte Regelung dem Bund überlassen. Nun 
iu;i ,-it·h abC'r die Notwendigkeit ergeben, doch einige 
be~onders dringliche Punkte bezüglich der- Rechtsan­
waltschaft zu ordnen, und aus diesem Grund hat die 
RPgii?rung die Vorlage der Drucksache II/1144 einge­
reicht, ein Landesgesetz zur Ergänzung der Rechls-
anwk!IRnrdnung. .-

Der Rechtsausschuß hal sich in seinen Sitzungen 
vom 2. und 23. August 1949 mit dieser Vorlage 
befaßt und hat auch einige Änderungen beschlos­
sen, die Sie in den Drucksachen II; 1165 und II/1186 
gedruckt finrlPn . Es handelt sich in der Hauptsache 
um 5 Punkte. die dringend einer Regelung bedürfen. 
Da5 eine ist der Anwärterdienst. Die jetzige Regelung 
is.t in um;erem Lande nicht einheitlich. In der Pfalz 
ist eine andere Regelung als hier bei uns und diese 
Verschiedenheit muß unbe<iingt verschwinden. Wh· 
müssen . bevor der Bund seine Gesetze bringt, hierin 
\.vcnigstens in unserem kleinen Land eine Rechtsanglei­
chung iwhaffen. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß ein 
Bcwcrb('r, der Anwalt werden will, zunächst ein 
Jahr lang. grundsätzlich ein Jahr - die Frist kann ver­
längert werden, wenn es notwendig erscheint 
seinen Anwiirterdienst ableistet. Diese von früher 
übernommene Vorschrift hat sich ausgezeichnet 
bewährt. Der Beruf eines Rechtsanwaltes ist nicht nur 
höchst verantwortungsvoll, sondern er stellt dem An­
walt auch sE>hr schwierige Aufgaben, die ein junger 
Assessor trotz seiner guten Ausbildung doch nicht 
auf Anhieb meistern kann. Aus dem Grunde ist es 
schon t'ichtig, daß man den 'Assessor, bevor er selb­
ständiger Anwalt wird, zwingt, ein Jahr lang bei ei­
nem tüchtigen Anwalt wieder in die Lehre zu gehen. 
Diese Vorschrift hat sich bewähxt und der n~.:hts­
ausi-chuß hat die Vorschrift auch einmütig gebilligt. 

Ein zweit.er Punkt. der einer Neuregelung drin­
gend bedarf. ist das Zulassungsverfahren. Früher 
wurden die Anwälte vom Justizministerium zugelas~ 
sen. Auf Wunsch der Besatzungsmacht isl in dieser 
Hinsicht eine Änderung eingetreten. Jetzt soll - eine Art 
Ausfluß des Selbstverwaltungsrechtes möchte ich sa­
gen - d~r Vorstand der Rechtsanwaltskammer über 
die Zu!as:;:,mg entscheiden. Auch dies ist· bisher so 
g~handhabt worden und es hat sich bewährt. 

Ein sehr umstritlt>nE>r Punkt ist die Frage, ob jeder, 
dt>r die Prüfungen, die für einen Rechtsanwalt ver­
langt werden müssen, ... bgetegt hat, auch zugelas:sen 
\Vet'den soll. Früher, vor 1933, war es so. Wer seine 
Assessorenprüfung abgelegt hatte, hatte Anspntch auf 
Zulassung bei irgendeinem Amtsgericht, das er sich 
wünschte. Er mußte also ohne weiteres zugelassen 
werden. D«s ist nun ein Problem, das wir hier lösen 
müsse n . We nn wir alle Juristen, welche die :lWeitc 
Staatsprüfung abgelegt haben, ohne weiteres auf ihren 
Antrag bei irgendeinem Amtsgericht. zulassen, .schaf­
fen wir ein Anwaltsproletariat. Wir müssen bedenken, 
daß vielen .Juristen ihr bisheriges Täligkeitsfeld gcnom~ 
men ist. Ich denke an die vielen Juristen, die etwa aus 
der Hf><'rnsverwaltung kommen, an die früheren 
Kriegsgenl:h.lsrdle, an die anderen Verwaltungsbeam­
ten, die ihre Assessorprüfung haben, und ich denke an 
all die Beamten, die in dem einstmals großdeutschen 
Re ich irgendwo außerhalb tätig waren. Sie fluten alle 
zurück. in das nun so klein gewordene Gebiet und 
verlangen hier irgendeine Beschäftigung. Beim Staat 
können sie nicht unterkommen. Was bleibt ihnen 
übrig? Sie stür7.en sich alle auf das Gebiet, das ihnen 

of.fenst•Jht, auf das der Anwälte. Da gilt es, vorüber­
gehend einen Damm zu errichten. Wir können es nicht 
verantworten, daß alle, die ihre Existenz verloren 
haben .und nun Anwalt werden wollen, auch zugelassen 
werden müssen. Aus die~em Grunde hat der R€chtsau~­
schuß einstimmig beschlossen, die Bedüdnisfrage zu 
stdlen. und zwar bis zum 31. Dezember 1950. Bis 
dahin soll ein Bewerber nur dann bei irgendeinem 
Amtsgericht zugelassen werden, wenn ein Bedürfnis 
für seine Zulassung vorhanden ist, wenn seine Zulas­
sung der Rechtspflege dient. Diese Bestimmung ist 
dringend notwendig, und ich bitte sie im Auftrage des 
Rechtsausschusses, auch der Bestimmung ~Ll7.U~lim­
men. 

Eine weitere Vorschrift., mit der sich der Rechts­
ausschuß ausführlich befaßt hat, ist die, ob frühere 
Beamte, die etwa pensioniert sind und die Wartegeld 
oder irgendeine andere Rente beziehen und nun noch 
Lust haben, Anwalt zu werden, ohne weiteres zugelas­
sen werden sollen. Der Rechtsausschuß hat die Frage 
verneint. Alle anwaltsfremden Kräfte, die bisher 
sonstwo ihren Dienst versahen, aber eine Pension be­
ziehen, also nicht unbedingt darauf angewiesen sind. 
Anwalt zu werden, dürfen nicht ohne weiteres zuge­
lassen werden. So hat es der Rechtsausschu[l beschlos­
sen, wie Sie es in der Drucksache II/l186 finden. 

Eine weitere Vorschrift, die nicht nur für die 
Anwälte geschaffen werden mußte, sondern die wir 
gestern auch genau so für die Notare beschlossen ha­
ben und dfo überhaupt für dle ganzen Beamten leider 
not.wendig gc1worden war, ist die Vorschrift, daß 
Rechtsanwälte oder Bewerber. die von dem Bereini­
gungsgesetz betroffen werden, keinen Anspruch darauf 
huben, wleder zugelassen zu werden. Diese Vorschrift 
hat sich als notwendig erwiesen, weil die Bereini­
gungsstellen - tch denke nicht in erster Linie an die 
von Rhc-inland-Pfal7., sondern auch an die außerhalb 
unseres Landes -· versagt haben. Aus diesem 
Grunde' ist es notwendig, daß wir für die Anwälte 
gen:iu so eine Vorschrift schaffen, wie wir sie für die 
Notare und überhaupt für die Beamten im allgemei­
nen geschai'fen haben. und diesen Vorschlag hat der 
Recht><ausschuß ebenfalls gutgeheißen. Im Auftrage des 
Rechtsausschu!':ses bitte ich Sie also, den Drucksachen 
II/1144 zusammen mit II, 1165 und II 1186 zuzustimmen. 

Präsident : 

Nach der Berichterstattung wird die Besprechung 
eröffnet. Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von 
der So;,ialdemnkratischen Partei. 

A b g. H e r t c 1 : 

Meine rJ.amen und Herren! Die SPD hat gestern 
ab<''t'1rt " 1m· .. Rechtsausschuß einen Antrag gestellt, der 
vom Rechtsaue;schuß abgelehnt wurde. Der Antrag 
hatte zum Ziel, die Zula!'.sung zum Rechtsanwaltsbe­
ruf ~o zu beschränkE>n. als es mit einer geordneten 
Rechtspflc:;(e nm ~im:elnen Gericht vertretbar ist. 

Nach der Ablehnung dieses Antrages bitten wir, den 
§ 10 Abs, l so zu fassen: ,,Bis zum 31. Dezember 1950 
kann die Zulassung zur Anwaltschaft auch dann ver­
sagt werden . . " usw. 

Präsic!l"n t '. 

. Der Abgeordnete 

D.~?~~.~.~ch,~ .. U /_1181, 
Hel'{e1 hat 
die Ihnen 

beantragt., in der 
vorliegt, das Wm-t 
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.,1949" in „1950" 1.u ändern. Ich bitte Sie, die Berich-
tigung vorzuneh,nen. . 

Der Abgeordnete Wohlleben von der FDP hat das 
Wort. 

Ab g. Wohlleben : 

Meine Damen und Herren! In zwei Punkten hat 
uns die Regierungsvorlage in unseren Reihen der De­
mokratischen Fraktion erhebliche Gewissenschwierig­
kclten bereitet. § 10 sieht vor, daß die Zulassung von 
der Bejahung der Bedürfnisfrage abhängig gemacht 
wird, während wir - wie bisher und auch entspre­
,chend dem früheren Zustand - der Auffassung huldi­
;gen, daß die Zulassung des Anwalts nicht von derar­
tigen Fragen abhängig gemacht werden kann. Indessen 
ist diese Maßnahme bis zum Ende des Jahres 1950 be­
!ristet. 

Der zweite Punkt, der uns erheblicher ins Gewicht 
zu fallen scheint, ist der, daß die Anwaltskammer, die 
keine Säuberungsbehörde ist, durch diese Gesetzesvor­
lage die Befugnisse einer Säuberungsbehörde zur 
Fortsetzung von Sühnemaßnahmen erhalten soll, in­
dem sie einem durch das Entnazifizierungsverfahren 
durchgelaufenen Anwalt unter Umständen die Zu­
lassung versagen kann. Ich spreche damit keine Kri­
tik aus zugunsten oder gegen die Mitläufer od~r wie 
sie sonst noch heißen wollen, sondern ich vertrete 
hier lediglich den Grundsatz, den wir auch bei Ab­
änderung des Verfassurigsartikels, ich glaube 143 war 
es, vertreten haben, daß mit den Sühnemaßnahmen 
C"ndlich einmal Schluß gemacht wird. Wir ,ha'ben or­
dentliche Strafgerichte, die sich mit diesen Fällen be­
fassen können. Diesen Stellen sollten die Säuberungs­
maßnahmen übertragen werden. Im übrigen sollte 
eine allgemeine Amnestie statt finden. Es sind uns aber 
im Rechtsausschuß Fälle vorgetragen worden, d ie die 
praktische Notwendigkeit einer solchen Bestimmung, 
wie sie die Vorlage vorschlägt, beweisen. 

So schwer es uns Lst, von unseren Grundauffassun­
gen eine Ausnahme zuzulassen, so huldigen wir auch 
dem Grundsatz - und stellen damit unter Beweis, daß 
wir keine Prinzipienreiter sind - : ,,Keine Regel ohne 
Ausnahme." Aus diesem Grunde werden wir, wenn 
auch schweren Herzens, uns den praktischen Notwen­
digkeiten beugen und ausnahmsweise dieser Vorlage 
trotz dieser b~iden Punkte zustimmen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Zur technischen Abwick­
lung des Gesetzes. Herr Abgeordneter Hertel, die 
Drucksache II, 1181 ist ja dann durch die Drucksache 
II/1186 Uberholt, weil in der Drucksache II/1186 eben­
falls dieses Datum des 31. 12. 50 eingesetzt ist. Es wird 
also auf die Abstimmung über diesen Antrag verzich­
tet. Ich lasse zunächst abstimmen über die Druck­
sache II/1165, die Ihnen vom Rechtsausschuß vorgelegt 
wurde. Wer dem Antrag der Drucksache II ·1155 seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um' Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe! 

Die Änderung wurde angenom~en gegen 5 Stimmen 
der Kommunistischen Partei. (Abg. Jacobs; Enthal­
tungen?) Noch die Enthaltungt::n? 5 Enlhaitungt z:i. 

Wir kommen nunmehr ::i:ur Abänderungsdrucksache 
II/1186. Wer der Abänderungsdrucksache II/1188 sein~ 
Zustimmung geben will, den bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. Gegenprobe! Stimmenthaltung! 

Angenommen gegen 5 Stimmen der Kommunisti­
schen Partei bei einer Stimmenthaltung. 

Wir kommen nunmehr zur Gesetzesvorlage unter 
Berücksichtigung der angenommenen Änderungen. 
Ich rufe auf die §§ 1 bis 13, Einleitung und über~ 
schrift. Wortmeldungen liegen nicht vor. rch schließe 
die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben w ill, den bitte ich um Er­
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimm­
enthaltung! 

Angenommen gegen 5 Stimmen der Kommunisti­
schen Partei bei einer Stimmenthaltung. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ l bis 13, Einleitung und Oberschrift. Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. rch schließe die Besprechung. 
Wer dem Gesetzentwurf in dritter Lesung seine Zu­
stimmung geben will, den b itte ich, sich vom Platze 
zu erheben. Die Gegenprobe ! Stimmenthaltung? 

Das Gesetz wurde angenom·men gegen 5 Stimmen 
der Kommunistischen Partei bei einer Stimment­
haltung. 

Wir kommen zum Punkt 37 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
die Rentenbankgrundscbuld im Lande Rheinland­
Pfalz (Drucksache II ·113'1). - Berichterstatter ist der 
Abgeordnete Dr. Ritterspacher. Ich erteile ihm das 
Wort. 

A b g. D r. R i t t e r s p a c h e r : 

Meine Damen und Herren! Durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf soll eine gesetzliche Regelung der agra­
ren Kreditorganisation erfolgen, die immer dringli­
cher geworden ist. Im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 
wurde das Agrarkreditwesen durch zwei Gesetze 
schon neu geregelt. Die französische Zone hinkt hier 
noch nach. Die Landwirtschaftsminister dieser Zone 
haben daher am 22. 4. 1949 beschlossen, ihren Kabi­
netten zu empfehlen, das bizonale Gesetz über die 
Rentenbankgrundschulden auch in den Ländern der 
französischen Zone e inzuführen. Diesem Wunsche 

. trägt der vorliegende Geset::i:entwurf Rechnung. Er 
schließt sich eng an an die bizonale Regelung. Die 
einzelnen Bestimmungen ergeben sich ohne weiteres 
aus dem Text. Ein Antrag des Vertreters der KPD, 
in § 3 Abs. 2 im ersten Satz den Betrag von 6000 DM 
zu erhöhen auf 20 000 DM wurde mit all~n Stimmen 
des Rechtsausschusses gegen eine Stimme abgelehnt. 
Der Rechtsausschuß bittet das Hohe Haus, dem Be­
schluß des Rechtsausschusses beizutreten. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung eröf!ne ich die Be~ 
sprechung. Das Wort hat der Abgeordnete Griesbeck 
von der Kommunistischen Partei. 

Ab g. G r i e s b eck : 

Meine Damen und Herren! Durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf Nr. II/1137 sollen die Rentenbank­
grund.schulden der früheren Deutschen Rentenbank 
auf die landwirtschaftliche Rentenbank in Frankfurt 
übertragen werden. Wir begrüßen eine Möglichkeit 
für die Landwirtsc'haft, Kredite zu mobilisieren. D21 
wir aber auf dem Standpunkte stehen und die Vergan­
genheit es bewiesen hat, dafi von diesen Krediten in 
erster Linie die größeren und größten Betriebe Ge­
brauch machen, stellen wir den Antrag, die Betriebe 
über 6000 DM Einheitswert bis zur Grenze von 20 000 
DM aus der Verschuldung zu entlassen. "Der deutsche 
Bauer befindet sich heute schon in einer solchen Lage, 
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daß es ihm schwer fällt. auch die kleinste weitere 
Belastung auf sich zu nehm~. Wenn Sie ihn von die­
ser Verpflichtung zur Zahlung verschonen, wird er als 
der.ienige, der am wenigsten Vorteile von einer sol­
chen Bank hat, Ihnen das sehr hoch anrechnen. Wir 
bitten Sie dei;halb, einer Heraufsetzung des Einheits­
wertei; von 6000 DM auf 20 000 DM zustimmen zu 
wollen. 

Präsident: 

,Vl'ilert' Wo1·fnwl<i1.1ngen iif'gen nicht vor. Ich lasse 
runächst abstimmen über den Änderungsantrag der 
Fraktion dPr Kommunisfo:t'hen Parl~i. der Ihnen in 
dPI' Drucksache II.1195 vorlie~t. Wer dem Antrag der 
Kommunistisd1en Partei seine 7..m,timmung geben wil.1, 
den bitte ich um E1·hebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe. 

DC'r Antrag ist ab1;t'lehnt. 

',Vi•· k,-.ntnl>-11 nHnmehr 1.11 der Beratung des Geset­
zes. kh rufe auf die §§ l bis 5. Einleitung und Üut:r­
:-<chrift. Weitere Wortmeldun~en liegen nicht. vor. Ich 
schlieHe. die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweitel' 
LPsun~ sein" 7,ustimmung gehen will, den bitte ich 
um F.rhebung d~r rei-hten Hand. Die Ge,genprobe. 

Das Gesetz 1st angenommen gegen 5 SLiu:imen der 
Knmmun istis<.'hen Partei. 

\Vi ,· lr.-1„11 ir1 die riritte Beratung ein. Ich rufe auf 
diL' §§ l bis 5. Einleitun~ und Überschrift. Wortmel­
dungf'·n liegen nicht vm. Ich schließe die Bespl"echun,t. 
'.'.'er dem Gese~zentwurf in dritter Lesung seine Zu­
,1 iinrnung geben ,vil J, den bitte ich, sich vom Platze 
Z\l erl11:bcn. Die Gegenprobe. Stimmenthaltung? 

Oas Geset7. ist. angenom1nen gegen 5 Siirrunen der 
Komm1inis1is('hen Partei bei 2 Stimmenthaltungen. , 

\Vir kommen zum Punkt 38 der Tagesordnung: 
Zweile und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur 
Änderung de11 Gelietzes über die Vermittlung der An­
nahme af). Kindes Statt vom 19. -t. 1939 (RGBl. I S. 
79ti) - (Oruck:;ache II 1115). - Das Wort dazu hat der 
BcrkhtPntatter Abgeordnet.er Hertel. 

Ab g. Her t e 1 : 

:\1Pine Damen und HerrE'n! Ein wesenllichet· Teil 
uns~rer Arbeit. die wir in den ietzten Jahren geiei1otet 
haben, bei-t;mcl dann, die Gesetzgebung von Nazi.­
tenden,.<" n freizumachen. Um einen solchen Fall han­
d elt E''- sich auch bei dem Gesetz vom 19. 4. 1939, das 
sil'h mit der Vermittlung der Annahme an Kindes 
Stall befaßt. Es i;ilt mit d em Ge~tz - Druck~ach~ 
H l 145 - dafür z.u sorgen, daß die früheren Nazi­
inst.am.en, die an sich ja heute nicht mehr bestehen, 
:iud1 ~ns dem Gesetz 11usgemerzt werden. Es war dies 
\·or allem die sogenannte Reich:sadopt.ionsstelle. 

Die Vermittlung der Annahme an Kindes St.ati. i,;t 
eine so feine und gefühlvoll abzuwägende Angelegen­
hl'>it, daß \vir sie in die Hände der bestehenden freien 
'.'! oh lfahr1„5vf'rhÄnrll" 7.11rückverlegen wollen. Ebenso 
sollen Personen, die dem Kinde oder der annehmen­
den Familie persönlich nahestehen, mit der Vermitt­
lung in diesem Fall bedacht werden. Der Rechtsaus­
schuß hat sich eingehend mit der Vorlage befaßt und 
beantragt. dem Gesetz Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident; 

Nach der ·BC'rich1en,1attung ist die A11ssprache er­
öffnet. Ich rufe auf die Artikel 1, 2, 3. Einleitung und 
Über~chritt. Wortmeklungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Bespreehung. Wer dem Gesetzentwurf in 
zweiter Lesung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich' um Erhebling der re<:hten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir treten in dif:" <ir\lte Beratung ein. kh rufe auf 
die Artikel 1, 2 und 3, Einleitung und Überschrift. 
Wortmeldungen liegen nil'ht vor. Ich schließe die Be­
sprechung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz.entwud in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platze zu erhcbt:n. 

Ich f!telle die ejnstimmige · Annahme fest . 

Wir kommen zum Punkt 39 der Tagesordnung; 
Zweite und drltte Beratung einf's Landesgesetzes iibl'r 
die Aufhebung der Verordnung über Postzustellung in 
der öffentlichen Verwaltung ,,om 23. 8. 1943 (RGBI. 
I S. 5~7 ~ Drucksache II_ 1127 •. 

Ich ruft>, auf die §§ l und 2. Emleitung und ÜI.Ji::r­
schrift. Wortmeldungen liegen nich, vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben will , den bitte ich um Erhe­
bung der rechtf'n H:'lnci. 
' ' ,... ..... -, 

ich stclle ... d.ie ~in;;hmmigl:! ·Anm,hrne fei<t. 

Wi, komrrwn zur dritt<'n n('ratung . lch rute auf die 
§§ · 1 •.tnd 2, Ein1<'iiung ,mrl 'Oberschrift.. Wortmeldun­
g(~n liegen nicht vor . kh ~rhlii>ße die Besprechung. 
Wil· kommen zur Ab;;timmung. vVer dem Gesetz in 
driltcr · Lesung seine 7.w;limmung geben will, den 
bitte ich, sich VO':} Platze zu erheben. 

Ich st,ellc die einstimmigP Ann.:.hme fest. 

Wir· kommen zum Punkt 40 der Tagesordnung: 
Zweit.e und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur 
.Änderung des ~andesg~etzes iiber Kurzarbl'iteruutl'r­
stützung und Ergänzungsarbeiten (Oruct,sacbe 11 1116). 

Ich rufe ~uf die §§ t und 2, J<~inltcitung und Über­
schrift, Wort.meldungen lieg,:m nicht vor. Ich schließe 
die BcsprPC"hllflg. Wer riem Gesetzentwurf in zweiter 
T,tw.aung s~lni:o Zustimmung geben \Vill, den bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmig<:' Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung . Ich rufe auf die 
§§ t und 2, ~inleitung und Obnschrift. Wortmeldun­
,gen liegen nicht vm·. Ich schließe die Besprechung. 
Wir kommen zur Ahstimmnng. Wer dem Gesetzent­
wul'f in dritter T,es11ng seine Zustimmung geben will, 
den bitte ichi sich vom Platze zu E>rht.>ht•n. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

\Vil' kommen Z\lm Punkt U der Tagesordnung: 
Berichterstattung des Rechtsausschusses zur Druck­
s11the II 1126 betr. Antrag der Fraktion der H.PO: Am­
nestirrung derjenlgf'n Landwirte, die bei dt.r Abwehr 
der Wild.s~bwelnplage wegen unerlaubte•1 Waffenbe­
sitzes venirteßt worden sind (Drucksache II 1185), 

Berichterstatter ist der AbgeordnNe Griesbeck. 

Ab g. Gries!) eck: 

Meine Dani.en und Herren! Der. Antrag II 1126 der 
Kommunistischen Fraktion ersu<'ht den Landtag, die­
Regierung zu beauftragen, mit der französisch~n Mi-
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titiirregierung dahingehende Verhandlungen zu füh­
ren, daß dicjentgen Landbewohner, die mit der WaJ_fe 
in der Hand bei der Abwehr der Wildschweinplage 
angetroffen und deshalb bestraft wurden, mögHchst 
rasch einer Begnadigung zugeführt werden sollten. Die 
SPD-Fraktion hat zu dem Antrag der KPD, der ur­
sprünglich so lautete, wie ich vortrug, beantragt, ihn 
dahingehend abzuändern, das Wort „Landwirte" zu 
streichen und „diejenigen" groß zu schreiben, damit 
der Kreis der Landbewohner, also nkht nur Landwirte, 
möglichst erweitert werden sollte, der in den Genuß 
dieser Vergünstigungen kommen soll. Ich erinnere 
daran, daß dieser Antrag schon seinerzeit., von mir, 
z.war nur mündlich, an die Landesregierung gestellt 
wurde, als ich zum Jagdgesetz Stellung nahm und 
darauf hinwies, daß nunmehr, da dieJagd in deutsche 
Hände übergehen sollte, die Landesregierung alles 
tun möge, um den noeh inhaftierten Landwirten, die 
sich bei der Abwehr der Wildschweinplage strafbar 
gemacht hatten, möglichst rasch die Freiheit wieder 
zu verschaffen. 

Tatsache ist, daß noch eine Reihe Angehöriger der 
Landbevölkerung inhaftiert ist, und zwar zum Teil 
schon viele Jahre; zum ·Teil müssen sie auf großen 
Gütern als Knechte arbeiten, obschon sie zu Hause 

1als die einzigen Söhne in der kleinen Landwirtschaft 
ihrer Eltern dringend nötig wären. 

Ich glaube, mich nicht weiter darüber auslassen 
zu müssen, daß die Wildschweinplage - trotz der 
Jagdkommandos, die inzwischen zahlreich eingesetzt 
worden sind - zur Stunde noch erhebliche Ausmaße 
annimmt. Sie war vor etlicher Zeit hoch eine unge­
heure Landplage, die der Landwirtschaft sehr erheb­
lichen Schaden zufügte. Man muß infolgedessen Ver­
ständnis mit jenen armen Menschen haben, die das 
Produkt einer Arbeit von einem Jahr durch diese 
Tiere verwüstet sahen und nun in ihrer Verzweiflung 
mit Warfen, die sie irgendwo in den Wäldern gcfu,n­
den haben, sich an die Abwehr begaben, w~H eine 
andere Abwehr, wie jeder einigermaßen informierte 
Mensch weiß, unmöglich ist. Diese Leute, die sich also 
sozusagen in der Abwehr eines Notzustandes befan­
d€n, können unmöglich so hart bestraft· werden, wie 
das geschehen ist, so daß ein Appell an die Militär­
regierung zweifelsohne auf fruchtbaren Boden !ijllen 
dürfte. Der Rechtsal,lsschuß empfiehlt Ihnen die An­
nahme dieses Antrages ... (Abg. Dr. Ritterspacher: 
mit einigen redaktionellen Änderungen) ja, ,,diejeni­
gen groß zu schreiben und das Wort „Landwirte" zu 
streichen. Ich bitte, als Antragsteller von mir aus, die 
Landesregierung, alle Schritte in die Wege zu leiten, 
damit diesen armen Menschen möglichst rasch gehol­
fen wird, was auch im Interesse der Landwirtschaft 
unseres Landes gelegen ist. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung wird die Aussprache er­
öf!net. Ich habe gestern durch das Büi:o veranlaßt, 
daß den Fraktionsführern die Abschrift der Amne­
stie - Anordnung des Generals Koenig zugeleitet 
wurde. Die Abgeordneten, die daran Interesse haben, 
mögen sich mit ihren Fraktionsführern in Verbindung 
setzen und die Bestimmungen dort einsehen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag der KPD mit den Änderungen des Rechts­
ausschusses. Wer dem Antrag seine Zustimmung ge­
ben will, den bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. 

kh stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 4Z der Tagesordnung: An­
trag des Haushalts- und Finanzausschusses zum Lan­
desgesetz zur Milderung dringender sozialer Not­
d!tnde - Soforthllfegesetz (Drucksache 11, 1188). 

Das Wort zur Begründung hat der Herr F inanz­
minister Dr. Hoffmann. 

Finanzminister Dr. Hoffmann : 

Meine Damen und Herren! Unter der Vorlage 
II/1188 verbirgt sich ein ~ntrag der Landesregierung, 
der auf dem Wege zum Landtag von dem Haushalts­
und Finanzausschuß abgefangen wurde und Ihnen 
nunmehr in der Form eines Antrages des Haushalts­
und Finanzausschusses vorliegt. Die Militärregierung 
hat mit einer Note vom 17. dieses Monats mit einer 
bedauerlichen Verspätung das Soforthilfegesetz. das 
in der Bizone ja seit längerer Zeit genehmigt ist, zwar 
nicht genehmigt, aber Einwendungen grundsätzlicher 
Art, die sie dagegen erhoben hatte, zurückgenommen: 
Sie hat die Genehmigung in Aussicht gestellt, wenn 
das Gesetz in einigen nicht so wichtigen Punkten, daß 
wir mit der Ablehnung dieser Anregung eine weitere 
Verzögerung der Genehmigung verantworten könnten, 
geändert wird. Die Vorlage sieht vor, entsprechend 
den Wünschen der Militärregierung, den § 15 zu strei­
chen, der als eine Diskriminierung der Ausländer be­
zeichnet wird. Es sind dort Vergünstigungen hinsicht­
lich der Freigrenze nur Deutschen eingeräumt. Die 
Militärregierung wünscht - und dem ist im § 82 mit 
der vorgeschlagenen Streichung Rechnung getragen -
die Bezugnahme auf das zweite Steuerneuordnungs­
gesetz, das von der Militärregierung abgelehnt worden 
ist, hinfällig werden zu lassen. Der dritte Punkt 
schließlich, der von der Militärregier-ung beanstandet 
worden ist und der in dem § 84 seinen Niederschlag 
gefunden hat, ist der, daß die Militärregierung 
wünscht, daß dem Finanzministerium als dem Voll­
zugsorgan für das Soforthilfegesetz ein demokratisches 
Gremium zur Mitwirkung an die Seite gestellt wird, 
was wir in der Form der Mitwirkung des Haushalts­
und Finanzausschusses bzw. eines Unterausschusses 
vorschlagen. 

Da wir jedoch nicht sicher s ind, ob mit d iesen vor­
genommenen .Änderungen sämtliche Wünsche der Mi­
litärregierung befriedigt sind, wir es aber auf keinen 
Fall verantworten wollen, noch eine weitere Verzöge­
rung in der Genehmigung des Soforthilfegesetzes mit 
zu verursachen, schlagen wir Ihnen· unter Ziffer 4 
vor die Landesregierung und den Haushalts- und Fi­
nan'.zausschuß zu ermächtigen, weitere Änderungen 
des Gesetzes vorzunehmen, die notwendig werden, um 
die erwünschte Genehmigung der Militärr.egierung zu 
erhalten. 

Präs i dent : 

Nach der Erklärung des Ministers hat zur Bericht­
erstattung der Abgeordnete Dr. Boden als Vorsitzen­
der des Haushalts- und Finanzaus:,,chusses das Wort. 

A b g. D r . B o den : 

Meine Damen und Herren! Nach der eingehenden 
Begründung, die der Hert" Finanzminister der Vorlage 
selber gegeben hat, kann ich mkh kurz !assen. Der 
Haushalts- und Finanzausschuß hat sich heute mor­
gen mit der Vorlage befaßt und ist durchdrungen von 
der Überzeugung, daß auch bei uns endlich das So­
forthilfegesetz angenommen bzw. die Genehmigung 
der fran7listschen Militärbehörde finden muß. Wir sind 
der Auffassung, daß alles in Kauf genommen werden 

.., . 
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muß. was nur eben zu ertragen ist, damit aus un­
serer Stellung zur Vorlage das Gesetz im Lande als 
d~s angesehen wird. was es von Anfang .in gewesen 
ist; ein Gesetz. dessen Inkrafttreten nicht genug be­
schleunigt werden kann. 

Aus diesen Gründen und Erwägungen schlägt der 
Haushalts- und Finanzausschuß dem Hohen Hause 
vor, wenn möglich ohne weitere Debalte der Vorlage 
,eine Zust,immcmg zu ~rt~il~.n-

Pr;;sident: 

Sie hc1bPn den Antrag dcia: Haushalts- und Finanz­
:cius,l'hll~~ee gehört. Weitere Wortmeldungen liegen 
nieht vor. Jr:-h schließe die Besprechung. Wir kommen 
zur Abstimmung. Das Wort hat. der Abgeordnete 
Hr>rtPl (SPD!, 

Ab ~. Her l e 1 : 

Ich darf bezüglich des gemeinsamen Entschließungs­
antrages bemerken, daß die FDP seinerzeit bei der 
Vcn-1.hschiedung des Gesetzes die außerordentlich drin­
gende sozialpolitische Notwendigkeit nicht in dem 
l\'IaJ1 anerkannt hat .. . . 

Pr ü s i den t (tmterbrPchend): 

Herr Abgeordneter Hertel. dac; hat mit der Sache 
nici1I s zu tun. kh bedauere. daU wir leider darüber 
schon hinweg sind. Ich kann Ihnen das Wort in die­
~cr Sache nicht geben. 

Wir komriwn mr Abstimmun,g. Wer dem Antrag 
1,eine ?:tistimm;,n~ !!Plwn will. den bitte ich um Et·~ 
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimm­
enthaltung'! 

Bei 7 Stimmenthflltungen der Freien Demokra­
tischf>n PartPi ist der Antrag angenommen. 

OC'r Ta1tesordnungspunkt 43 soll nach dem Wunsche 
des Antra~stellers zurtif'kgf'stf•llt und heute nicht mehr 
bt•handelt werden. Dem Antrag wird entsprochen. 

Aul.lerhalb der Tagesordnung hat der Abgeordnete 
Peller zur Abgabe einer persönlichen Et·klärung mn 
das Wort gehetf>n Da,:; wird ihm hiermit erteilt. 

A h g . F c I J er : 
Mein,c, D;>nwn und Herren! [m Auftrage meiner 

Fniktinn möc-htf" ich z1t d en gestrigen Vorfällen fol­
gendes erklj.1·en: 

Die Fraklwn der KPD im Landtag von Hheinland­
Pfalz erhebt schärfsten Protest. gegen den Einsatz von 
Polizei im L,mdtag am Dif'nstag, den 23. 8. lll49. Da­
durch wurde zum ersten Mal nach. 1945 eine Polize1-
ak1 ion gegen f'inen Abgeordneten und seine Fraktion 
innerhalb des Parlaments durchgeführt. Der wahre 
Urheb""r cies Zwischenfalls. der AbJi;eordnete Jacobs, 
hatte in verleumderischt:!r Weise die KPD beschuldigt, 
ein lnteres.se an solchen Explosionen wie in Prüm zu 
hc1ben. Das beweist eindeutig die Wiedergabe des be­
ir,-,fff"nnr>n Ahschnitts ,einer Rede durch das Dimafon. 
Der Abgeoi·dnete Buschmann, der den Standpunkt 
dE>r KPD-Frnktion zu der Explosion in Prüm 
sachlich. ohne eine Partei anzugreifen. die Vernni­
wort:ir:hkeit der westlichen Mihlarn:·gie1ung zu dici; 
Kc1tllsstrophe festgestellt hatte, fühlte sich dut·ch die 
a l:=: Provokation wirkende. Behauptung des Abgeordne­
•,,n ,Jacob.~ persönlich und politisch für seine Fraktion 
\'erleumdet 11nd angegriffen. Der Abgeordnete Busch­
mann wollte den Präsidenten um Zurechtweisung und 
7,urückweiiaing der verleumderischen Ausführungen 

des Abgeordneten Jacobs veranlassen. Der Landtag.s-· 
präsident hat diese in empörter Abwehr der Verleum­
dung von dem Abgeordneten B uschmann verlangte 
Zurechtweisung überhört oder nicht verstanden. Er 
erteilte deshalb nur dem Abgeordneten Buschmann 
Ordnungl!ruie und ließ dann auf seine Veranlassung 
durch den Innenminister Stcffan die Tribünen riiumen 
und den Abgeol'dneten Buschmann unter Verletzung 
der Immunität aus dem Sitzung:si;aal des Landtages 
mit Polizeigewalt entfernen. Di€' KPD-Fraktion pro­
testiert gegen diese undemokratische Polizeimaßnahm,c 
und solidarisiert skh politisch und moralisch mit dem 
Abgeordneten l:lus,:hmann. um ihn gegen eine unge­
rechtfertigte Polizeimaßnahme in Schutz zu nehmen. 
Durch den Einsatz von Kriminalpolizei und unifor­
mierter Polizei, wurde der wahre l'arlamentarismus 
geschädigt und dem Ansehen des Landtages .Abbruch 
getan. Die Kommunistische Landtagsfraktion, die die 
nationalE'n und sozialf"n lntE'l'Pf'sPn deutscher Mi'inner. 
Frauen und der Jugend vertritt und hinter der 90 000 
W tih'.er in Rheinlan<l-Pfalz stehen, erheb! noch ein­
mal schÄrfäten T'rntei;t gegen diese undemokrati!whe 
Polizeiaktion, die die Fraktirm der KPD behindern 
soll, in ihrem Kampf für die Rechte und Freiheiten 
des Volk~ einzul!·ct<'n. Wir machen auf diP weittra­
genden politischen Folgen einer soll'hen beabskhtlgt.en 
Mundtotmachung der Opposition eindringlichst auf­
merksi:1m und möchten der Erwartung Au1<druck ge­
ben, c1n<:> solche tolalitRre Polizeiaktion nicht zu w ie­
derholen. 

Präsiden t: 

Das Wort zu einer persönlichen Erklärung hat der 
Abgeordnete Hertcl (SPD). 

A b g. H e r t e l : 

Meine Damen und Herren! Was Sie soeben gehört 
haben, war der hoffnungslose Versuch <ler Kommuni­
stischen Partei. den Tatbestand völlig ;;,.u veri:.chieben. 
(Bravorufe!) Der Altestenrat hat gestern in eingehen­
der Überprüfung festgestellt . da!~ 7.V f'inPr solchen Er-­
regung, wie sie oci der Kommunistischen Pc1•· !r>; p •,,, .'. 
gegrilfon hat, nb~r auch gar keine Veranlassung be­
l!!fl!!nd. "W~lm jl:'Ti't M!>IJn:'!hl"'l"TI ~11rd1Hti'1hrt n 1d hP­
schlossen ,vcrden, au!' die wir allt> nkht stolz sind. 
dann i;:ind di~jenigen schuld dnran. die ::sii.:n eines l:'ar­
la111i.:ul.:, Lmwüi·dig ved1.alten haben (Beifall!) . 

Präsident; 

Da~ Wort hat der Abgeordnete .Jacobs (SPD) 7.U ei­
ner persijnlkhen F.rk1ärung. 

Ab~- .Ta c ob s: 

M~ine Damen und Herren! Auch die sonst dem 
Herrn Fellcr zu un tcrstc\ll'nde Rabulistik ist in dif'­
~em Falle schlecht gewPsen. F.s war natürlich, daß 
er auf der Suche nach Abwendung einer seine Frak­
tion zu recht gctroffeni"n M~ßnahme einen Schu \­
di.gen finden inuß. kh stelle h[e ,· fest, <faß für die 
Geschthnii,;~e. · d ie Vorfälle am ge;:trigen Tage sog ·.ll' 
in erster Linie den Herrn Feller die SC'huld trifft . 
da eirrdP11tig f,~1g.,.st .... 1ll wer·doc,a knnnte. daß Herr 
Busmmaiin bereit war, den Saal zu verlassen und 
lediglich · auf das Anraten bzw. in Ausübung d er 
Befehl8gewaU dei- Herrn Feller H err Buschrnann 
seiner urspt·ünglichen Absicht nicht n·~chgekom­
men ist. 

(Zuruf Abgeordnete Halcin (KPD1: Wir sind doch 
kein Marionetten thca te r !) 
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Darüber hinaus darf ich noch feststellen, daß bei 
der sogenannten Pressekonferenz, die Herr 1''eller heute 
mittag im Namen seiner Fraktion abgehalten hat. 
von ihm u. a. darauf hingewiesen wurde, daß solche 
Fälle, solche Vorfälle, ebenso wie die von mir ge­
machten Äußerungen von der russischen Besatzungs­
macht sehr eingehend registriert würden und ich 
mich eines Tages vor der russischen Bes~tzungsmacht 
zu verantwot'ten hätte. (Zurufe: Hört, hört!} Das ist 
für mich nichts Neues, ich will damit nur feststellen, 
daß das, was uns niemals ein Geheimnis war, auch 
durch, Herrn Feller publik gemacht wurde, Ihre ein­
deutig<) Kennzeichnung als Befehlsempfänger und 
Hil!sorgari Sowjetrußlands ln Deutschland. (Beifall.) 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordneter Feller (KPD). 

Ab g. F e 11 er : 
Meine Damen und Herren! Wir werden nicht auf 

eine neue Provokation hereinfallen. Wil:- wollen aber 
richtigstellen, das, was unbedingt der Wahrheit wegen 
richtig gestellt werden muß. 

1. Gibt es bei uns keine Befehlsempfänger. Auch 
der Abgeordnete Buschmann ist kein Befehlsempfän­
ger. sondern was er für ein Mann ist, und daß er ein 
Mann ist, das hat er wo anders bewiesen, wo es galt, 
sein Leben einzusetzen gegen die Hitlerdiktatur-. Ich 
glaube, daß sich deshalb jedes weitere Wort in dieser . 
Beziehung erübrigt und daß diese Geschichte in sich 
selbst zusammenfällt. Weiter muß ich berichtigen, daß 
ich nicht gesagt habe, daß dafür, daß der Abgeordnete 
Jacobs die Sowjetlsche Besatzungsmacht angegriffen 
hat, er irgendwie von uns registriert würde;, sondern daß 
er eine Besatzllngsmacht in einer Form schon öfters 
angegriffen hat, die wahrscheinlich von dieser Besat­
zungsmacht registriert würde (Heiterkeit!). Das ist 
ein wesentlicher Unterschied. (Glocke des Präsiden­
ten: Ich bitte zunächst den Abgeordneten Feller aus­
sprechen zu lassen.) 2. Gibt es ja immerhin noch 
ein Kontrollratsgesetz und nach diesem ist die 
Hetze gegen eine Besatzungsmacht verboten. Wenn 
die Besatzungsmacht daraus Konsequenzen zieht, 
so ist das ihre Angelegenheit. Wir sind auch 
bereit, unsere Verantwortung zu übernehmen, w:mn 
wir Äußerungen ge'genüber der Besatzungsmacht 
machen, die wir allerdings nie, um das einmal ganz 
deutlich zu sagen, als irgendeine Hetze gegen die An­
gehörigen des Volkes oder gegen die Besatzungsmacht 
selbst betrachten, sondern al~ eine politische Stel­
lungnahme zu Maßnahmen der. Besatzungsmacht, 
die uns nicht befallen und die wir deshalb kritisieren, 
ohne ln irgend eine nationalistische Hetze zu verfal­
len. Denn wenn das deutsche Volk· der Kommunisti­
schen Partei von 1932 gefolgt wäre, dann wäre wahr­
scheinlich auch Hitle1: und der ganze Krieg Hitlers 
vermieden worden und es wäre nicht zu einem bluti­
gen Überfall auf die anderen Vcllker gekommen. (Zu­
ru! Abg. Völker (SPD): Steigbügelhalter, Unruhe! 
Glocke des Präsidenten: Bitte um Ruhe, wir wollen 
den Abgeordneten Feiler erst aussprechen lassen!) Ich 
kenne Ihre Absichten und gehe deshalb nicht darauf 
ein, weil es mir darauf ankommt, hier die Wahrheit 
festzustellen . 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Damit ist die persönliche 

Besprechung geschlossen. Ich darf zusammenfassend 
zunächst einmal sagen, daß der Abgeordnete Busch­
mann nicht unter Verletzung seiner Immunität aus 

dem Saal geführt worden ist, sondern daß ich Kraft 
meines Hausrechts den Innenminister Steffan gebeten 
habe, den Abgeordneten Buschmann, der der Verwei­
sung des Saales keine Folge geleistet hat, aus dem 
Hause zu verweisen. Weiteres ist von mir nicht ange­
ordnet worden. Ich darf weiter darauf aufmerksam 
machen, daß nach dem vorliegenden Stenogramm auch 
der Ältestenrat keine Veranlassung hatte, dem Abge­
ordneten Jacobs einen Ordnungsruf zu geben. Ich darf 
weiter noch einmal ausdrücklich behaupten, daß wir 
keine Mundtotmachung der Opposition wollen, son­
dern nach wie vor werde ich mich dafür einsetzen, 
daß die parlamentarischen Rechte von allen geachtet 
werden (Zurufe: sehr richtig!), lege aber Wert daraut. 
daß aber auch die parlamentari~che Ordnung von al­
len beachtet wird (Zuruf: sehr richtig!). Wir wollen in 
diesem Sinn zusammenarbeiten. und dann glaube ich, 
werde ich nicht mehr von meinem Hausrecht Ge­
brauch machen müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch kurz auf 
die Drucksache II11194 hinweisen, die wir noch zur 
Tagesordnung haben wollen. Wir hatten vorgeseht-n, 
die erste Beratung auf die Tagesordnung w setzen. 
Ich hatte das vergesstm. Ich ru!e deshalb auf die 
Drucksache II/1194, betrifft Landesgesetz über die 
Aufhebung der ersten Gehaltskürzungsverordnung. 

Es wurde vorgeschlagen, diesen Antrag dem Haus­
halts- und Finanzausschuß zuzuweisen. Wiederspruch 
dagegen erhebt sich nicht, es ist demgemäß be­
schlossen. 

Der Abgeordnete Schieder (KPD) zur Geschäfts­
ordnung: 

A b g. S c h i e d e r : 
Herr Präsident, habe ich Sie richtig verstanden? Sie 

erklärten doch. ~ie hätten keine Anweisung gegeben. 
den Abgeordneten Buschmann gestern mit Polizeige­
walt aus dem Saal zu führen. 

Präsident: 

Das habe ich nicht gesagt. Ich habe ausdrücklich 
erklärt: Ich habe aufgrund meines Hausrechts Anwei­
sung gegeben, daß der Herr Abgeordnete Buschmann 
aus dem Saal venviesen wird. Das ist keine Polizei­
aktion, das war ein Ausfluß meines Hausrechts. Er ist 
auch wegen dieser Angelegenheit nicht verhaftet wor­
den. Ich glaube, der Herr Innenminister wird Ihnen 
das bestätigen, eine Verhaftung ist nur erfolgt wegen 
Widersätzlichkeit gegen die Staatsgewalt. Also, das ist 
der tatsächliche Sachverhalt. Darüber werden wir ja 
vielleicht noch gleich :iu sprechen kommen. 

Vor Schluß der Sitzung habe ich noch einen Antrag 
der Fraktionen der CDU und SPD zu verlesen; 

,,Wir beantragen die Ein°berufung einer neuen Sit­
zung des Landtages für heute. den 24. August 1949, un­
mittelbar im Anschluß an diese Sitzung mit folgender 
Tagesordnung: Beratung der Druck.sache- 11, 1196. 
II ;I197 und II 1198, die Anträge des Ret"htsausschusses. 
Die Fraktion ·der CDU, die Fraktion der SPD." 

Ich schlage Ihnen vor, die Sitzung in 3 I\Iinu ten zu 
et'öffnen. Wer dem Antrage :i:ustimmen will. bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. Gegenprobe. 

Angenommen gegen 5 Stimmen der Kommunisti­
schen Partei. 

Die jetzige Sitzung ist geschlossen. Die nächste Sit­
zung wird einberufen in 5 Minuten. 

Schluß der Sitzung: 20.45 Uhr. 

... 
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